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I . Die Allel ssicheiuugssy »leine für abhängig Beschäftigte 
und ihr Zusammenwirken 
1. Sicherungsbereich 
Grundsä t z l i ch sind alle abhäng ig Beschäft igten in Sicherungssysteme 
— für sie selbst i m Falle des Alters und der Inva l id i tä t bzw. 
— für ihre Hinterbliebenen i m Falle des Todes des Ehegatten bzw. Elternteils 
einbezogen. 
Historisch bedingt, umfassen die Alterssicherungssysteme in Deutschland nicht nur 
den Fall des Alters, sondern auch die Fäl le der Inva l id i tä t und des Todes unter 
Z u r ü c k l a s s u n g Hinterbliebener. Allerdings werden diese Sicherungsfäl le ihrer kon­
kreten Ausgestaltung nach von den einzelnen Systemen i n unterschiedlichem U m ­
fang abgedeckt; auch innerhalb der Systeme werden die Leistungen je nach Risiko 
differenziert. 
2. Die untersuchten Systeme und ihre hauptsächlichen Zielgruppen 
2Λ Regelsicherungen 
F ü r die a b h ä n g i g Beschäft igten bestehen zwei umfassende, stark voneinander 
abweichende Regelsicherungen: 
— Die gesetzliche Rentenversicherung ist die Regelsicherung der Arbeiter und A n ­
gestellten (Arbeitnehmer). Sie stellt entweder ihre alleinige Sicherung oder ihre 
Hauptsicherung dar, neben die a u ß e r der privaten Versicherung u. a. eine 
Zusatzsicherung durch den Arbeitgeber treten kann. Innerhalb der Rentenversi­
cherung weist die knappschaftliche Rentenversicherung eine Reihe von Sonder­
regelungen auf, die mi t dem besonderen Sicherungsbedarf des Bergbaus und 
mi t der Doppelfunkt ion dieses Versicherungszweiges als Regel- und Zusatzsi­
cherung b e g r ü n d e t werden. 
— Die Beamten- und Richterversorgung sowie die Soldatenversorgung sind die 
Sicherungssysteme der Beschäftigten, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst­
und Treueverhältnis stehen; Beamte, Richter und Soldaten werden zusammen-
25 
fassend als „Bedienstete" bezeichnet. W ä h r e n d die Richterversorgung v o n der 
Beamtenversorgung kaum abweicht, weist die Soldatenversorgung (für Berufs­
soldaten) wesentliche Besonderheiten auf. I n den Vergleich w i r d allerdings nur 
die Versorgung der auf Lebenszeit ernannten Beamten, Richter und Soldaten 
einbezogen. Die Besonderheiten für Beamte auf Widerruf, auf Probe u n d auf 
Zeit sowie die Besonderheiten für Richter werden nicht erör ter t . Gleiches gilt 
für die Versetzung der sog. „pol i t i schen Beamten" in den einstweiligen Ruhe­
stand, die nicht dem Zweck der Alterssicherung dient. ( A u f diese Besonderhei­
ten w i r d im Berichtsband 2 eingegangen.) 
2.2 Zusatzsicherungen 
Die Arbeiter und Angestellten k ö n n e n neben der Regelsicherung der Rentenversi­
cherung eine Zusatzsicherung durch den Arbeitgeber erhalten, wobei die einzelnen 
Systeme und ihre Organisationsformen unterschiedlich ausgestaltet s ind: 
— Die Zusatzversorgung stockt für die Arbeiter und Angestellten des öffent l ichen 
Dienstes die gesetzliche Rente auf das (Brutto-)Niveau der Beamtenversorgung 
auf. Neben den allgemeinen Formen — wie der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der L ä n d e r (VBL) — bestehen betriebliche Sonderformen, ζ. B. bei den 
Rundfunkanstalten, die ζ. T. güns t iger als die Beamtenversorgung ausgestaltet 
sind. Die Kommission hat in den Vergleich vor allem die V B L einbezogen. 
— Die betriebliche Altersversorgung stockt bei einem Teil der Arbeiter und Ange­
stellten in privaten Unternehmen die gesetzliche Rente auf, wobei Umfang und 
Ausgestaltung allerdings sehr unterschiedlich sind. 
2.3 Sondersicherungen 
a) Einige Gruppen von Angestellten sind in Einrichtungen der be ru f s s t änd i schen 
Versorgung pflichtversichert; sie k ö n n e n sich von der Versicherungspflicht in 
der gesetzlichen Rentenversicherung befreien lassen. Diese be ru f s s t änd i schen 
Einrichtungen werden i m Rahmen des Vergleichs der Alterssicherungssysteme 
für Se lbs tänd ige dargestellt. 
b) F ü r einen Teil der Angestellten i m öffentl ichen Dienst, ζ. B. für Dienstord­
nungs-Angestellte der Sozia lvers icherungs t räger und für angestellte Chefärz te , 
sowie für Angestellte in dem öffent l ichen Dienst verwandten Bereichen sehen 
die privaten Diens tver t räge eine der Beamtenversorgung entsprechende Sonder­
sicherung vor. Solche Zusagen k ö n n e n bei entsprechender Ausgestaltung zur 
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht führen. Sie stellen in diesem 
Falle eine se lbs tändige Sondersicherung dar. Hierauf w i r d jedoch i m folgenden 
nicht n ä h e r eingegangen. 
c) Die Versorgungsregelungen für Amtsinhaber in Verfassungsorganen (ζ. B. M i n i ­
ster, Parlamentarische Staa tssekre täre , Abgeordnete) bauen auf den Grundlagen 
der Beamtenversorgung auf und erweitern diese wesentlich. Diese Sondersiche­
rungen, die nicht zu den Systemen für abhäng ig Beschäftigte i m engeren Sinne 
g e h ö r e n , werden — soweit nicht i m folgenden e rwähn t — dargestellt. 
d) Die Hü t t enknappscha f t l i che Zusatzversorgung, eine „be t r i eb l i che" Zusatzsiche­
rung auf gesetzlicher Grundlage für die Beschäftigten u. a. der Saa rhü t t en , w i r d 
ebenfalls nicht behandelt. 
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e) Nicht behandelt werden auch e r g ä n z e n d e Formen der eigenen Altersvorsorge, 
z.B. die Lebensversicherung oder eine sonstige Kapi ta lbi ldung. 
3. Zusammenwirken der Systeme 
3.1 Zusammenwirken der Regel- und Zusatzsicherungen 
Die Rentenversicherung ist als Einzelsystem konzipiert , d. h. sie setzt weder ein 
Basissystem voraus, auf dem sie aufbaut, noch ist sie auf die E r g ä n z u n g ihrer Lei ­
stungen durch ein Zusatzsystem hin angelegt. Faktisch kommt sie als alleinige 
Sicherung, aber auch als Teil einer Gesamtsicherung vor. 
Die Versorgung der Beamten, Richter und Soldaten ist als ein Einzelsystem ausge­
staltet, das ganzheitlich die Doppelfunkt ion einer Regel- und einer Zusatzsicherung 
erfüllt ( „b i funkt iona les System"). 
Die Zusatzsicherungen sind keine Einzelsysteme, sondern auf das Zusammenwirken 
mit der gesetzlichen Rentenversicherung hin angelegt. Die Zusatzversorgung des 
öffent l ichen Dienstes ist sys t emkohären t mi t der gesetzlichen Rente ve rknüpf t und 
ergänzt sie zu einer Gesamtversorgung. Ein ähn l i ch enger Verbund unter Abs t im­
mung der Le i s tungshöhe ist i n der betrieblichen Altersversorgung relativ selten. A m 
engsten ist er bei den Gesamtversorgungssystemen. I m Regelfall jedoch w i r d die 
betriebliche Leistung nicht im Rahmen einer Gesamtversorgung, sondern ohne 
direkten Bezug auf die H ö h e der gesetzlichen Rente erbracht. Bei diesen sog. Pro­
zent- bzw. D M - P l ä n e n liegt ein lediglich funktionaler Verbund mit der gesetzlichen 
Rente vor, bei dem die H ö h e der Betriebsrente von derjenigen der gesetzlichen 
Rente u n a b h ä n g i g ist. 
3.2 Zusammenwirken der Alterssicherungssysteme mit anderen Systemen der sozialen 
Sicherung 
Die Renten- und Versorgungsbezüge k ö n n e n mi t anderen Sozialleistungen zusam­
mentreffen; letztere haben teilweise ebenfalls eine Einkommensersatzfunktion (wie 
Krankengeld, Übergangsge ld , Arbeitslosengeld, Unfallrente), teils eine E n t s c h ä d i ­
gungsfunktion (wie Unfallrente, Kriegsopferversorgung, Lastenausgleichsrente), 
teils stellen sie soziale Hi l fen zur Befriedigung eines Mindestbedarfes dar (wie So­
zialhilfe, Wohngeld). Solche Leistungen k ö n n e n die Alterssicherung e rgänzen oder 
ersetzen. 
Die dabei auftretenden Koordinierungsprobleme wurden i m Gutachten der Trans­
fer-Enquete-Kommission erörter t . Zusä tz l ich w i r d auf folgende Punkte hingewie­
sen: 
— Die Rentenversicherung be sch ränk t sich auf die Fäl le des Alters, der Inva l id i t ä t 
und des Todes unter Zurück la s sung Hinterbliebener; a u ß e r d e m werden Lei­
stungen der Rehabilitation erbracht. Die Unfallversicherung t r i t t als besonderes 
System für die Folgen eines Arbeitsunfalls bzw. einer Berufskrankheit hinzu. 
— D e m g e g e n ü b e r ist die Versorgung der Bediensteten (Beamtenversorgung usw.) 
eine umfassende Regelungseinheit, die übe r die b l o ß e Sicherung für die Fä l le 
des Alters, der Inval id i tä t und des Todes unter Zurück la s sung Hinterbliebener 
hinausgreift. Hervorzuheben ist hier die Einheit zwischen Dienstrecht und Ver­
sorgungsrecht; die Bedienstetenversorgung „ in terna l i s ie r t" Aufgaben der sozia-
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len Sicherung i m Dienstrecht. Beispielsweise bestimmen dienstrechtliche Rege­
lungen den Zeitpunkt des Versorgungsfalles sowie die ruhegeha l t f äh igen Bezü­
ge. I m Falle von Krankhei t bzw. Mutterschutz werden die D i e n s t b e z ü g e (bei 
Mutterschaftsurlaub e ingeschränk t ) weitergezahlt, was dazu führt , d a ß solche 
Zeiten bei der Alterssicherung als Dienstzeiten be rücks ich t ig t werden. Das 
Beamtenversorgungsrecht regelt auch die spezifisch gestaltete Versorgung bei 
Diens tunfä l len . Für Soldaten t r i t t die Beschäd ig t enve r so rgung e r g ä n z e n d h in­
zu. 
Für die Absicherung des Risikos der Krankhei t treten die (gesetzliche oder private) 
Krankenversicherung bzw. das beamtenrechtliche System der Beihilfen zur Alters­
sicherung hinzu. 
4. Vergleichsebenen 
Die Problematik, ob und inwieweit die einzelnen Alterssicherungssysteme für 
abhäng ig Beschäftigte miteinander vergleichbar sind, wurde von der Kommiss ion 
nach funktionalen Gesichtspunkten untersucht. Hierbei k ö n n e n vier Vergleichsebe­
nen unterschieden werden: 
— Die Rentenversicherung und die Versorgung der Beamten, Richter und Solda­
ten k ö n n e n als Einzelsysteme miteinander verglichen werden. Dies l äß t sich 
funktional und empirisch damit b e g r ü n d e n , d a ß Rentenversicherung u n d Be­
dienstetenversorgung vom Grundsatz her bezwecken, einen angemessenen Le­
bensstandard alleine abzusichern, indem sie beim Ü b e r g a n g in das Ruhestands­
alter eine gewisse K o n t i n u i t ä t des Einkommensbezuges gewähr l e i s t en , wenn 
auch auf niedrigerem Niveau als das Einkommen w ä h r e n d der aktiven Zeit . 
— Eine weitere Vergleichsebene berücksicht ig t , d a ß die Bedienstetenversorgung 
neben der Funkt ion der Regelsicherung ganzheitlich auch die der Zusatzsiche­
rung erfüllt („b i funkt ionales System"). A u f dieser Ebene w i r d die Versorgung 
der Beamten, Richter und Soldaten mit der Gesamtsicherung aus gesetzlicher 
Rente und betrieblicher Altersversorgung verglichen. 
— Die Sicherung innerhalb des öffent l ichen Dienstes läß t sich vergleichen, indem 
die Beamtenversorgung der Gesamtversorgung aus gesetzlicher Rente plus Zu­
satzversorgung der Arbeiter und Angestellten im öffent l ichen Dienst gegenüber ­
gestellt w i rd . 
— Die Gesamtsicherung der Arbeiter und Angestellten i m öffent l ichen Dienst und 
i m privatwirtschaftlichen Bereich läßt sich vergleichen, indem einerseits die 
gesetzliche Rente plus Zusatzversorgungsrente und andererseits die gesetzliche 
Rente plus betriebliche Altersversorgung gegenüberges te l l t werden. 
Da die knappschaftliche Rentenversicherung auch die betriebliche Altersversor­
gung mit abdeckt, m u ß dieser bifunktionale Aspekt bei den Vergleichen ebenfalls 
berücksicht ig t werden. 
I I . Erfaßte Risiken 
Herkömml iche rwe i se bieten die Alterssicherungssysteme i n Deutschland eine Absi­
cherung in den Fäl len des Alters, der Inval id i tä t und des Todes unter Zu rück l a s ­
sung Hinterbliebener. Die Risiken werden in den einzelnen Systemen durch unter­
schiedliche Regelungen aufgefangen. 
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1. Leistungen 
/./ Leistungsarten 
α) Gesetzliche Rentenversicherung 
Die gesetzliche Rentenversicherung u m f a ß t haup t säch l i ch folgende Leistungsar­
ten: 
— Altersrenten (Altersruhegeld, Knappschaftsruhegeld) 
— Renten wegen Erwerbsminderung: 
— Rente wegen Berufsunfähigkei t 
— Rente wegen Erwerbsunfäh igke i t 
— Rente wegen verminderter b e r g m ä n n i s c h e r Berufsfähigkeit (Bergmannsren­
te) 
— Renten an Hinterbliebene: 
— Witwenrente, Witwerrente 
— Waisenrente 
— Z u s c h u ß zum Krankenversicherungsbeitrag der Rentner 
— Rehabilitationsleistungen (medizinische, be ru f s fö rde rnde und e r g ä n z e n d e M a ß ­
nahmen zur Rehabili tation). 
b) Versorgung der Beamten, Richter und Soldaten 
Die Versorgung der Bediensteten u m f a ß t : 
— Ruhegehalt 
— Hinterbliebenenversorgung 
— Witwengeld , Witwergeld 
— Waisengeld. 
I n Sonder fä l l en kann ein Unterhaltsbeitrag geleistet werden, wenn ein Anspruch 
auf Ruhegehalt oder Hinterbliebenengeld nicht besteht. Neben die Versorgung t r i t t 
das beamtenrechtliche System der Beihilfe i m Krankheitsfall . 
c) Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes 
Die Zusatzversorgung des öffentl ichen Dienstes u m f a ß t : 
— Versorgungsrente an 
— Versicherte 
— Wi twen u n d Witwer 
— Waisen, sowie 
— Versicherungsrenten (in bestimmten Fäl len anstelle einer Versorgungsrente). 
Die Leis tungsfäl le entsprechen grundsä tz l ich denen der gesetzlichen Rentenver­
sicherung. 
d) Betriebliche Altersversorgung 
Das Leistungsspektrum der betrieblichen Altersversorgung u m f a ß t Leistungen an 
die Berechtigten, deren Witwen, Witwer und Waisen. Betriebsrenten knüp fen weit-
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gehend an den Versicherungsfall der gesetzlichen Rente an. Andererseits k ö n n e n 
V e r s o r g u n g s p l ä n e auch Leistungsfälle vorsehen, die es in der gesetzlichen Renten­
versicherung nicht gibt, ζ. B. besondere Leistungen an Eltern. 
Die Versorgungsregelungen decken dieses Spektrum nicht in jedem Falle v o l l ­
s t änd ig ab; es gibt auch Einrichtungen bzw. Zusagen ohne Leistungen an Hinter­
bliebene. 
Folgende Formen der betrieblichen Altersversorgung sind zu unterscheiden: 
— Betriebsrente: 
— Festbetragszusagen ( „ D M - P l a n " ) 
— geha l t sabhäng ige Zusagen („Prozen t -P lan" ) 
— Gesamtversorgungszusagen 
— einmalige Leistungen (Kapitalbetrag). 
1.2 Leistungsvoraussetzungen 
Die Leistungen der einzelnen Systeme k ö n n e n nur in Anspruch genommen werden, 
wenn bestimmte, unterschiedlich gestaltete Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind. 
Hierzu gehören zum einen die Voraussetzungen, die in der Person des Berechtigten 
erfüllt sein müssen , wie Alter, Gesundheitszustand, berufliche Le is tungsfäh igke i t 
oder die Hinterbliebeneneigenschaft. Diese Voraussetzungen werden beim Ver­
gleich der einzelnen Leistungsfäl le dargestellt. Z u m anderen h ä n g t der Leistungsan­
spruch von bestimmten Anwartschaftsregelungen ab, wozu etwa die Wartezeitrege­
lungen oder Regelungen der Unverfallbarkeit zählen . 
— Die Rentenversicherung setzt für die Leistung i m Inva l id i tä t s - oder Hinterbliebe­
nenfall eine Wartezeit von 5 Jahren voraus. Die Erfü l lung der Wartezeit w i r d 
unter bestimmten Voraussetzungen bei beruflich bedingten Inva l id i t ä t s - oder 
Todesfä l len und bei Unfä l len in den ersten Berufsjahren fingiert . F ü r die Alters­
renten m u ß eine Wartezeit von 15 Jahren zuzügl ich weiterer zeitlicher Voraus­
setzungen i m Falle einer Inanspruchnahme vorzeitiger Altersgrenzen erfüllt 
werden. 
I n der knappschaftlichen Rentenversicherung w i r d die Wartezeit für bestimmte 
besondere knappschaftliche Leistungen nur durch Zeiten einer s t ä n d i g e n Arbei t 
unter Tage oder einer ihr gleichgestellten Arbei t erfüllt. Dies gi l t für die Berg­
mannsrente nach Vollendung des 50. Lebensjahres, das vorgezogene Knapp­
schaftsruhegeld für Bergleute und die Knappschaftsausgleichsleistung. 
— Die Versorgung der Beamten, Richter und Soldaten setzt i m Regelfall voraus, 
d a ß der Bedienstete i m Zeitpunkt des Versorgungsfalles Beamter auf Lebenszeit 
ist. I m Inval id i tä t s - und Altersfall m u ß einheitlich eine Wartezeit von 5 Jahren 
erfüllt sein. Bei Nich te r fü l lung der Wartezeit kann ein Unterhaltsbeitrag gelei­
stet werden, der i m Ermessen des Dienstherrn steht. Bei Dienstunfal l w i r d keine 
Wartezeit vorausgesetzt, ebensowenig i m Hinterbliebenenfall. 
— I n der Versorgung der Bundesminister und Bundestagsabgeordneten (Minister­
und Abgeordnetenversorgung) entsteht der Leistungsanspruch mi t Beendigung 
des Amtsverhä l tn i sses bzw. mi t dem Ausscheiden aus dem Bundestag, gleichgül­
t ig , aus welchem Grunde dies geschieht. E in Eint r i t t i n den Ruhestand erfolgt 
nicht, ebensowenig besteht eine Altersgrenze. Das Alter ist ledigl ich für den 
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Beginn der Zahlung der Versorgungsbezüge von Bedeutung. Die Wartezeit 
be t räg t bei Minis te rn zwei, bei Abgeordneten mindestens sechs Jahre. 
— Die Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes setzt für die Leistungen i m 
Alters-, Inva l id i t ä t s - und Hinterbliebenenfall einheitlich eine Wartezeit von 
5 Jahren voraus. Die Wartezeitfiktion ist analog der Rentenversicherung ausge­
staltet. Daneben m u ß der Begünst igte zur Anwartschaftserhaltung im Zei tunkt 
des Versorgungsfalles Arbeitnehmer eines Arbeitgebers sein, der einer Zusatz­
versorgungseinrichtung angeschlossen ist; sonst w i r d anstelle der Versorgungs­
rente lediglich die (niedrigere) Versicherungsrente der Zusatzversorgung gelei­
stet. 
— Die betriebliche Altersversorgung kennt Wartezeiten unterschiedlicher Dauer, die 
in der Regel 5 bis 10 Jahre betragen, i m Ausnahmefall ζ. B. bis zu 20 Jahren. Sie 
k ö n n e n nach Eintr i t t der Unverfallbarkeit der Anwartschaft auch a u ß e r h a l b des 
zusagenden Betriebes zurückgelegt werden. 
2. Leistungsdifferenzierung 
Die er faß ten Risiken werden — je nach Ausgestaltung des Systems — durch ein­
heitliche oder differenzierte Leistungen abgesichert. 
Gemeinsam ist allen Alterssicherungssystemen die Differenzierung zwischen den 
Leistungen aufgrund eigenen Versicherungs-, Dienst- bzw. Beschäf t igungsverhäl t ­
nisses einerseits und den Leistungen an Hinterbliebene andererseits. Innerhalb der 
eigenen Sicherung sehen einige Systeme weitere Differenzierungen zwischen Al ter 
und Inva l id i t ä t bzw. nach verschiedenen Arten der Inval id i tä t vor. So ist zum 
Bespiel i n der Rentenversicherung das Risiko der Berufsunfähigkei t anders abgesi­
chert als das Ris iko der Erwerbsunfäh igke i t und das Altersrisiko. D e m g e g e n ü b e r 
deckt das Ruhegehalt der Bedienstetenversorgung mult i funkt ional die Risiken des 
Alters und der Inva l id i tä t ab. 
I I I . Sicherungsziele 
1. Allgemeine Aussagen und Probleme 
Die Kommiss ion geht bei dem Vergleich der Alterssicherungssysteme davon aus, 
d a ß beide Regelsicherungen für abhäng ig Beschäft igte — Rentenversicherung u n d 
Bedienstetenversorgung — darauf zielen, nach einem erfüllten Arbeitsleben einen 
a l t e r sgemäßen Lebensstandard alleine sicherzustellen. Er soll nicht unangemessen 
hinter demjenigen Lebensstandard zu rückb le iben , den der Gesicherte mi t seinem 
ver fügbaren Erwerbseinkommen gegen Ende seines Arbeitslebens nicht nur vor­
ü b e r g e h e n d innehatte. 
— Zie l der Rentenversicherung ist es, dem Versicherten nach einem erfüllten A r ­
beitsleben einen ausreichenden Lohnersatz und seinen Hinterbliebenen einen 
ausreichenden Unterhaltsersatz zu gewähr l e i s t en : „ D i e Rente soll nicht nur ein 
Z u s c h u ß zum Lebensunterhalt sein, sondern eine Lebensgrundlage, die den 
Rentner aus der N ä h e des Fü r so rgeempfänge r s i n die Nachbarschaft des Lohn­
empfänge r s r ü c k t " (Bundesrats-Drucksache N r . 196/56). 
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— Ziel der Bedienstetenversorgung ist eine Lebensstandardsicherung g e m ä ß dem 
Grundsatz der amtsangemessenen Al imenta t ion des Lebenszeitbeamten und sei­
ner Familie, wie er durch Ar t ike l 33 Abs. 5 des Grundgesetzes garantiert w i r d . 
Der Alimentationsgrundsatz beruht auf der Eigenart des besonderen öffent l ich­
rechtlichen Dienst- und Treueverhä l tn i sses . 
Die Sicherungsziele der Zusatzsicherungen müssen i m Zusammenhang mit den 
Regelsicherungen gesehen werden: 
— Die Zusatzversorgung stockt für die Arbeiter und Angestellten des öffent l ichen 
Dienstes die gesetzliche Rente auf eine Gesamtversorgung auf, die in einer 
bestimmten Relation zu einem fiktiven Nettoarbeitsentgelt begrenzt ist. Die Ver­
sorgungsrente ist die Differenz zwischen dieser begrenzten Gesamtversorgung 
und der gesetzlichen Rente. 
— Die betriebliche Altersversorgung e rgänzt die gesetzliche Rente. Von einem ein­
heitlichen Sicherungsziel kann hier angesichts der Vielfalt der Regelungen nicht 
gesprochen werden, da die Differenz zwischen dem letzten Nettoarbeitsentgelt 
und der gesetzlichen Rente je nach Ausgestaltung mehr oder weniger ausgegli­
chen wi rd . 
Ein konkreter Vergleich der Sicherungsziele der untersuchten Alterssicherungssy­
steme, der übe r diese allgemeinen Aussagen hinausgeht, s tößt auf erhebliche Pro­
bleme. Operationale Festlegungen der Sicherungsziele, d. h. Zahlenangaben übe r 
die H ö h e des zu sichernden Lebensstandards mi t Bezug auf einen definierten Ein­
kommensbegriff, sind in den Regelungen nur b e s c h r ä n k t enthalten. Die Kommis­
sion kann daher die Sicherungsziele der einzelnen Systeme nur konkretisieren, 
indem der zu sichernde Lebensstandard anhand der Einzelregelungen der Systeme, 
insbesondere denen zur Berechnung der Leistungen, präzis ier t w i r d . Bei diesem 
Vorgehen w i r d das politisch vorgegebene Sicherungsziel vermengt mi t der Frage 
seiner Realisierung. Daraus folgt, d a ß Ziele, Nebenbedingungen und Mi t t e l nicht 
getrennt dargestellt werden k ö n n e n . 
2. Sicherung des individuellen Einkommens 
2.1 Regelsicherungen 
a) Die gesetzliche Rentenversicherung i n ihrer konkreten Ausgestaltung soll nach 
einem Arbeitsleben von 45 Jahren einen Lebensstandard sichern, der 67,5 v. H . 
seiner Bemessungsgrundlage be t räg t , die ihrerseits das i m Lebensdurchschnitt 
erzielte Einkommen des Versicherten widerspiegelt. Die konkrete Regelung 
stellt also nicht auf das letzte Einkommen ab, sondern verfolgt das angestrebte 
Sicherungsziel unter Zugrundelegung des durch die allgemeine Bemessungs­
grundlage modifizierten, lebensdurchschnittlichen Einkommens. Infolgedessen 
w i r d der ta t sächl iche Umfang der Einkommenssicherung, bezogen auf das 
zuletzt erzielte Einkommen, durch die Anzahl der Versicherungsjahre und die 
R e c h e n g r ö ß e n der Rentenformel bestimmt. Aufgrund dieser Werte (Steige­
rungssatz je Versicherungsjahr, Verhä l tn i s von allgemeiner Bemessungsgrund­
lage zu gegenwär t igem Durchschnittsverdienst) w i r d nach einem Arbeitsleben 
von 45 Versicherungsjahren das abgesicherte Bruttoentgelt zu etwa 50 v. H . — 
mit Schwankungen i m Zeitablauf — erreicht. 
Bestimmte Rentenarten streben nur eine Teilsicherung an, die neben ein aus 
einer noch zumutbaren Erwerbs tä t igke i t erzielbares Einkommen treten soll 
(ζ. B. Rente wegen Berufsunfähigkei t ) . 
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b) Die Versorgung der Beamten, Richter und Soldaten ist für den Bediensteten und 
seine Hinterbliebenen so bemessen, d a ß sie g e m ä ß dem Alimentationsgrundsatz 
einen dem letzten A m t angemessenen, der Entwicklung der allgemeinen Ver­
häl tn isse entsprechenden Lebensunterhalt gewähr t . Das angestrebte Sicherungs­
ziel w i r d daher g rundsä tz l i ch unter Berücks ich t igung des letzten Einkommens 
realisiert. F ü r den Umfang der Einkommenssicherung sind die Anzahl der ruhe­
gehal t fäh igen Dienstjahre und die Ruhegehaltsskala m a ß g e b e n d . Nach einer 
Dienstzeit von 35 Jahren w i r d die höchs tmög l i che Versorgung in H ö h e von 
75 v. H . des letzten ruhegeha l t fäh igen Bruttoentgeltes erreicht. 
c) Beide Regelsicherungen machen die volle Realisierung des Sicherungszieles von 
der Dauer und K o n t i n u i t ä t der Beitragsleistung bzw. der Arbeits-/Dienstzeit 
abhäng ig . Hieraus resultiert eine erhebliche Bandbreite des im Einzelfall abgesi­
cherten Lebensstandards. 
In bezug auf das letzte verfügbare Einkommen häng t die Aufrechterhaltung des 
Lebensstandard ferner davon ab, ob und um wieviel das berücksicht ig te Ent­
gelt infolge des Lebens-Einkommensverlaufs vom letzten Entgelt abweicht, 
sowie davon, ob und um wieviel die Leistungen mit Steuern und Krankenversi­
cherungsbeitrag belastet sind. Hierzu w i r d insbesondere auf den empirischen 
Vergleich (Dr i t te r Tei l S. 114ff.) verwiesen (vgl. aber auch S. 59ff. Ziffer 7.2). 
2.2 Zusatzsicherungen 
a) Die Zusatzversorgung gestaltet die Alterssicherung der Arbeiter und Angestell­
ten des öffent l ichen Dienstes unter Einrechnung der gesetzlichen Rente in 
Anlehnung an die Beamtenversorgung aus. A n k n ü p f e n d an das letzte Entgelt 
stellt die Zusatzversorgung ein der Beamtenversorgung i n etwa entsprechendes 
Niveau der Gesamtversorgung sicher. Nach dem bisherigen Recht hat sich i n 
der Regel netto ein höhe re s Versorgungsniveau ergeben als bei vergleichbaren 
Beamten, da zum einen lediglich der Ertragsanteil der Gesamtversorgung zu 
versteuern ist u n d zum anderen die Verg le ichshöhe des letzten Nettoentgelts 
infolge der Renten- und Arbe i t s losenvers icherungsbe i t räge niedriger ist als bei 
einem Beamten. Die vom 1. Januar 1985 an geltende Regelung begrenzt die 
h ö c h s t e r r e i c h b a r e Gesamtversorgung auf 45 bis 90 v. H . des letzten ver fügbaren 
Arbeitseinkommens 
b) Bei der betrieblichen Altersversorgung handelt es sich rege lmäßig u m eine Zusatz­
sicherung, die Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung aufstockt. N u r 
ausnahmsweise kann die betriebliche Altersversorgung auch die alleinige Siche­
rung für Personen darstellen, die i n der gesetzlichen Rentenversicherung nicht 
pflichtversichert sind oder früher nicht pflichtversichert waren. Die Differenz 
zwischen dem letzten Nettoentgelt und der gesetzlichen Rente w i r d je nach Aus­
gestaltung mehr oder weniger ausgeglichen. Dieser Ausgleich ist bei Entgelten 
oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung von besonde­
rer Bedeutung. 
I m Rahmen von Gesamtversorgungssystemen w i r d die Gesamtversorgung aus 
gesetzlicher Rente und Betriebsrente r ege lmäß ig durch einen Vomhundertsatz 
der Bru t tobezüge bestimmt. Dabei kann das letzte Nettoentgelt überschr i t t en 
werden. 
Bei den sog. „ P r o z e n t p l ä n e n " w i r d die Leistung als ein Vomhundertsatz des 
Arbeitsentgeltes ausgedrück t . Die H ö h e des Vomhundertsatzes orientiert sich 
zumeist an einem Sicherungsziel, das durch gesetzliche uncj betriebliche, Rente 
«t 
•i 
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zusammen erreicht werden soll. Die H ö h e der Betriebsrente ist j edoch von der 
jeweiligen gesetzlichen Rente u n a b h ä n g i g . 
Bei den D M - P l ä n e n w i r d die H ö h e der Leistung durch eine Zusage bestimmt, 
die in keinem festen Verhäl tn is zum Entgelt oder zur gesetzlichen Rente steht. 
Eine exakte Beschreibung des Sicherungszieles ist deshalb nicht m ö g l i c h . 
c) Die Zusatzversorgung und ganz übe rwiegend auch die betriebliche Altersversor­
gung machen wie die Regelsicherungen die volle Realisierung des Sicherungs­
zieles von der Dauer und K o n t i n u i t ä t der Beschäf t igung a b h ä n g i g . Hieraus 
ergibt sich ebenfalls eine Bandbreite des i m Einzelfall abgesicherten Lebens­
standards, die noch dadurch vergrößer t w i r d , d a ß seit der E i n f ü h r u n g der 
Unverfallbarkeit betriebliche Ver so rgungsansp rüche gegen mehrere Arbeitgeber 
bestehen k ö n n e n . 
3. Obergrenzen der Sicherung 
3.1 Obergrenzen der einzelnen Leistung 
Die Sicherungssysteme haben teils eine spezifische Leistungsgrenze, teils leitet sich 
die Leistungsgrenze allein von der H ö h e der gesicherten E inkommen ab. 
Die spezifische Leistungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung folgt aus der 
Beitragsbemessungsgrenze, die sich indirekt als Leistungsbegrenzung auswirkt. 
Bedienstetenversorgung, Zusatzversorgung und betriebliche Altersversorgung kennen 
keine spezifische Leistungsgrenze. Hier erfaßt die Sicherung die ve r so rgungs fäh igen 
Entgelte u n a b h ä n g i g von ihrer H ö h e . 
I n der Zusatzversorgung des öffent l ichen Dienstes wurden Entgelte oberhalb der 
Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung bislang nur zu 80 v. H . be rück­
sichtigt. I m Hinb l i ck auf die Begrenzung der Gesamtversorgung auf ein fiktives 
Nettoarbeitsentgelt ist diese E i n s c h r ä n k u n g nunmehr entfallen. Steuerpflichtige 
Entgelte, die die Bezüge eines Beamten der Besoldungsgruppe Β 11 übers te igen , 
bleiben unberücks icht ig t . 
3.2 Obergrenzen beim Zusammentreffen mehrerer Leistungen 
Einer Überschre i tung des Sicherungszieles beim Zusammentreffen einer Leistung 
mi t Leistungen desselben Systems oder mi t Leistungen aus anderen Systemen w i r d 
durch Regelungen zur Begrenzung der Kumula t ion entgegengewirkt. Diese Rege­
lungen werden i m einzelnen i n Kapi te l V (S. 39 ff .) dargestellt und miteinander ver­
glichen. 
4. Mindestsicherung 
Die Regelsicherungen gewähr le is ten i m Regelfall ein individuelles Sicherungs­
niveau, das ü b e r dem Existenzminimum ( im Sinne der Sozialhilfe) liegt. Die unter­
suchten Alterssicherungssysteme sehen aber auch vor, d a ß i n bestimmten Fällen 
neben den allgemeinen Regelungen, die auf eine individuel le Bemessung abstellen, 
Regelungen mit Mindestsicherungscharakter zur Anwendung kommen. 
Hierbei besteht ein deutlicher Unterschied zwischen den Regelsicherungen: die 
Rentenversicherung sieht keine Mindestrente vor ; die Versorgung der Beamten, Rich-
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ter und Soldaten hingegen enthä l t Regelungen übe r eine Mindestversorgung. Der 
Unterhaltsbeitrag für ehemalige Bedienstete, die keinen Versorgungsanspruch ha­
ben, stellt i n S o n d e r f ä l l e n ebenfalls eine, allerdings subs id iä re , Mindestsicherung 
dar. 
Wenngleich — da versicherungsfremd — Mindestrenten und subs id iä re Unterhalts­
leistungen für Här t e fä l l e in der Rentenversicherung nicht vorgesehen sind, so d a ß es 
bei der Sozialhilfe verbleibt, bestehen Regelungen mit Mindestsicherungscharakter. 
Dies sind vor allem die Mindestbewertung der ersten fünf Pflichtbeitragsjahre 
sowie die Rentenberechnung nach Mindeste inkommen; beide Regelungen korrigie­
ren die Auswirkungen eines niedrigen Entgeltes, nicht jedoch fehlender Versiche­
rungsjahre. Gelegentlich w i r d auch die Zurechnungszeit als eine Regelung mit M i n ­
destsicherungscharakter angesehen. Denn i m Inval id i tä t s - und vorzeitigen Hinter­
bliebenenfall w i r d die Sicherung rege lmäßig durch die Zuerkennung einer Zurech­
nungszeit gewähr le i s te t , welche die fehlenden, bis zum 55. Lebensjahr noch erreich­
baren Versicherungsjahre ausfüllt. Da aber die Zurechnungszeit mit dem ind iv idu­
ell versicherten Entgelt bewertet w i rd , ist sie eher dem vers icherungsmäßigen Risi­
koausgleich als den Regelungen mit Mindestsicherungscharakter zuzuordnen, ob­
wohl sie wegen der fehlenden G e s u n d h e i t s p r ü f u n g auch versicherungsfremde Ele­
mente en thä l t . 
Die Zusatzversorgung sieht im Verbund mi t der gesetzlichen Rente eine Mindestver­
sorgung i n Anlehnung an die Beamtenversorgung vor, allerdings unter besonderen 
Voraussetzungen. 
Die betriebliche Altersversorgung kennt in der Regel keine Regelungen mi t Mindest­
sicherungscharakter. Gelegentlich arbeitet sie jedoch mi t stark pauschalierten Lei­
stungen, die weniger individuelle Sicherungsziele berücks ich t igen , sondern eher 
einen einheitlichen Sicherungsbedarf unterstellen. 
I V . Erfaßter Personenkreis 
1. Abgrenzung des erfaßten Personenkreises 
LI Selbst gesicherte Personen 
Die Rentenversicherung ist ein „of fenes" Sicherungssystem. Sie erfaßt von den 
a b h ä n g i g Beschäf t ig ten die Arbeiter und Angestellten als gesetzlich Pflichtversi­
cherte, u n a b h ä n g i g von der Zugehör igke i t zu einem bestimmten Betrieb oder W i r t ­
schaftszweig (anders als die betriebliche Altersversorgung). Sie erfaßt d a r ü b e r h in­
aus auch Se lbs tänd ige (als pflicht- oder f re iwi l l ig Versicherte), f re iwi l l ig versicherte 
Beamte, Bezieher bestimmter Sozialleistungen (z.B. Leistungsbezieher der Arbeits­
losenversicherung, Krankengeldbezieher), Wehrpflichtige und andere Personen­
gruppen. 
Die knappschaftliche Rentenversicherung dagegen erfaßt nur Arbeitnehmer der 
knappschaftlichen Betriebe, die vom Gesetzgeber in A n k n ü p f u n g an die b e r g m ä n ­
nische Trad i t ion der Knappschaft festgelegt wurden. Die Arbeitnehmer werden 
u n a b h ä n g i g von der Beschäf t igung unter oder ü b e r Tage erfaßt . Die knappschaftli­
che Rentenversicherung ( K n V ) ist daher ein „gesch lossenes" System. 
Die Bedienstetenversorgung ist ein „gesch lossenes" Sicherungssystem, da der e r faß te 
Personenkreis durch seinen versorgungsfäh igen dienstrechtlichen Status abgegrenzt 
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ist. Die Beamtenversorgung erfaßt kraft Gesetzes Beamte der Gebie t skörperschaf ­
ten und der sonstigen, i m Gesetz genannten juristischen Personen des öf fent l ichen 
Rechts. Die Richterversorgung erfaßt die be ru f smäß igen Richter des Bundes und 
der Lände r , die Soldatenversorgung die Berufssoldaten. 
Die Zusatzversorgung des öffentl ichen Dienstes erfaßt als aufgrund von Tar i fver t rä ­
gen oder Einze la rbe i t sver t rägen Pflichtversicherte die Arbeiter und Angestellten 
der Geb ie t skörper schaf t en , anderer juristischer Personen des öffent l ichen Rechts 
e inschl ießl ich von Bahn und Post, kommunaler Betriebe des privaten Rechts, der 
Sparkassen, sonstiger Unternehmen der öffent l ichen Hand und der sogenannten 
Z u w e n d u n g s e m p f ä n g e r . Die Zusatzversorgung ist ein „geschlossenes" Sicherungs­
system, da der erfaßte Personenkreis tarifvertraglich und satzungsrechtlich abge­
grenzt ist. 
Die betriebliche Altersversorgung in der Privatwirtschaft erfaßt Arbeiter und Ange­
stellte, die durch Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung, Gesamtzusage des Arbeitge­
bers, Einzelarbeitsvertrag, betriebliche Ü b u n g oder aufgrund des Gleichbehand­
lungsgrundsatzes einbezogen sind. Die betriebliche Altersversorgung ist ein „ge­
schlossenes" Sicherungssystem, da der erfaßte Personenkreis bestimmten Betrieben 
bzw. Wirtschaftszweigen angehör t . Die Zusage kann auch auf bestimmte Arbeitneh­
mergruppen, etwa die leitenden Angestellten, be sch ränk t werden. Eine Gruppenbi l ­
dung kann auch dadurch Zustandekommen, d a ß ein bestehendes Versorgungssy­
stem geschlossen und damit auf die vor einem Stichtag in den Betrieb eingetretenen 
Arbeitnehmer be sch ränk t w i rd . 
1.2 Hinterbliebene 
I n den untersuchten Alterssicherungssystemen werden nicht nur die a b h ä n g i g 
Beschäft igten gesichert; i m Hinterbliebenenfall sind in der Regel auch deren Ehe­
gatten und Kinder leistungsberechtigt. Geschiedene Ehegatten k ö n n e n aufgrund 
eines Versorgungsausgleichs leistungsberechtigt sein. 
2. Regelung der Zugehörigkeit zum Sicherungssystem 
2.1 öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Regelung 
Die Zugehör igke i t zur Rentenversicherung und zur Versorgung der Beamten, Rich­
ter und Soldaten ist öffentl ich-rechtl ich geregelt. Die Zugehör igke i t zur Zusatzver­
sorgung des öffentl ichen Dienstes und zur betrieblichen Altersversorgung ist privat­
rechtlich geregelt. 
2.2 Sicherungspflicht, Sicherungsberechtigung 
Arbeiter und Angestellte sind in der Rentenversicherung kraft Gesetzes pflichtversi­
chert. I n bestimmten Fäl len ist Versicherungsfreiheit vorgesehen. Diese Fälle sind 
dadurch gekennzeichnet, d a ß die betreffenden Personen bereits Leistungen zur 
Alterssicherung beziehen oder aus anderen öffent l ich-recht l ichen Sicherungssyste­
men vergleichbare Leistungen erwarten k ö n n e n oder innerhalb bestimmter Zeit­
r ä u m e lediglich geringfügig beschäft igt sind. 
I m Zusammenhang mi t dem Nebeneinanderbestehen der verschiedenen Siche­
rungssysteme ist besonders zu e r w ä h n e n die Versicherungsfreiheit von Beamten 
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und bestimmten gleichgestellten Personen, Berufssoldaten und Zeitsoldaten sowie 
von Ruhestandsbeamten, deren Versorgung mindestens 65 v. H . der ruhegehal t fäh i ­
gen D i e n s t b e z ü g e bet rägt . A u f Antrag k ö n n e n Ruhestandsbeamte und gleichge­
stellte Personen von der Versicherungspflicht befreit werden, a u ß e r d e m Arbeiter 
und Angestellte (überwiegend) öffent l ich-recht l icher Arbeitgeber, wenn ihnen eine 
b e a m t e n ä h n l i c h e Versorgung zugesagt ist. Beamte k ö n n e n sich fre iwi l l ig versichern, 
wenn sie bereits Beiträge für 60 Monate entrichtet haben. 
Beamte, Richter und Soldaten gehören ihren Sicherungssystemen kraft Gesetzes an. 
Die Einbeziehung ergibt sich aus ihrem versorgungsfäh igen dienstrechtlichen Status 
und erfolgt deshalb ausnahmslos. Entsprechend ist eine freiwillige Teilnahme ande­
rer Personen an der Bedienstetenversorgung nicht mögl ich . 
Arbeiter und Angestellte, die der Zusatzversorgung des öffentl ichen Dienstes ange­
h ö r e n , sind kraft ihres Arbei t sverhäl tn isses aufgrund Tarif- oder Einzelvertrag sat­
z u n g s g e m ä ß versichert. Es gibt verschiedene Ausnahmen und Befre iungsmögl ich­
keiten von der Versicherungspflicht, z.B. für beschäft igte Ruhestandsbeamte. Eine 
freiwill ige Versicherung in der Zusatzversorgung ist nicht mehr mögl ich . 
Die betriebliche Altersversorgung w i r d Arbeitern und Angestellten durch vertragli­
che Regelungen zugesagt. Sie kann innerhalb der er faßten Betriebe bzw. Wi r t ­
schaftszweige auf bestimmte Arbeitnehmergruppen besch ränk t werden, soweit da­
durch der Gleichbehandlungsgrundsatz nicht verletzt w i rd . 
3. Übergang zwischen den Sicherungssystemen 
3.1 Wechsel des Arbeitsverhältnisses 
Die Zugehör igke i t zur Rentenversicherung w i r d nicht be rühr t , wenn ein Arbeiter 
oder Angestellter den Arbeitgeber wechselt. Dies gil t auch bei einem Wechsel zwi­
schen Privatwirtschaft und öffent l ichem Dienst. Spezielle Auswirkungen i m Bei­
trags- und Leistungsbereich hat jedoch ein Wechsel aus einer oder i n eine knapp­
schaftlich versicherte Tät igkei t . 
Die Zusatzversorgung w i r d bei einem Wechsel des Arbei tsverhäl tn isses innerhalb 
des öf fen t l ichen Dienstes wegen bestehender Ü b e r l e i t u n g s a b k o m m e n nicht be rühr t . 
Beim Ü b e r g a n g von der Privatwirtschaft i n ein Arbei t sverhä l tn is des öffent l ichen 
Dienstes werden die bisher i n der Rentenversicherung zurückgelegten Versiche­
rungsjahre zur Hälf te i n der Zusatzversorgung angerechnet. Beim Wechsel aus dem 
öffent l ichen Dienst in die Privatwirtschaft verliert der Arbeitnehmer seinen A n ­
spruch auf Versorgungsrente. I h m verbleibt allerdings der Anspruch auf die (nied­
rigere) Versicherungsrente. Der Anspruch auf die Versicherungsrente nach dem 
Betriebsrentengesetz, die etwas h ö h e r ist, setzt die Unverfallbarkeit i m Sinne des 
Betriebsrentengesetzes voraus. 
Erworbene Anwartschaften auf betriebliche Altersversorgung bleiben bei einem Ar ­
beitgeberwechsel erhalten, wenn ihre Unverfallbarkeit eingetreten ist. Eine Zusage 
ist nach dem Betriebsrentengesetz unverfallbar, wenn der Beschäftigte i m Zei tpunkt 
des Ausscheidens aus dem Betrieb mindestens das 35. Lebensjahr vollendet hat und 
die Versorgungszusage für ihn entweder mindestens 10 Jahre oder bei zwölfjähriger 
Bet r iebszugehör igkei t mindestens 3 Jahre bestand. 
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3.2 Wechsel zwischen privatrechtlichem Arbeitsverhältnis und öffentlich-rechtlichem 
Dienstverhältnis 
Eine Berufung in das Beamtenverhä l tn i s ist mi t Rücks ich t auf den Status und die 
Versorgung des Beamten grundsä tz l ich nur bis zu bestimmten Altersgrenzen m ö g ­
l ich. 
Durch Berufung in das öffent l ich-recht l iche Dienst- und Treueve rhä l tn i s werden 
die bisher erworbenen Rentenanwartschaften des Bediensteten nicht b e r ü h r t . Wenn 
bereits 60 Beitragsmonate zur Rentenversicherung zurückgelegt sind, ist eine frei­
will ige Rentenversicherung mögl ich , anderenfalls w i r d der Arbeitnehmeranteil der 
Beiträge auf Antrag erstattet. I m umgekehrten Falle ist der Bedienstete vom Dienst­
herrn in der Rentenversicherung bis zur Beitragsbemessungsgrenze nachzuversi-
chern, wenn er ohne eine lebenslange Versorgung (Ruhegehalt, Unterhaltsbeitrag) 
aus dem Diens tverhä l tn i s ausscheidet oder die Versorgungsbezüge verliert. Dabei 
trägt der Dienstherr sowohl den Arbeitgeber- als auch den Arbeitnehmeranteil . Der 
Beitrag kann auf Antrag auch an eine berufss tänd i sche Versorgungseinrichtung ent­
richtet werden, wenn der ausscheidende Bedienstete einen von ihr e r faß ten freien 
Beruf ergreift. 
Bei ausscheidenden Ministern oder Abgeordneten findet eine Nachversicherung 
nicht statt. Ehemalige Abgeordnete, die noch keine ausreichenden Versorgungsan­
wartschaften erworben haben, erhalten jedoch eine Versorgungsabfindung für 
jeden angefangenen Monat ihrer Mitgliedschaft i m Bundestag, und zwar in H ö h e 
des für diesen Monat jeweils geltenden Höchs tbe i t r ages zur Rentenversicherung 
der Angestellten zuzüglich 20 v. H . dieses Höchs tbe i t r ages . A u f Antrag w i r d an­
stelle der Versorgungsabfindung die Abgeordnetenzeit als Dienstzeit i m Sinne der 
Beamtenversorgung berücksicht ig t . Ferner k ö n n e n Bundestagsabgeordnete, die 
eine Versorgungsabfindung erhalten, für noch nicht belegte Zeiten der Mi tg l i ed­
schaft i m Deutschen Bundestag f re iwi l l ig Bei t räge zur gesetzlichen Rentenversiche­
rung oder zu einer Zusatzversorgung nachentrichten. 
I n der Bedienstetenversorgung werden Zeiten eines Arbei t sverhäl tn isses i m öffent­
lichen Dienst berücks icht ig t , wenn sie bei ununterbrochener Tät igke i t zur Ernen­
nung geführ t haben; bestimmte andere Tä t igke i ten k ö n n e n unter engen Vorausset­
zungen angerechnet werden. Bei Entlassung aus dem Diens tve rhä l tn i s geht der Ver­
sorgungsanspruch verloren. Besteht jedoch kein Rentenanspruch wegen nichterfül l­
ter Wartezeit, kann ein Unterhaltsbeitrag gezahlt werden. 
Die Zusatzversorgung w i r d bei einem Wechsel innerhalb des öffent l ichen Dienstes 
vom Arbe i t sverhä l tn i s i n das Diens tve rhä l tn i s b e r ü h r t ; der Anspruch auf Versor­
gungsrente entfäll t , es bleibt der Anspruch auf die Versichertenrente der Zusatzver­
sorgung. Beim Ausscheiden aus dem Diens tve rhä l tn i s ist eine Nachversicherung 
g rundsä t z l i ch nur in der Rentenversicherung, nicht aber in der Zusatzversorgung 
vorgesehen. Gem. § 18 Abs. 6 des Betriebsrentengesetzes sind in der Zusatzversor­
gung jedoch solche Arbeitnehmer nachzuversichern, denen Anwartschaft auf le­
bens l äng l i che Versorgung und auf Hinterbliebenenversorgung nach beamtenrecht­
lichen Vorschriften oder G r u n d s ä t z e n zugesagt wurde oder die eine Anwartschaft 
auf Ruhegeld bzw. Ruhelohn aufgrund einer Ruhelohnordnung haben, wenn ihre 
Anwartschaft unverfallbar ist. 
Erworbene Anwartschaften auf betriebliche Altersversorgung bleiben beim Wech­
sel erhalten, wenn ihre Unverfallbarkeit nach dem Betriebsrentengesetz eingetreten 
ist. 
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V . Faktoren der Leistungsbestimmung 
1. Systematik des Vergleichs 
Die Kommission hat die untersuchten Sicherungssysteme zunächs t hinsichtlich der 
jeweiligen G r u n d z ü g e der Leistungsbestimmung verglichen, die den einzelnen Lei­
stungsarten gemeinsam sind. Die speziellen Leistungsvoraussetzungen und Berech­
nungsvorschriften der einzelnen Leistungsarten werden für die Leis tungsfäl le des 
Alters, der Inva l id i tä t und des Todes unter Z u r ü c k l a s s u n g Hinterbliebener in den 
Kapi te ln V I I bis I X (S. 68 ff.) dargestellt. 
Die Alterssicherungssysteme für a b h ä n g i g Beschäftigte berücks icht igen bei der Be­
messung der Leistungen grundsä tz l ich vergleichbare Faktoren: 
— Entgeltfaktor 
— Zeitfaktor 
— bedarfsorientierte Faktoren. 
Die Bezeichnung, Ausgestaltung, Bedeutung und Gewichtung der Faktoren wei­
chen allerdings zwischen den Systemen erheblich voneinander ab. 
Die Faktoren führen grundsä tz l ich zu individuel l differenzierten Le i s tungshöhen , je 
nach den Verhäl tn issen i m Einzelfall . Unterscheidet man zwischen indiv iduel l und 
generell wirksamen Bestimmungsfaktoren, so herrscht in den Alterssicherungssyste­
men der individuelle Charakter der Leistungsbestimmung vor. 
Unter „ ind iv idue l l en" Faktoren der Leistungsbestimmung sind solche zu verstehen, 
die durch den Gesicherten bee in f lußba r sind oder die ein besonderes Lebensschick­
sal (etwa Krankhei t oder Zeiten der Kriegsgefangenschaft) berücks ich t igen . Unter 
„gene re l l en" Faktoren der Leistungsbestimmung sind solche zu verstehen, die der 
Gesicherte nicht oder allenfalls indirekt beeinflussen kann und die im wesentlichen 
das System und seine Einbettung in die Sozial- und Wirtschaftsordnung betreffen. 
Sie lassen sich allerdings von den „ ind iv idue l l en" Faktoren nur bedingt abgrenzen. 
E i n Vergleich der Alterssicherungssysteme kann sich deshalb nicht darauf be­
s c h r ä n k e n , die Faktoren der Leistungsbestimmung rechtlich-abstrakt einander ge­
genüberzus te l len . Vielmehr m u ß auch analysiert werden, inwieweit sich die Lei­
s t ungshöhen und Sicherungsniveaus der sozialen Schichten und Statusgruppen 
voneinander unterscheiden. Diese Gesichtspunkte werden i m Rahmen des empir i ­
schen Gesamtvergleichs (vgl. Dri t ter Tei l — S. 114ff.) behandelt. 
2. Entgeltfaktor 
2.1 Individuelle Faktoren 
2.1.1 E r z i e l t e s E n t g e l t 
α) Gesetzliche Rentenversicherung 
I n der Rentenversicherung w i r d der Entgeltfaktor aus dem i m Lebensdurchschnitt 
abgesicherten Bruttoentgelt ermittelt. Fü r die einzelnen Beitragsjahre w i r d das 
Bruttoarbeitsentgelt (e inschl ießl ich der Jahressonderzahlungen) den Versicherungs­
unterlagen entnommen. Das nachgewiesene individuel le Entgelt w i r d für jedes ein­
zelne Versicherungsjahr ins Verhä l tn i s gesetzt zum Durchschnittsentgelt aller Versi-
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cherten im gleichen Kalenderjahr. Hieraus ergibt sich für jedes Jahr ein Vomhun­
dertsatz. Bei der Ermit t lung des Vomhundertsatzes werden neben den Zeiten mit 
Arbeitsentgelt die sonstigen Beitragszeiten ohne Entgelt berücksicht ig t (vgl . S. 42, 
Ziffern 2.1.2 und 2.2.2). Der durchschnittliche Vomhundertsatz aus bestimmten 
Zeitabschnitten (bei der Zurechnungszeit allein aus Pflichtbeitragszeiten) liegt sei­
nerseits wiederum der Bewertung der beitragslosen Zeiten zugrunde; doch werden 
Ausbildungs-Ausfallzeiten pauschaliert bewertet (vgl. S. 42 Ziffer 2.2.2). 
Aus allen Versicherungsjahren wi rd ein Durchschnittsvomhundertsatz gebildet: der 
pe rsön l iche Vomhundertsatz. Dieser Wert drückt die Stellung aus, die der Versi­
cherte im Durchschnitt seines Versicherungslebens auf der Einkommensskala der 
Versichertengemeinschaft innegehabt hat; er führt dazu, d a ß die Rentenberech­
nung auf vergleichbar gemachten E i n k o m m e n s g r ö ß e n beruht, den sog. „Wer te in ­
heiten", und nicht auf N o m i n a l g r ö ß e n . 
Da der Entgeltfaktor das Lebensdurchschnittseinkommen des Versicherten reprä ­
sentiert, beeinf lußt das w ä h r e n d des gesamten Versicherungslebens erzielte Brutto­
entgelt die R e n t e n h ö h e . Perioden geringeren Verdienstes wirken sich deshalb in 
entsprechend geringerem Umfang rentensteigernd aus als Perioden mit h ö h e r e m 
Verdienst. 
I n welchem M a ß e der Entgeltfaktor den Verhäl tn issen w ä h r e n d des letzten m a ß ­
geblichen Zeitraums der Berufstät igkei t entspricht, häng t von der Gestalt der 
Lebenseinkommenskurve ab. Wurde der höchs te Verdienst i n den letzten Berufs­
jahren erzielt, so ist die E i n k o m m e n s k o n t i n u i t ä t geringer als bei einem Verdienst­
abfall gegen Ende der Berufstät igkeit . 
b) Versorgung der Beamten, Richter und Soldaten 
I n der Bedienstetenversorgung knüpf t der — einheitliche — Entgeltfaktor, die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, i n der Regel an das letzte A m t an, das aufgrund der 
Besonderheiten des Beamtenrechts und der Gestaltung der Laufbahnen zumeist das 
günst igste i m Einkommensverlauf ist. F r ü h e r e Diens tbezüge wirken sich infolgedes­
sen systembedingt nicht auf den Entgeltfaktor und die Leistung aus. Bei Dienstun­
fähigkeit w i r d das in der jeweiligen Besoldungsgruppe bis zur Altersgrenze theore­
tisch noch erreichbare Entgelt als ruhegeha l t fäh ig zugrundegelegt. Diese E r h ö h u n g 
auf ein fiktives zukünft iges Entgelt ist der Rentenversicherung fremd, da die Ent­
gelte der Versicherten keinen vorhersehbaren Verlauf haben. 
Die Bemessungsgrundlage bezieht sich, anders als in der Rentenversicherung und 
der Zusatzversorgung i m öffent l ichen Dienst nur auf die rege lmäßigen monatlichen 
Diens tbezüge , nicht auf den Jahresverdienst. Die Jahressonderzuwendung wi rd 
infolgedessen wie in der Aktiven-Zei t als besondere 13. Leistung (Sonderzuwen­
dung an Verso rgungsempfänge r ) gezahlt. 
Bei den ruhegeha l t fäh igen Diens tbezügen werden bestimmte familienbezogene Be­
standteile, nicht ausdrück l i ch als ruhegeha l t fäh ig bezeichnete Zulagen sowie Mehr­
arbeitsentgelte nicht berücksicht ig t . A u ß e r d e m ist zur Berücks ich t igung des letzten 
Befö rde rungsamtes eine Mindestverweildauer in diesem A m t von zwei Jahren 
erforderlich. 
Systembedingt führt die Bemessungsgrundlage der Bedienstetenversorgung dazu, 
d a ß u n a b h ä n g i g davon, ob Dienstjahre oder sonstige ruhegehal t fäh ige Jahre (wie 
Wehrdienstjahre, Studium) die Versorgung beeinflussen, stets das maßgebl iche 
letzte Entgelt die H ö h e der Versorgung bestimmt (vgl. auch S. 42, Ziffer 2.2.2). 
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c) Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes 
I n der Zusatzversorgung w i r d die Bemessungsgrundlage entsprechend der Beam­
tenversorgung aus der letzten Einkommensperiode ermittelt. Dabei w i r d der 
Durchschnitt der (dynamisierten) Bruttoentgelte der letzten drei Jahre als gesamt-
versorgungsfähig zugrundegelegt. Steuerpflichtige Zulagen, Zusch läge , Mehrar­
beitsentgelte usw., wie sie bei Arbeitern und Angestellten normalerweise i n g röße ­
rem Umfang anfallen als bei Beamten, sind grundsä tz l ich gesamtversorgungsfäh ig , 
allerdings nur in H ö h e des Durchschnitts der letzten zehn Jahre und nur, soweit 
dies nicht ausdrück l i ch ausgeschlossen w i r d . Familienbezogene Entgeltbestandteile 
gehen ebenfalls u n e i n g e s c h r ä n k t i n die Bemessungsgrundlage ein; sie bleiben auch 
bei Ä n d e r u n g e n des Familienstandes oder der Kinderzahl nach dem Versorgungs­
fall auf Dauer Bestandteil der Bemessungsgrundlage. Die Jahressonderzuwendung 
geht in die Bemessungsgrundlage ein (daher w i r d keine gesonderte „13 . Rente" 
gezahlt). I m Inval idi tätsfal l w i r d , anders als in der Beamtenversorgung, das versor­
gungsfähige Entgelt nicht auf eine h ö h e r e Altersstufe der jeweiligen Vergütungs­
gruppe erhöht . Insgesamt läßt sich feststellen, d a ß das versorgungsfähige Entgelt in 
der Zusatzversorgung Bestandteile einbezieht, die in der Beamten Versorgung nicht 
berücksicht ig t werden. 
Ähnl ich wie in der Beamtenversorgung führt die Bemessung nach dem i m Durch­
schnitt der letzten drei Jahre erzielten Entgelt dazu, d a ß auch die Jahre, die aus der 
Zeit der Zugehör igke i t zur Rentenversicherung a u ß e r h a l b des öffent l ichen Dienstes 
he r rüh ren und zur Hälf te als gesamtversorgungsfäh ig angerechnet werden, entspre­
chend diesem Entgelt versorgungsfähig sind. Die begrenzte Bewertung bestimmter 
Versicherungszeiten der Rentenversicherung w i r k t sich daher bei der Gesamtver­
sorgung nicht aus; vielmehr gleicht die Zusatzversorgung die rentenrechtliche 
Begrenzung aus, allerdings insgesamt nur bis zu 90 v. H . eines fiktiven Nettoar­
beitsentgelts. 
d) Betriebliche Altersversorgung 
I n der betrieblichen Altersversorgung w i r d das individuelle Entgelt zwar rege lmä­
ßig, aber nicht ausnahmslos als Bemessungsgrundlage verwendet. I n den Fäl len 
einer geha l t sabhäng igen Regelung w i r d r ege lmäß ig auf das letzte Arbeitsentgelt 
abgestellt. 
Dies ist der Fall bei den geha l t sabhäng igen Zusagen, den sog. „ P r o z e n t p l ä n e n " . 
Dabei w i r d ein bestimmter Vomhundertsatz des letzten Entgelts u n a b h ä n g i g von 
der gesetzlichen Rente zugesagt. E in besonderer Fall der geha l t sabhäng igen Rege­
lung sind die (seltenen) Gesamtversorgungszusagen, bei denen die Differenz zwi­
schen einem Vomhundertsatz des letzten Entgelts und der gesetzlichen Rente abge­
deckt wi rd . 
Die sog. „ D M - P l ä n e " sowie Kapitalleistungen k ö n n e n allenfalls stark pauschaliert 
das individuelle Einkommen berücks ich t igen , ζ. B. mittels einer Staffelung der Lei­
s tungshöhe je nach der Stellung des Gesicherten i m E inkommensge füge . Dies ist 
ζ. B. bei bestimmten j ü n g e r e n „ D M - P l ä n e n " der Fal l , wo die Versorgungszusage 
nach Vergü tungsgruppen gestaffelt ist. Die für die jeweilige Vergü tungsg ruppe fest­
gelegten Beträge werden zumeist i n gewissen Ze i t ab s t änden der Einkommensent­
wicklung angepaß t , ohne d a ß insoweit eine gesetzliche Anpassungsverpflichtung 
bes tünde . 
Hinsichtl ich der Berücks icht igung von Jahressonderzahlungen bestehen in der be­
trieblichen Altersversorgung unterschiedliche Regelungen, auf die hier nicht n ä h e r 
eingegangen wi rd . 
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2.1.2 E i n k o m m e n s u n a b h ä n g i g e B e i t r ä g e 
In der Rentenversicherung werden Bei t räge, denen kein Arbeitsentgelt oder A r ­
beitseinkommen zugrundeliegt, in Entgelte umgerechnet, um die Voraussetzung für 
die Ermit t lung des pe rsön l i chen Vomhundertsatzes zu schaffen. 
2.2 Generelle Faktoren 
2.2.1 L e i s t u n g s g r e n z e n 
In der Rentenversicherung kann das individuel l erzielte Bruttoarbeitsentgelt nur 
bis zu einer Beitragsbemessungsgrenze (1983: 60000 D M / J a h r in der A r V / A n V , 
73 200 D M / J a h r in der K n V ) abgesichert werden. E r g ä n z e n d hierzu ist — mi t 
Rücks ich t auf früher geltendes Beitragsrecht — auch eine Begrenzung des pe r sön l i ­
chen Vomhundertsatzes auf 200 v. H . vorgesehen. 
Die Beitragsbemessungsgrenze lag im Jahre 1980 bei 171 v. H . des Durchschnitts­
entgelts aller Versicherten ( K n V : 205 v. H.) . Geht man theoretisch von einem Ange­
stellten aus, der im Extremfall für die 49 Versicherungsjahre zwischen 1934 und 
1982 den jeweiligen Höchs tbe i t r ag entrichtet hat (ab 1942: Beitragsbemessungs­
grenze), so be t räg t die Altersrente i m ersten Halbjahr 1983 3 039 D M bzw. — in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung — 4 257 D M . Diese Beträge zeigen unge­
fähr die R e n t e n h ö h e an, die infolge der Beitragsbemessungsgrenzen (bei einer Ver­
sicherung vom 15. bis zum 65. Lebensjahr) höchs tens erreicht werden kann. 
Die Beitragsbemessungsgrenze betrifft einen durchaus nicht unerheblichen Teil der 
Versicherten. Rund 12 v. H . der m ä n n l i c h e n Angestellten und 1 v. H . der weibl i ­
chen Angestellten mi t einem Versicherungsfall i m Jahre 1980 lagen mi t ihrem letz­
ten Verdienst übe r der Beitragsbemessungsgrenze. 
I n der Bedienstetenversorgung und der Zusatzversorgung des öffentl ichen Dienstes 
w i r d das berücks icht ig te Entgelt d e m g e g e n ü b e r nicht versorgungsspezifisch be­
grenzt. Die Obergrenze der Sicherung ergibt sich allein aus den Besoldungs- bzw. 
Vergü tungs rege lungen . I n der Zusatzversorgung sind Entgelte allerdings nur inso­
weit gesamtversorgungsfäh ig , als sie die Bezüge eines Beamten der Besoldungs­
gruppe Β 11 nicht übers te igen . 
Die betriebliche Altersversorgung, soweit sie ü b e r h a u p t geha l t sabhäng ig ausgestaltet 
ist, kennt in der Regel keine Bemessungsgrenze. I m Gegenteil: für die leitenden 
Angestellten soll die betriebliche Altersversorgung insbesondere auch die Entgelte 
oberhalb der gesetzlichen Beitragsbemessungsgrenze berücks ich t igen . 
2.2.2 P a u s c h a l i e r u n g e n u n d O b e r g r e n z e n der B e w e r t u n g 
I n der Rentenversicherung werden bestimmte Zeiten ohne bzw. ohne nachgewiese­
nes Entgelt pauschaliert bewertet. Hierzu gehö ren die Wehrdienstzeiten in der Bun­
deswehr. Ihre Bewertung entspricht der pauschalierten H ö h e der Beitragszahlungen 
des Bundes, die derzeit nach 70 v. H . des Durchschnittsentgelts aller Versicherten 
bemessen werden. 
Neben anderen, hier zu ve rnach lä s s igenden , Regelungen erfolgt eine pauschalierte 
Bewertung auch bei den Ausbildungs-Ausfallzeiten (ζ. B. Schulzeiten nach dem 
16. Lebensjahr, Studium). I n diesen Fäl len werden ab 1965 zurückgelegte Zeiten 
einheitlich mi t 90 v. H . des Durchschnittsentgelts bewertet; davor endende Zeiten 
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werden indiv iduel l bewertet, doch höchs t ens mi t 100 v. H . des Durchschnittsent­
gelts, es sei denn, der Versicherte hat bis Dezember 1964 nicht mehr als 60 Kalen­
dermonate mi t Bei t rägen belegt, dann gil t die Begrenzung auf 90 v. H . des Durch­
schnittsentgeltes. Diese Berücks ich t igung von Ausbildungs-Ausfallzeiten bedeutet 
zwar eine Begüns t igung der Betroffenen. Doch w i r d bereits bei Normalverdienern 
mi t einem Entgelt von mehr als 90 v. H . des Durchschnitts die Begrenzung der aus 
diesen Zeiten mögl ichen Rentensteigerung wirksam. 
I n der Bedienstetenversorgung sind solche Begrenzungen systembedingt nicht vorge­
sehen, da alle berücks ich t ig ten Zeiten die Leistung mit einem Prozentsatz des letz­
ten Entgeltes ( ruhegehal t fähige Diens tbezüge) e r h ö h e n . Dies wirk t sich dann nicht 
aus, wenn schon die anderen Zeiten die höchs tmögl i che Anzahl von 35 Jahren 
erreichen. Soweit jedoch Wehrdienst- und Ausbildungszeiten der Leistungsbemes­
sung zugrunde gelegt werden, ist die hieraus resultierende E r h ö h u n g des Versor­
gungsbezuges erheblich g röße r als bei der gesetzlichen Rente. 
Prinzipiell gilt für die Zusatzversorgung das gleiche wie für die Bedienstetenversor­
gung. Die Auswirkungen fehlender Begrenzungen sind jedoch gering, da die Wehr­
dienst- und Ausbildungszeiten nur zur Hälf te berücks icht ig t werden und da system­
bedingt auch auf den hieraus resultierenden Tei l der Gesamtversorgung die gesetz­
liche Rente vo l l angerechnet w i rd . 
2.2.3 A l l g e m e i n e B e m e s s u n g s g r u n d l a g e b z w . B e r ü c k s i c h t i g u n g der a l l g e ­
m e i n e n E i n k o m m e n s e n t w i c k l u n g 
Beim Entgeltfaktor ist ferner zu untersuchen, auf welche Weise und in welchem 
M a ß e die allgemeine Einkommensentwicklung berücks icht ig t w i rd . 
F ü r die Rentenversicherung läßt sich zunächs t feststellen, d a ß nicht das volle abge­
sicherte Lebensdurchschnittsentgelt, sondern die pe r sön l i che Bemessungsgrundlage 
den Entgeltfaktor bildet. Sie setzt sich zusammen aus dem oben dargestellten per­
sönl ichen Vomhundertsatz und der allgemeinen Bemessungsgrundlage. 
Die allgemeine Bemessungsgrundlage ist erheblich niedriger als das jeweilige 
Durchschnittsentgelt aller abhäng ig Beschäft igten. Sie läßt zwar die allgemeine Ein­
kommensentwicklung als generellen Faktor i n die Leistungsbestimmung eingehen, 
wurde jedoch 1957 und zusätzl ich nach 1977 absichtlich niedriger angesetzt als das 
jeweilige, gegenwär t ige Durchschnittsentgelt. (Ausgangspunkt i m Jahre 1957 war 
das Durchschnittsentgelt i m Mi t t e l der „vor l e t z t en" drei Kalenderjahre.) Dami t 
bestimmt das Lebensdurchschnittsentgelt nur indirekt — vermittelt übe r die pe r sön­
liche Bemessungsgrundlage — die Rentenbemessung. 
I n bezug auf das Leistungsniveau der Rentenversicherung hat dies erhebliche Aus­
wirkungen, die für den Vergleich der Bemessungsfaktoren der unterschiedlichen 
Sicherungssysteme von Bedeutung sind. I n der Beamtenversorgung und i n der 
Zusatzversorgung näml ich stellt das erreichte Entgelt unmittelbar den Entgeltfaktor 
dar; die Niveausteuerung, die aus der allgemeinen Bemessungsgrundlage der Ren­
tenversicherung folgt, spielt dabei keine Rolle. 
Die Relation der jeweiligen allgemeinen Bemessungsgrundlage zum jeweiligen 
Durchschnittsentgelt aller Versicherten ä n d e r t sich i m Zeitablauf. Die Ä n d e r u n g e n 
sind für die Schwankungen des sog. „ B r u t t o - E c k r e n t e n n i v e a u s " i m Zeitablauf 
ursächl ich . Für die A r V / A n V lauten die Relationen beispielsweise: 
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1957 
4 281 D M 
5 043 D M χ 
100 84,9 v . H . 
1970 
10318 D M 
13 343 D M χ 
100 77,3 v . H . 
1981 
22 787 D M 
30 900 D M χ 
100 73,7 v . H . 
Die A r t und Weise, wie die allgemeine Bemessungsgrundlage zu berechnen ist, 
steht gesetzlich fest (Berechnungsautomatik) und kann nur im förml ichen Gesetzge­
bungsverfahren geände r t werden. Es ist beabsichtigt, die allgemeine Bemessungs­
grundlage ab 1984 entsprechend der E r h ö h u n g des Durchschnittsentgelts aller Ver­
sicherten im vorherigen Kalenderjahr fortzuschreiben. M i t dieser zeitnahen Anpas­
sung der allgemeinen Bemessungsgrundlage w ü r d e die oben errechnete Relation in 
etwa auf dem derzeit erreichten Niveau festgeschrieben. 
I n der Bedienstetenversorgung beeinflussen die Besoldungsordnungen, in der Zu ­
satzversorgung die Tarifver t räge die Entwicklung des Niveaus der Alterssicherung. 
I m Gegensatz zur Rentenversicherung gibt es hier keine Abweichung zwischen dem 
erreichten Entgeltniveau und der Bemessungsgrundlage der Leistung, da die Ent­
gelte bei der Leistungsberechnung unmittelbar zugrundegelegt werden. Deshalb 
existiert in diesen Systemen das durch die allgemeine Bemessungsgrundlage verur­
sachte Problem des „ E c k r e n t e n n i v e a u s " nicht. 
Fü r die betriebliche Altersversorgung gi l t , d a ß bei entgeltbezogenen Leistungen die 
allgemeine bzw. einzelbetriebliche Einkommensentwicklung einen generellen Ein­
fluß auf die Leistungsbemessung ausübt . Dies gilt zumeist auch bei den sog. 
„ D M - P l ä n e n " , obwohl bei ihnen eine systembedingte Ankoppelung an das Ein­
kommen fehlt. Obwohl eine gesetzliche Anpassungspflicht für Anwartschaften der 
betrieblichen Altersversorgung nicht besteht, werden auch die in den „ D M - P l ä n e n " 
vorgesehenen Leis tungsbet räge in der Regel von Zeit zu Zeit angehoben. 
3. Zeitfaktor 
3.1 Individuelle Faktoren 
3.1.1 A n r e c h e n b a r e Z e i t e n 
Bei der Bestimmung des Zeitfaktors werden i n den untersuchten Alterssicherungs­
systemen Beschäft igungszei ten und Zeiten ohne Beschäf t igung angerechnet. Be­
schäft igungszei ten umfassen Zeiten, die i m jeweiligen Sicherungssystem zurückge­
legt wurden, sowie ggf. auch Vorbeschäf t igungszei ten , die mögl icherweise zunächs t 
i n einem anderen System abgesichert worden sind. Zeiten ohne Entgelt werden 
grundsä tz l i ch dann berücksicht ig t , wenn eine Beschäf t igung durch politische oder 
— sozial anerkannte — persön l i che U m s t ä n d e ausgeschlossen war. 
α) Gesetzliche Rentenversicherung 
Anrechnungs fäh ige Versicherungsjahre sind 
— Beitragszeiten, 
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— beitragslose Zeiten: 
— Ersatzzeiten, 
— Ausfallzeiten, 
— Zurechnungszeiten. 
— Beitragszeiten sind Zeiten, für die Pf l ichtbei t räge oder freiwillige Bei t räge zur 
Rentenversicherung entrichtet sind oder als entrichtet gelten. Beschäft igungszei­
ten und Zeiten des Wehrdienstes in der Bundeswehr sind Beitragszeiten. 
— Ersatzzeiten sind Zeiten, in denen der Versicherte an einer Beitragsleistung aus 
kriegsbedingten oder ähn l i chen G r ü n d e n gehindert war (ζ. B. Kriegsdienst, 
Kriegsgefangenschaft, NS-Verfolgung, Vertreibung oder Flucht). Sie sind nur 
unter den besonderen Voraussetzungen einer Vorversicherung oder Ansch luß ­
pflichtversicherung oder Halbbelegung anrechenbar. 
— Ausfallzeiten sind Zeiten, in denen der Versicherte aus sozial anerkannten, per­
sönl ichen G r ü n d e n an einer Beitragsleistung gehindert war (z.B. Schulausbil­
dung nach dem 16. Lebensjahr, abgeschlossene Hochschulausbildung, jeweils 
bis zu einer bestimmten H ö c h s t d a u e r ; Arbei t sunfähigkei t , Arbeitslosigkeit). F ü r 
die Anrechnung ist die Halbbelegung erforderlich. 
I n der knappschaftlichen Rentenversicherung werden a u ß e r d e m die Zeiten des 
Bezuges von Anpassungsgeld für entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus ange­
rechnet. 
— Zurechnungszeit ist die Zeit vom Eintr i t t der Berufs- oder Erwerbsunfäh igke i t 
bis zum 55. Lebensjahr des Versicherten. Sie kommt nur i m Inva l id i tä t s - oder 
Hinterbliebenenfall i n Betracht. I n der Rentenversicherung werden die vom 
Eintr i t t des Versicherungsfalles bis zum 55. Lebensjahr fehlenden Versiche­
rungsjahre vol l den individuel l zurückge leg ten Versicherungsjahren hinzuge­
rechnet, wenn die Halbbelegung vorliegt oder wenn 36 Pflichtbeitragsmonate 
innerhalb der letzten 60 Kalendermonate vor Eint r i t t der Berufs- oder Erwerbs­
unfähigkei t entrichtet worden sind. 
— Ersatzzeiten, Ausfallzeiten und eine Zurechnungszeit, die zugleich einer Versor­
gung nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder G r u n d s ä t z e n zugrundegelegt 
werden, k ö n n e n seit 1980 für die Versicherungsjahre nicht mehr mi tgezähl t wer­
den. 
— Für die Erfül lung der Wartezeit zäh len g rundsä tz l i ch nur Beitrags- und Ersatz­
zeiten (Versicherungszeit). 
b) Versorgung der Beamten, Richter und Soldaten 
I n der Bedienstetenversorgung ist m a ß g e b e n d die ruhegehal t fäh ige Dienstzeit, die 
frühestens mit Vollendung des 17. Lebensjahres beginnt. Sie umfaß t die eigentliche 
Dienstzeit im öffentl ich-rechtl ichen Diens tve rhä l tn i s sowie bestimmte sonstige, 
ruhegehal t fähige Dienstzeiten. Ruhegeha l t fäh ig sind ggf. auch bestimmte Vorbe­
schäft igungszeiten. 
Kriegsdienst- und ähn l iche Unterbrechungszeiten werden prinzipiel l i m gleichen 
Umfang angerechnet wie in der Rentenversicherung. Eine allgemeine Schulbildung 
w i r d i m Gegensatz zur Rentenversicherung nicht angerechnet; die nach Vollendung 
des 17. Lebensjahres verbrachte Mindestzeit der a u ß e r der allgemeinen Schulbil­
dung vorgeschriebenen Ausbildung kann berücks ich t ig t werden, sofern sie für die 
Ü b e r n a h m e in das Diens tverhä l tn i s vorgeschrieben ist. 
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Krankheitsbedingte Arbei tsunfähigkei t des Bediensteten ist bis zur Versetzung in 
den Ruhestand Dienstzeit, i m Gegensatz zur Rentenversicherung, wo Arbe i t sunfä ­
higkeit nur für die Dauer der Entgeltfortzahlung als Beitragszeit be rücks ich t ig t 
w i r d , ansonsten — unter der Voraussetzung der Halbbelegung — als Ausfallzeit. 
Bei Diens tunfäh igke i t w i r d lediglich ein Dr i t te l der Zeit bis zum 55. Lebensjahr als 
Zurechnungszeit angerechnet. Diese Regelung steht in engem Zusammenhang mi t 
der degressiven Skala des Ruhegehaltssatzes: die Zurechnungszeit ist geringer als in 
der Rentenversicherung, weil die spezifische Ausgestaltung der Ruhegehaltsskala 
für die ersten 25 Jahre den Fall der Diens tunfäh igke i t bereits weitgehend absi­
chert. 
c) Zusatzversorgung 
In der Zusatzversorgung des öffentl ichen Dienstes ergeben sich die gesamtversor-
gungsfähigen Zeiten aus den Umlagemonaten und den sonstigen a n r e c h n u n g s f ä h i ­
gen Zeiten. Letztere werden aus den bei der gesetzlichen Rente zugrundegelegten 
Versicherungsjahren ermittelt. Die dort angerechneten Beitrags-, Ersatz-, Ausfal l-
und Zurechnungszeiten werden, soweit sie nicht mi t den Umlagemonaten dek-
kungsgleich sind, ohne weitere Voraussetzungen zur Hälf te auf die gesamtversor-
gungsfähige Zeit angerechnet. 
Hinsichtl ich der Vorbeschäf t igungszei ten a u ß e r h a l b des öffentl ichen Dienstes ist 
die Zusatzversorgung günst iger als die Bedienstetenversorgung. 
Dies gilt auch für die Schulzeiten und solche beruflichen Ausbildungszeiten, die in 
der Bedienstetenversorgung nicht angerechnet werden k ö n n e n . Der Vorte i l ist hier 
allerdings begrenzt durch die lediglich hälftige Anrechnung dieser Zeiten einerseits, 
die Anrechnung der vollen gesetzlichen Rente auf die erreichte Gesamtversorgung 
andererseits. Kriegs- und Wehrdienstzeiten sowie Studienzeiten werden i n der 
Bedienstetenversorgung — i m Gegensatz zur Zusatzversorgung — vo l l angerech­
net. 
Eine eigene Zurechnungszeit kennt die Zusatzversorgung nicht; es w i r d jedoch i m 
Rahmen der bereits e r w ä h n t e n Halbanrechnung der an rechnungs fäh igen Versiche­
rungsjahre auch eine Zurechnungszeit der gesetzlichen Rente berücksicht igt . 
Hinsichtl ich der anrechenbaren Zeiten ergibt der Vergleich zwischen der Bedien­
stetenversorgung und der Zusatzversorgung, d a ß je nach Lage des Einzelfalles ein­
mal diese, einmal jene Regelung zu güns t igeren Ergebnissen führt, was mit dem 
unterschiedlichen Berufsverlauf von Beamten einerseits, Arbeitern und Angestell­
ten andererseits z u s a m m e n h ä n g t . Zudem ist die pauschale Halbanrechnung der 
Rentenversicherungsjahre i m Zusammenhang mi t der systembedingten Anrech­
nung der gesetzlichen Rente zu sehen, wodurch eine sog. „ D o p p e l v e r s o r g u n g " aus­
geschlossen ist; i n der Beamtenversorgung wurde diese Frage systematisch anders 
angegangen (Aussch luß von Doppelanrechnungen, verschärf te Kumulationsgren­
zen). 
d) Betriebliche Altersversorgung 
Wesentlich anders — näml i ch betriebsbezogen — ist der individuelle Zeitfaktor in 
der betrieblichen Altersversorgung gestaltet. Rentensteigernd wi rk t sich regelmäßig 
nur die Betr iebszugehörigkei t selbst aus. Es k ö n n e n aber auch Vordienstzeiten bei 
einem anderen Arbeitgeber angerechnet werden. Wehrdienst und Mutterschaftsur­
laub gelten als Beschäft igungszei ten des bestehenden Arbei tsverhäl tnisses . Dienst-
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zeiten in der f rüheren Wehrmacht und a n s c h l i e ß e n d e Kriegsgefangenschaft werden 
nach gesetzlichen Vorschriften grundsä tz l i ch auf ein i m unmittelbaren A n s c h l u ß 
fortgesetztes oder aufgenommenes Arbe i t sverhä l tn i s angerechnet. Zuweilen finden 
sich allerdings auch Regelungen, wonach einige T a t b e s t ä n d e , die in der gesetzli­
chen Rentenversicherung Aufallzeiten b e g r ü n d e n k ö n n e n , zu berücks ich t igen sind. 
Dabei werden im Ausnahmefall Ausbildungszeiten oder beschäf t igungslose Zeiten 
angerechnet. Eine Zurechnungszeit findet sich oftmals bei Inval id i tä t s le i s tungen in 
Anlehnung an die Rentenversicherung. 
3.1.2 K o n t i n u i t ä t der B e s c h ä f t i g u n g 
Eine kontinuierliche Beschäft igungs- bzw. Dienstzeit ist in allen untersuchten 
Systemen von großer Bedeutung, wenn auch mi t unterschiedlichen Auswirkun­
gen. 
I n der Rentenversicherung w i r d durch die K o n t i n u i t ä t der Pfl ichtbei träge die Halb­
belegung der maßgeb l i chen Versicherungsdauer erreicht, die wiederum Vorausset­
zung für die Anrechnung beitragsloser Zeiten ist. I n der Bediensteten- und Zusatz­
versorgung führt ein Ausscheiden aus dem Dienst- bzw. Beschäf t igungsverhäl tn is 
zum Verlust der Anwartschaft auf Versorgungsbezüge bzw. Versorgungsrente. 
Ebenso ist in der betrieblichen Altersversorgung die Fortdauer des Arbei t sverhä l tn is ­
ses für den Eintr i t t der Unverfallbarkeit , im übr igen für die H ö h e der Versorgung 
von Bedeutung. 
Neben diesen Unterschieden ist zu untersuchen, wie Zeiten der Teilzei tbeschäft i­
gung bei der Leistung berücksicht ig t werden. 
I n der Rentenversicherung w i r d eine versicherte Tei lzei tbeschäf t igung beim Zeitfak­
tor v o l l berücksicht igt . Systembedingt schlägt sich die Minderung der Arbeitszeit 
jedoch i m Entgeltfaktor nieder, der entsprechend niedriger ausfällt . Die hieraus 
resultierenden Auswirkungen auf die Le i s tungshöhe lassen sich durch andere Versi­
cherungszeiten mit Vol lbeschäf t igung nicht mehr ausgleichen. 
I n der Bedienstetenversorgung werden Perioden der Tei lzei tbeschäft igung beim 
Zeitfaktor anteilig berücksicht ig t , w ä h r e n d der Entgeltfaktor u n b e r ü h r t bleibt. Die 
zugrunde liegenden Zeiten werden i m Wege eines „Beschäf t igungsquot ien ten" 
(Verhä l tn is zur vollen Arbeitszeit) entsprechend vermindert. Systembedingt w i r d 
allerdings stets das letzte Entgelt i n Form der ruhegehal t fäh igen Diens tbezüge 
zugrunde gelegt, weil sich die Tei lzei tbeschäf t igung i m Entgeltfaktor nicht bemerk­
bar macht. Wi rk t sich deshalb die K ü r z u n g der Zeiten aus, so fällt die Leistung 
zwar niedriger aus als bei Vol lbeschäf t igung. Doch wegen des degressiven Verlaufs 
der Ruhegehaltsstaffel (siehe S. 49, Ziffer 3.2.2) verhäl t sich die K ü r z u n g zumeist 
unterproportional zur Verminderung der Arbeitszeit. Werden durch Zeiten der 
Vol lbeschäf t igung und anteilig gekürzte Zeiten der Tei lzei tbeschäft igung insgesamt 
35 volle Jahre erreicht, so ergeben sich keine Auswirkungen auf die Versorgungshö­
he, da die zurückgelegten Jahre für die Höchs tve r so rgung ausreichen. I n diesen 
Fä l l en erbringt also der Dienstherr die Vollversorgung, ohne d a ß w ä h r e n d der akti­
ven Dienstzeit die normale Arbeitszeit vo l l abgeleistet worden ist. Angesichts der 
i m öffentl ichen Dienst stark verbreiteten Tei lzei tbeschäf t igung ist diese gegenüber 
Rentenversicherten vorteilhafte Regelung durchaus von Bedeutung. Ein ähn l i cher 
Vor te i l ergibt sich bei der Beurlaubung ohne Diens tbezüge . Zwar w i r d die Zeit der 
Beurlaubung bei der Ermit t lung des Zeitfaktors nicht mitgezähl t , und i n besonde­
ren Fallgruppen ist sogar ein Abzug beim Ruhegehaltssatz vorgesehen. Die degres­
sive Ausgestaltung der Ruhegehaltsskala mindert jedoch auch hier die Auswirkun­
gen auf die Versorgungshöhe . 
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I n der Zusatzversorgung werden Tei lze i tbeschäf t igungen dadurch berücks ich t ig t , 
d a ß der Lebensbeschäf t igungsquot ien t ermittelt und die Gesamtversorgung ent­
sprechend diesem Quotienten gekürzt w i rd . Die K ü r z u n g unterbleibt nur dann, 
wenn trotz Anwendung des Lebensbeschäf t igungsquot ien ten auf die gesamtversor-
gungsfähige Zeit mehr als 35 gesamtversorgungsfäh ige Jahre verbleiben. 
3.2 Generelle Faktoren 
3.2.1 G r e n z e n f ü r d i e A n r e c h n u n g r e l e v a n t e r Z e i t e n 
Abgesehen von dem für die Anrechnung bestimmter Zeiten erforderlichen Mindest­
alter und von der unterschiedlich geregelten H ö c h s t d a u e r für Ausbildungszeiten ist 
vor allem die Höchs tg renze der anrechenbaren Zeiten von Bedeutung: 
I n der Bedienstetenversorgung und der Zusatzversorgung des öffentl ichen Dienstes 
werden höchs tens 35 Dienst- bzw. gesamtversorgungsfäh ige Jahre zugrunde gelegt, 
da mit 35 Jahren die Höchs tve r so rgung von 75 v. H . erreicht wi rd . Die zusätz l ichen 
Jahre — maximal 13 Jahre, wenn man vom 17. bis zum 65. Lebensjahr rechnet — 
führen nicht mehr zu einer Le i s tungse rhöhung , auch wenn — wie im Regelfall — 
bis zum Eintr i t t in den Ruhestand mehr als 35 ruhegehal t fäh ige Dienstjahre zu rück­
gelegt werden. Diese Regelung vermindert den Anreiz, das Diens tverhä l tn i s ü b e r 
die f rühes tmögl iche Zurruhesetzung hinaus fortzusetzen. 
I n der Minister- und Abgeordnetenversorgung sind ebenfalls steigerungsbedingte 
Höchs tg renzen vorgesehen. Es w i r d die gesamte Amtszeit als Bundesminister, Par­
lamentarischer Staa tssekre tär oder f rüherer Landesminister bzw. die gesamte Zeit 
einer Mitgliedschaft i m Bundestag berücksicht ig t . Das Ruhegehalt der Bundesmini­
ster bet rägt nach einer Amtszeit von zwei Jahren Ι δ ^ ν . Η., von drei Jahren 
25 v. H . und von vier Jahren 35 v. H . der A m t s b e z ü g e ; es steigt in jedem weiteren 
Jahr um 3 v. H . bis zum Höchs t sa tz von 75 v. H . nach einer Amtszeit von 18 Jahren. 
Die Al te r sen t schäd igung der Abgeordneten be t räg t nach einer Mandatszeit von 
sechs Jahren 25 v. H . der G r u n d e n t s c h ä d i g u n g und e rhöh t sich für jedes weitere 
Jahr um 5 v. H . bis zum Erreichen des Höchs t sa tzes von 75 v. H . nach 16 Jahren. 
I n der Rentenversicherung gibt es keine entsprechende Höchs tg renze . Doch kann 
der Versicherte auch nach 50 Versicherungsjahren keine Rente i n H ö h e von 75 v. H . 
des abgesicherten Arbeitsentgelts erreichen, da bislang die allgemeine Bemessungs­
grundlage ein solches Bruttorentenniveau, bezogen auf das Lebensdurchschnitts­
einkommen, ausschl ießt . Dies läß t sich anhand folgender Rechnung belegen: 
Bei einem persön l i chen Vomhundertsatz von beispielsweise 1 0 0 v . H . des Durch­
schnittsentgelts aller Versicherten errechnet sich die R e n t e n h ö h e aus dem Produkt 
von Steigerungssatz, Anzahl der Versicherungsjahre und allgemeiner Bemessungs­
grundlage (Rentenformel); es ergibt sich dann das Bruttorentenniveau im Verhäl t­
nis zum Durchschnittsentgelt des gleichen Jahres. Setzt man ζ. B. 50 Versicherungs­
jahre an, so lautet der Ansatz (mit den Werten für 1981) wie folgt: 
50 (Jahre) χ γ^- χ 22 787 D M : 30 900 D M 
0,75 χ 0,74 = 0,55 
Dies zeigt, d a ß zur Ermit t lung des Rentenniveaus der Vomhundertsatz aus den 
Ste igerungssätzen mit einem Abschlagsfaktor in H ö h e von — für 1981 — rund 0,74 
zu multiplizieren ist. Dementsprechend k ö n n t e n theoretisch erst nach rund 67 Ver­
sicherungsjahren 75 v. H . des (lebensdurchschnittlichen) Bruttoeinkommens er­
reicht werden (67 χ 1,5 ν . Η. χ 0,74). Diese Berechnung zeigt, d a ß das Fehlen 
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einer dem Beamtenrecht entsprechenden Höchs tg renze in der Rentenversicherung 
keine Bevorzugung der Rentner darstellt. 
Die betriebliche Altersversorgung kennt vom System her keine Höchs tg renzen . Sie 
sind aber nicht ausgeschlossen und werden recht häufig vorgesehen. 
3.2.2 S t e i g e r u n g s s ä t z e 
a) Regelungen 
Die Anzahl der Beschäft igungs- , Dienst- bzw. Arbeitsjahre hat g rundsä tz l ich in 
allen untersuchten Sicherungssystemen einen wesentlichen Einf luß auf die Lei­
s tungshöhe . Rechnerisch w i r d dies dadurch erreicht, d a ß in der Rentenversicherung 
die Anzahl der Versicherungsjahre mi t dem Steigerungssatz je Versicherungsjahr 
mult ipl iziert w i r d , w ä h r e n d in der Bedienstetenversorgung eine Ruhegehalts- bzw. 
Versorgungsstaffel festgelegt ist, die der jeweiligen Anzahl der versorgungsfähigen 
Jahre einen bestimmten Vomhundertsatz zuordnet. 
In der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten bet rägt der Steige­
rungssatz bei den Alters- bzw. Erwerbsunfäh igke i t s ren ten und den hieraus berech­
neten „g roßen Witwenrenten" linear 1,5 v. H . je Versicherungsjahr, i n der knapp­
schaftlichen Rentenversicherung 2,0 v. H . je Versicherungsjahr. Bei den anderen 
Rentenarten (siehe dort) sind die Ste igerungssätze niedriger. Aus dem Produkt von 
Steigerungssatz und an rechnungs fäh igen Versicherungsjahren ergeben sich die 
V o m h u n d e r t s ä t z e der Rentenbemessung für eine Altersrente: ζ. B. bei 15 anrech­
nungsfäh igen Versicherungsjahren 22,5 v. H . (15 χ 1,5 ν . Η.) in der A r V / A n V , 
30 v. H . in der K n V ; entsprechend bei 35 Versicherungsjahren 52,5 v. H . in der 
A r V / A n V und 70 v. H . in der K n V , bei 40 Versicherungsjahren 60 v. H . bzw. 
80 v. H . usw. Die linearen Ste igerungssätze führen dazu, d a ß alle Versicherungs­
jahre gleichgewichtig zählen . 
I n der Bedienstetenversorgung ist die Ruhegehaltsskala degressiv ausgestaltet. F ü r 
die Berechnung des Ruhegehaltssatzes w i r d die ruhegehal t fäh ige Dienstzeit i n fo l ­
gender Weise berücks icht ig t : Bis zur Vollendung einer zehnjähr igen Dienstzeit 
kommt ein einheitlicher Sockel von 35 v. H . zum Tragen. Fü r das 11. bis 25. Dienst­
jahr be t rägt der Steigerungssatz 2 v. H . je Jahr, danach 1 v. H . bis zum H ö c h s t r u h e -
gehaltssatz von 75 v. H . Der Höchs t ruhegeha l t s sa t z w i r d mi t 34,5 Dienstjahren 
erreicht, so d a ß weitere Dienstzeiten nicht mehr zu einer Steigerung führen. Legt 
man 34,5 Dienstjahre zugrunde, so be t räg t der Steigerungssatz je Dienstjahr 2,17 
v. H . Legt man 40 Dienstjahre zugrunde, sind es im Durchschnitt 1,88 v. H . , bei 50 
Dienstjahren werden (theoretisch) 1,5 v. H . je Dienstjahr erreicht. 
Besonderheiten gelten i n der Soldatenversorgung: I n den Fä l len der besonderen 
Altersgrenzen für Berufssoldaten e rhöh t sich der Ruhegehaltssatz beim Eint r i t t i n 
den Ruhestand nach Vollendung des 53. Lebensjahres um 5 v. H . und vermindert 
sich beim spä te ren Eint r i t t i n den Ruhestand u m 1 v. H . je weiteres Lebensjahr 
(nicht begünst igt sind infolgedessen die Berufssoldaten, die mi t Eintr i t t des 40., 59. 
und 60. Lebensjahres in Ruhestand gehen). Berufssoldaten erreichen daher trotz 
F r ü h p e n s i o n i e r u n g i n etwa den durchschnittlichen Ruhegehaltssatz aller Beamten. 
I n der Zusatzversorgung folgt die Berücks ich t igung der gesamtversorgungsfäh igen 
Zeit (Versorgungsstaffel) der Beamtenversorgung; entsprechend der degressiven 
Skala wi rd auch hier nach 35 Jahren der Höchs t sa t z von 75 v. H . erreicht. Eine 
Sonderregelung gilt für den Fall , d a ß ein Arbeitnehmer erst nach Vollendung des 
50. Lebensjahres in den öffent l ichen Dienst eintr i t t : dann gilt ein Satz von 2 v. H . je 
gesamtversorgungsfäh igem Jahr (einschl. der zur Hälf te angerechneten Vorversi-
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cherungsjahre). Nach der von den Tarifparteien vereinbarten neuen Regelung ist 
die Gesamtversorgung künft ig auf 45 bis 90 v. H . eines f ikt iven Nettoarbeitsentgelts 
begrenzt, das in etwa dem letzten Nettoarbeitsentgelt entspricht. Soweit die Ge­
samtversorgungen h ö h e r sind, werden sie abgeschmolzen. 
I n der betrieblichen Altersversorgung wi rk t sich die Dauer der Bet r iebszugehör igkei t 
r ege lmäßig als leistungssteigernder Faktor aus; ausnahmsweise ist es aber auch 
mögl ich , d a ß nach Erfül lung der Wartezeit sofort die volle Anwartschaft entsteht. 
Sofern die Anwartschaft mit der Betr iebszugehörigkei t wächst , kann der Anstieg 
linear, wie in der gesetzlichen Rentenversicherung, oder — seltener — wie bei der 
Bediensteten- und Zusatzversorgung, degressiv erfolgen. Letzteres findet sich vor 
allem bei den Gesamtversorgungszusagen und bei einigen P rozen tp l änen , die mit 
Grundrenten arbeiten. 
b) Vergleich 
Die Kommission hat die Steigerungssätze der Rentenversicherung mit der Staffel 
der Bedienstetenversorgung bzw. der Zusatzversorgung verglichen. Die lineare Aus­
gestaltung in der Rentenversicherung einerseits, die degressive Ausgestaltung (mit 
Sockel) im öffentl ichen Dienst andererseits hat ins Gewicht fallende Auswirkungen 
für die Le is tungshöhen . Dabei ist zwischen dem Inval id i tä t s - und dem Altersfall zu 
unterscheiden. Die degressive Ausgestaltung der Versorgungsstaffel i m öffent l ichen 
Dienst m u ß zunächs t i m Zusammenhang mit der Leistungsbemessung i m Falle der 
Inval id i tä t gesehen werden, denn u r sp rüng l i ch kannte die Bedienstetenversorgung 
keine Zurechnungszeit. Heute w i r d jedoch bei Diens tunfäh igke i t ein Dri t te l der feh­
lenden Jahre bis zum 55. Lebensjahr als Zurechnungszeit angerechnet. Demgegen­
ü b e r rechnet die Rentenversicherung die Zurechnungszeit vo l l an, w ä h r e n d die 
Zusatzversorgung bei Berufs- und Erwerbsunfäh igke i t die Zurechnungszeit für die 
gesetzliche Rente zur Hälf te anrechnet. Daraus ergibt sich, d a ß die degressive Stei­
gerungsskala heute teilweise die Funkt ion hat, die Zurechnungszeit zu e rgänzen . 
In der folgenden Übersicht werden die Steigerungssätze gegenübergestellt, die sich bei 
Erwerbs- bzw. Diens tunfähigkei t je nach Lebensalter aus den unterschiedlichen 
Regelungen ergeben, wenn man die maximal anrechenbaren Zeiten einschl ießl ich 
Zurechnungszeit zugrunde legt (für die Beamtenversorgung w i r d alternativ auch 
der Fall dargestellt, d a ß eine nicht ruhegehal t fäh ige Schulausbildung bis zum 20. 
Lebensjahr vorliegt). Es zeigt sich, d a ß für die ersten 15—19 angerechneten Jahre 
die Steigerungsskala der Rentenversicherung günst iger ist. Zwischen dem 30. und 
35. Lebensjahr — je nach Ausbildungs- und Berufsverlauf — ist die Regelung der 
Beamtenversorgung günst iger , und erst bei sehr langen Versicherungszeiten — 
gegen 50 Jahre — n ä h e r n sich die Werte wieder einander an. Da die g roße Mehr­
zahl der Inval idi tä tsfäl le nach dem 40. Lebensjahr eintri t t , w i rk t sich die Regelung 
der Bedienstetenversorgung übe rwiegend günst iger aus als die der Rentenversiche­
rung. 
I m Altersfall sind die Unterschiede i n den konkreten Auswirkungen von geringerer 
Bedeutung. Einschl ießl ich der Schulzeiten haben Beamte i n der Regel mehr als 
35 Jahre zurückgelegt , wenn sie i m Alter von 60—65 Jahren die Regel- bzw. 
Antragsaltersgrenzen in Anspruch nehmen, n ä m l i c h (seit dem 16. Lebensjahr) 44 
und mehr Ausbildungs- und Dienstjahre. Je spä te r allerdings die Ernennung zum 
Beamten erfolgt (was in der Regel bis zum 32. Lebensjahr mögl ich ist), desto mehr 
fallen die Vorteile der degressiven Skala ins Gewicht, insbesondere bei den vorge­
zogenen Altersgrenzen. Eine solche degressive Skala ist der Rentenversicherung 
schon aus Sys t emgründen fremd, da hiervon vor allem Versicherte mi t relativ weni­
gen Beitragsjahren, wie etwa Se lbs tändige und Hausfrauen, begünst ig t würden . 
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Steigerungssätze in der Rentenversicherung bzw. Ruhegehaltssätze in der Beamten-
versorgung bei Eintritt von Erwerbsunfähigkeit bzw. Dienstunfähigkeit mit unter-
schiedlichem Alter 
Lebens­
alter bei 
Hint r i l t des 
Ycrsichc-
rungs- bzw. 
Versor­
gungs-
falles 
Rentenversicherung 
der Arbeiter /Angestel l ten Beamtenversorgung 
Beginn der Versieherungsjahre Beginn der ruhegeha l t s fäh igen Dienstzeit 
ab dem 16. Lebensjahr 17. Lebensjahr 20. Lebensjahr 
Monate Jahre Jahre 
Bei­ Z u - Vers.- Steige­ Dienst­ Z u ­ ru he­ Ruhe- Dienst­ Z u ­ ruhe­ Ruhe-
trags- reeh- jahre rn ngs- zeit rech- gehalt gchalts- zeit rech- gehalt­ uehalts-
u. Aus­ nungs- saiz. einschl. nungs- fähige satz einschl. nungs- fähige satz 
fall­ zeil V. H . Aus- zeit Dienst V. II. Aus- zeit Dienst­ v. H . 
zeit b i l -
dungs-
zeit 
zeit b i l -
dungs-
zeit 
zeit 
60 408 39.0 58,5 
72 396 5 J 1 16 47 
84 384 6 11 17 49 
96 372 7 10 17 49 
108 360 8 10 18 51 5 10 15 45 
120 348 9 10 19 53 6 10 16 47 
132 336 10 9 19 53 7 9 16 47 
144 324 11 9 20 55 8 9 17 49 
156 312 12 9 21 57 9 9 18 51 
J68 300 13 8 21 57 10 8 18 51 
180 288 14 8 22 59 11 8 19 53 
192 276 15 8 23 61 12 8 20 55 
204 264 16 7 23 61 13 7 20 55 
216 252 17 7 24 63 14 7 21 57 
228 240 18 7 25 65 15 7 22 59 
240 228 19 6 25 65 16 6 22 59 
252 216 20 6 26 66 17 6 23 61 
264 204 21 6 27 67 18 6 24 63 
276 192 22 5 27 67 19 5 24 63 
288 180 23 5 28 68 20 5 25 65 
300 168 24 5 29 69 21 5 26 66 
312 156 25 4 29 69 22 4 26 66 
324 144 26 4 30 70 23 4 27 67 
336 132 27 4 31 71 24 4 28 68 
348 120 28 3 31 71 25 3 28 68 
360 108 29 3 32 72 26 3 29 69 
372 96 30 3 33 73 27 3 30 70 
384 84 31 2 33 73 28 2 30 70 
396 72 32 2 34 74 29 2 31 71 
408 60 33 2 35 75 30 2 32 72 
420 48 34 1 35 31 1 32 72 
432 36 35 1 36 32 1 33 73 
444 24 36 1 37 33 1 34 74 
456 12 37 0 37 34 0 34 74 
468 — 39,0 58,5 38 — 38 35 — 35 75 
480 — 40,0 60,0 39 — 39 36 — 36 
492 — 41,0 61,5 40 — 40 37 — 37 
504 — 42,0 63,0 41 — 41 38 — 38 
516 — 43,0 64,5 42 — 42 39 — 39 
528 — 44,0 66,0 43 — 43 40 — 40 
540 — 45,0 67,5 44 — 44 41 — 41 
552 — 46,0 69,0 45 — 45 42 — 42 
564 — 47,0 70,5 46 — 46 43 — 43 
576 — 48,0 72,0 47 — 47 44 — 44 
588 — 49,0 73,5 48 — 48 75 45 — 45 75 
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4. Bedarfsorientierte Faktoren 
4.1 Faktoren der Mindestsicherung 
Neben den allgemeinen Regelungen der Leistungsbemessung nach den indiv idue l ­
len Verhäl tn issen sehen die untersuchten Alterssicherungssysteme auch Regelungen 
mit Mindestsicherungscharakter vor. Hierbei kommen bedarfsorientierte Faktoren 
zur Anwendung, die entweder den Entgeltfaktor oder den Zeitfaktor korrigieren 
oder die eine Mindestleistung festlegen k ö n n e n . 
a) Zur Sicherung eines Existenzminimums i m statusrechtlichen Sinne sieht die 
Bedienstetenversorgung eine Mindestversorgung (Mindestruhegehalt, Mindest­
witwengeld, Mindestwaisengeld) vor. Diese Mindestversorgung hat keinen le­
diglich subs id iä ren Charakter; von dem sonstigen erzielten Einkommen werden 
nur Einkommen aus dem öffentl ichen Dienst bzw. öffentl iche Renten, und zwar 
im Rahmen der flexiblen Vorschriften der Beamtenversorgung, angerechnet. 
Das Mindestruhegehalt bet rägt 65 v. H . der jeweils ruhegehal t fäh igen Dienstbe­
züge aus der Besoldungsgruppe A 3 zuzügl ich 45 D M . Die Mindestversorgung 
entspricht damit der Versorgung, die ein Beamter des einfachen Dienstes nach 
24,5 ruhegeha l t fäh igen Dienstjahren erzielt, wenn er das zweite Beförderungs ­
amt seiner Laufbahngruppe erreicht hat. Das Mindestruhegehalt betrug 1982 
rund 1 430 D M (brut to); unter Berücks ich t igung der j äh r l i chen Sonderzuwen­
dung sind dies rund 1 550 D M (brutto ohne Unterschiedsbetrag für Kinder ) . 
Eine Pension in dieser H ö h e ist für verheiratete Alleinverdiener (Steuerklas­
se I I I ) steuerfrei. Nach Abzug eines Krankenversicherungsbeitrages in H ö h e 
von 11 v. H . verbleiben rund 1 380 D M ; dies entspricht einer Altersrente der 
A r V / A n V mit einem pe r sön l i chen Vomhundertsatz von 117,5 v. H . des Durch­
schnittsentgelts aller Versicherten, der 39 Versicherungsjahre zugrunde liegen 
(maximale Versicherungszeit ab dem 16. Lebensjahr e inschl ießl ich Zurech­
nungszeit bei einem Versicherungsfall vor dem 55. Lebensjahr). 
Die Rentenversicherung sieht keine Mindestrente vor, sondern kennt lediglich — 
unter bestimmten Voraussetzungen — die Rente nach Mindesteinkommen. 
Einen Mindestrenteneffekt hat hier allerdings der Grundbetrag der Waisen­
rente. 
Die Zusatzversorgung des öffent l ichen Dienstes sieht eine b e a m t e n ä h n l i c h e 
Mindestgesamtversorgung unter besonderen Voraussetzungen vor. Vorausge­
setzt w i r d die Vollendung des 40. Lebensjahres sowie ein ununterbrochenes 
Arbei t sverhä l tn is bei demselben Arbeitgeber (mit rege lmäßiger Arbeitszeit) 
w ä h r e n d der letzten 15 Jahre vor dem Versicherungsfall oder eine ununterbro­
chene Pflichtversicherung von 30 Jahren bei voller Beschäft igung. Die H ö h e der 
Mindestgesamtversorgung entspricht dem Mindestruhegehalt, das einem verhei­
rateten, kinderlosen Bundesbeamten zustehen w ü r d e . 
Die betriebliche Altersversorgung sieht r ege lmäß ig keine bedarfsorientierten M i n ­
destleistungen vor, da die Leistungen rege lmäßig Zusatzleistungen zur gesetzli­
chen Rente sind. Abweichend hiervon lehnen sich bestimmte Versorgungszusa­
gen i m „ha lbs t aa t l i chen" Bereich auch hinsichtlich einer Mindestversorgung an 
die Beamtenversorgung an. 
b) Unterhalb der Schwelle der Mindestrente sieht die Rentenversicherung partiell 
Regelungen mit Mindestsicherungscharakter vor. So werden die Auswirkungen 
eines niedrigen Entgelts durch die Mindestbewertung der ersten fünf Pflicht-
beitragsjahre und durch die Rentenberechnung nach Mindesteinkommen kor r i -
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giert. Beide Regelungen lassen die Anzahl der angerechneten Versicherungs­
jahre u n v e r ä n d e r t ; sie ergeben deshalb eine variable H ö h e und keine garantierte 
M i n d e s t h ö h e der Leistung. 
Die Pf l ichtbei t räge in den ersten fünf Kalenderjahren der Rentenversicherung 
k ö n n e n die persön l iche Rentenbemessungsgrundlage nachteilig bee inf lußen . 
Die genannten Beitragszeiten werden daher, wenn sie nach 1963 enden, minde­
stens so bewertet, als hä t te der Versicherte 90 vom Hundert des Durchschnitts­
entgelts aller Versicherten erzielt. 
Die Rentenberechnung nach Mindesteinkommen stellt den Versicherten hin­
sichtlich der Pfl ichtbei t räge vor 1973 mindestens so, als läge i m Durchschnitt 
dieser Pfl ichtbei t räge ein Entgelt von 75 v. H . des Durchschnittsentgelts aller 
Versicherten vor. Voraussetzung ist, d a ß mindestens 25 Versicherungsjahre aus 
Pf l ichtbei t rägen, Ersatzzeiten oder einer Zurechnungszeit zurückgelegt wurden. 
Da nur die Pfl ichtbei träge vor 1973 zu berücks ich t igen und umzubewerten sind, 
handelt es sich um eine auslaufende Regelung. Wenn infolge der Rentenberech­
nung nach Mindesteinkommen 25 Versicherungsjahre in die Mindestbewertung 
einbezogen werden, so bet rägt der hieraus resultierende Renten(teil)betrag rund 
560 D M in der A r V / A n V bzw. rund 760 D M in der knappschaftlichen Renten­
versicherung; bei 40 umbewerteten Versicherungsjahren sind es 900 D M bzw. 
1 220 D M (Stand 1982, Alters- bzw. Erwerbsunfäh igke i t s ren te unterstellt). 
c) Eine bedarfsorientierte Korrektur des Zeitfaktors erfolgt im Inval id i tä ts - und i m 
vorzeitigen Hinterbliebenenfall durch die Zurechnungszeit. Diese Regelung hat 
jedoch weniger Mindestsicherungscharakter, sondern eher den Charakter eines 
Risikoausgleichs, da die Zurechnungszeit mi t dem individuel len Entgelt aus den 
Pfl ichtbei t rägen bewertet w i r d . Dies gi l t analog auch für den Sockeleffekt der 
Versorgungsstaffel im öffent l ichen Dienst. 
Zusammenfassend ist festzustellen, d a ß die Bediensteten- und die Zusatzversor­
gung des öffentl ichen Dienstes eine generelle Mindestsicherung (ohne allgemeine 
Anrechnung von Einkommen) bereitstellen, die Rentenversicherung dagegen nicht. 
F ü r die Rentenbezieher ist daher i m Bedarfsfalle allein die Sozialhilfe zus tänd ig . 
Bei der Problematisierung dieser Unterschiede ist allerdings zu berücks ich t igen , 
d a ß die Rentenversicherung als ein allgemeines, offenes Sicherungssystem geeignet 
sein und bleiben m u ß , eine g r o ß e Vielfalt an Einkommen und sozialen Biographien 
aufzunehmen. So liegen die Versicherungsentgelte der Rentenbezieher vielfach 
erheblich unter den Werten der Besoldungsordnung der Beamten und sind Renten 
mi t wenigen Versicherungsjahren häufig. Zudem w i r d selbst bei langen Versiche­
rungszeiten, wie oben gezeigt, die H ö h e der beamtenrechtlichen Mindestversorgung 
nur erreicht, wenn die Renten aus einem deutlich ü b e r dem Durchschnitt liegenden 
Entgelt berechnet werden. Deshalb ist der Bereich, i n dem sich eine b e a m t e n ä h n l i ­
che Mindestversorgung bei den Rentenversicherten auswirken w ü r d e , erheblich 
g r ö ß e r und kos ten t rächt iger als in der Beamtenversorgung. Abgesehen davon sind 
auch die prinzipiellen Beurteilungskriterien des Versicherungsprinzips zu beachten. 
E i n umfassendes Instrumentarium bedarfsorientierter Korrekturen der Leistungs­
bemessung k ö n n t e in K o n f l i k t mi t der Orientierung der Rente an der Lebenslei­
stung treten. 
4.2 Faktoren der Höchstsicherung 
Als Faktoren der Höchs t s i che rung sind die Leistungsgrenze der Rentenversiche­
rung, die aus der Beitragsbemessungsgrenze folgt, sowie die Begrenzungen und 
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Anrechnungsvorschriften beim Zusammentreffen der Leistungen mit sonstigen E in ­
kommen zu nennen. Diese Regelungen finden sich an anderer Stelle dargestellt 
(vgl. S. 42, Ziffer 2.2.1 und S. 55 ff., Ziffer 6.). Da für das Gesamteinkommen i n der 
Regel keine fixen Höchs tg renzen festgelegt, sondern die Kumulationsregelungen 
meist flexibel gestaltet sind, handelt es sich auch weniger um bedarfsorientierte 
Regelungen als vielmehr um Regelungen, die sich an der Wahrung des ind iv idue l ­
len Lebensstandards orientieren. 
4.3 Familienbezogene Faktoren 
I n den untersuchten Alterssicherungssystemen wi rd ein zusätzl icher , famil iär be­
dingter Einkommensbedarf prinzipiel l auf zwei Wegen berücks ich t ig t : Leistungen 
k ö n n e n nach einem familienbedingt e rhöh ten Entgelt bemessen werden, sie k ö n n e n 
aber auch besondere Fami l ienzusch läge enthalten. 
I n der Rentenversicherung fl ießen familienbezogene Bestandteile der Versicherten­
entgelte in die Leistung ein. Fami l i enzusch läge sind in den Entge l t ta r i fver t rägen 
allerdings nur selten vorgesehen, ausgenommen im öffentl ichen Dienst. Versicher­
tenrentner erhalten bislang kein Kindergeld, sondern zur Zeit einen nicht dynami­
sierten K i n d e r z u s c h u ß aus der Rentenversicherung in H ö h e von rd . 152 D M je 
K i n d zuzügl ich eines Kindergeldspitzbetrages von 48 D M ab dem dritten K i n d aus 
der Kindergeldkasse. 
I n der Bedienstetenversorgung w i r d dem Familienstand und der Kinderzahl durch 
differenzierte Regelungen Rechnung getragen. Der Verheiratetenbestandteil des 
Ortszuschlages fließt in die ruhegehal t fäh igen Diens tbezüge ein und liegt damit 
auch den Versorgungsbezügen zugrunde. Wei l er auf diese Weise zunächs t nur mi t 
dem Vomhundertsatz berücks icht ig t w i r d , der der Berechnung des Ruhegehalts 
zugrunde liegt, w i r d bei verheirateten Ruhegeha l t s empfänge rn daneben ein 
E r h ö h u n g s b e t r a g in H ö h e von rd. 17 D M gezahlt. Neben dem Ruhegehalt werden 
a u ß e r d e m kinderbezogene Unte r sch iedsbe t räge gewähr t . Sie entsprechen dem (dy­
namisierten) kinderbezogenen Ante i l des Ortszuschlags und betrugen 1982 je nach 
Kinderzahl zwischen rd . 50 D M und rd . 110 D M . Die Kinde rzusch l äge werden bis 
zum 18. Lebensjahr des Kindes, bei Schul- und Berufsausbildung bis zum 27. Le­
bensjahr gewähr t . 
Neben den kinderbezogenen Unte r sch iedsbe t r ägen erhalten die Versorgungsemp­
fänger zusätzl ich das Kindergeld. Dami t ist die familienbezogene Sicherung der 
Pens ionä re günst iger ausgestaltet als diejenige der Rentenbezieher. Denn i m Ver­
gleich zu der heutigen Summe aus K i n d e r z u s c h u ß und Kindergeldspitzbetrag sind 
die kinderbezogenen Leistungen für Pens ionä re in der Regel höher . 
I n der Zusatzversorgung f l ießen die i m öffent l ichen Dienst übl ichen Familienzu­
schläge , die i m maßgeb l i chen letzten Dreijahreszeitraum gezahlt worden sind, in 
die Bemessungsgrundlage der Gesamtversorgung ein und e rhöhen sie auf diese 
Weise. Die e rhöh te Bemessungsgrundlage bleibt auch bei spä te ren Ä n d e r u n g e n des 
Familienstandes bzw. der Fami l i eng röße w ä h r e n d des Rentenbezuges bestehen. 
Fü r die betriebliche Altersversorgung gelten bei e i n k o m m e n s a b h ä n g i g e n Leistungen 
(insbesondere bei Gesamtversorgungssystemen) die Aus füh rungen zur Zusatzver­
sorgung entsprechend. Doch sind in der Privatwirtschaft familienbezogene Entgelt­
zuschläge sehr selten. 
Die Waisenversorgung w i r d weiter unten (S. 76, Ziffer 2.) verglichen. Auch diese 
Regelungen enthalten Elemente des Familienlastenausgleichs. 
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5. Sonstige Regelungen der Leistungsbestimmung 
a) Versicherungsmathematische Absch läge , mit denen die Vorverlegung des Lei­
stungsbeginns durch eine Le i s tungskürzung ausgeglichen w i r d , sind weder in 
der Rentenversicherung noch in der Bedienstetenversorgung oder der Zusatz­
versorgung des öffentl ichen Dienstes vorgesehen. Dagegen kommen sie in der 
betrieblichen Altersversorgung relativ häufig vor (siehe S. 70, Ziffer 2.2). 
b) I n der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten e rhöh t sich die Rente 
ggf. um einen festen Betrag, der aus etwaigen Bei t rägen zur Höhe rve r s i che rung 
sowie aus bestimmten, analog zu behandelnden anderen Bei t rägen prozentual 
berechnet w i rd , und der sich nach dem Lebensalter im Entrichtungsjahr richtet. 
Diese Regelungen haben jedoch eine nur untergeordnete Bedeutung. 
Eine Berechnung der gesamten Rente aus den zugrunde liegenden Beiträgen 
(bzw. Umlagebe t r ägen) erfolgt auch in der Zusatzversorgung des öffentl ichen 
Dienstes beim Anspruch auf die sog. Versicherungsrente, die niedriger ist als die 
Versorgungsrente. 
Bei entsprechend ausgestalteten Leistungssystemen der betrieblichen Altersver­
sorgung (Pensionskassen, Direktversicherung bei einem Lebensversicherungs­
unternehmen) erfolgt die Berechnung der Leistungen versicherungsmathema­
tisch unter Zugrundelegung der Bei t räge des Arbeitgebers und ggf. auch des 
Arbeitnehmers. 
c) I n der knappschaftlichen Rentenversicherung werden die Zeiten einer s t änd igen 
Arbei t unter Tage oder diesen gleichgestellte Arbeiten unter bestimmten Vor­
aussetzungen mit einem Leistungszuschlag berücksicht ig t . Die Renten — ausge­
nommen die Knappschaftsausgleichsleistung — e r h ö h e n sich für die zu berück­
sichtigenden Jahre um einen bestimmten Promillesatz einer dynamisierten Be­
messungsgrundlage, die 1982 rd . 60 300 D M betrug. Der Jahresbetrag des Lei­
stungszuschlages errechnet sich für das sechste bis zehnte Jahr mit je 1 vom 
Tausend, für das 11. bis 20. Jahr mi t je 2 vom Tausend und für jedes weitere 
Jahr mi t je 3 vom Tausend der Bemessungsgrundlage. Bei 1982 eingetretenen 
Versicherungsfäl len be t rägt der Leistungszuschlag für jedes zu berücks icht i ­
gende Jahr monatlich rd . 5, 10 bzw. 15 D M . Hat der Rentenantragsteller ζ. B. 25 
Jahre lang s tändige Arbeiten unter Tage ausgeübt , erhäl t er dementsprechend 
einen Leistungszuschlag von rd . 200 D M i m Monat . 
6. Regelungen für das Zusammentreffen der Leistung mit sonstigem Einkommen 
Alle untersuchten Alterssicherungssysteme kennen Regelungen, mittels derer eine 
Über s i che rung infolge einer Kumula t ion mi t Arbeitseinkommen oder mit Transfer­
leistungen vermieden werden soll. Diese Regelungen sind jedoch weder d u r c h g ä n ­
gig vorhanden noch sind sie widerspruchfrei ausgestaltet. 
6.1 Zusammentreffen mit Arbeitseinkommen 
I n der Rentenversicherung gibt es für das Zusammentreffen mit Arbeitseinkommen 
ein abgestuftes System von Hinzuverdienstregelungen für Altersrenten vor dem 
65. Lebensjahr, für Versicherten- bzw. Hinterbliebenenrenten, die wegen Erwerbs­
minderung gezahlt werden, sowie für Waisenrenten. Für vorzeitige Altersrenten 
sieht die heutige Regelung (bei rege lmäßiger Beschäf t igung) Hinzuverdienstgrenzen 
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in H ö h e von 1 000 bzw. 425 D M / M o n a t vor. Bei h ö h e r e m Hinzuverdienst fällt die 
Rente weg. I n der knappschaftlichen Rentenversicherung ist beim Knappschaftsru­
hegeld ab 60 Jahren und bei der Knappschaftsausgleichsleistung ab 55 Jahren der 
Hinzuverdienst a u ß e r h a l b knappschaftlicher Betriebe nicht begrenzt. Bei der Er­
werbsunfäh igke i t s ren te ist Rentenvoraussetzung, d a ß nicht mehr als ein ger ingfügi­
ges Einkommen erzielt werden kann. Bei der Berufsunfähigkei t s rente ist eine 
Begrenzung des Hinzuverdienstes ebenfalls impl iz i t in den Rentenvoraussetzungen 
enthalten, da es u. a. auf das verbliebene berufliche Le is tungsvermögen ankommt. 
I n der Bedienstetenversorgung ist ein Hinzuverdienst neben dem Versorgungsbezug 
bei einer Beschäf t igung oder se lbs tänd igen Tät igkei t in der Privatwirtschaft un­
schädl ich . Es gibt nur eine Ausnahme: schwerbehinderte Beamte, die als solche 
vorzeitig in den Ruhestand treten, müssen sich für die Zeit bis zum Erreichen der 
flexiblen Altersgrenze (62. bzw. 63. Lebensjahr) verpflichten, nicht mehr als monat­
l ich 425 D M hinzuzuverdienen. Dagegen w i r d ein Entgelt aus dem öffent l ichen 
Dienst in begrenztem Umfang angerechnet, und zwar auch in Fäl len einer Beschäf­
tigung über das 65. Lebensjahr hinaus. 25 v. H . ihrer ruhegehal t fähigen Dienstbe­
züge k ö n n e n Ruhegeha l t sempfänge r aus öffentl ichen Kassen hinzuverdienen. Liegt 
der Ruhegehaltssatz unter 75 v. H . , so e rhöh t sich diese Grenze entsprechend. Diese 
Regelung gil t modifiziert auch für Hinterbliebene. 
Die Zusatzversorgung des öffent l ichen Dienstes verbindet die Hinzuverdienstrege-
lungen der Rentenversicherung und der Beamtenversorgung. Z u m einen wi rken 
sich die Hinzuverdienstgrenzen der gesetzlichen Rentenversicherung aus: Fäl l t die 
Rente wegen eines r en tenschäd l i chen Hinzuverdienstes weg, so entfäll t auch die 
Versorgungsrente; i m Verhäl tn is zur Beamten Versorgung sind diese Regelungen 
ungüns t ige r ausgestaltet. Daneben ü b e r n i m m t die Zusatzversorgung die spezifi­
schen Hinzuverdienst- und Ruhensregelungen der Beamtenversorgung i m wesentli­
chen entsprechend, doch ist die Versorgungsrente mindestens in H ö h e der Versi­
cherungsrente zu zahlen. Bei einem Verwendungseinkommen aus dem öffent l ichen 
Dienst vor dem 65. Lebensjahr dürf ten aber zumeist die Regelungen der Rentenver­
sicherung greifen, bevor die häufig güns t igere Regelung der Beamtenversorgung 
zur Anwendung kommt. 
I n der betrieblichen Altersversorgung bestehen teilweise ebenfalls Hinzuverdienst­
grenzen. Fü r vorzeitige Rentenleistungen ergibt sich eine Hinzuverdienstgrenze 
daraus, d a ß die Leistungen meistens an den Bezug der gesetzlichen Rente gekoppelt 
sind, so d a ß sich die Begrenzungsvorschriften der Rentenversicherung auswirken. 
6.2 Zusammentreffen mit anderen Sicherungsleistungen 
I n der Rentenversicherung werden Versichertenrente und abgeleitete Rente neben­
einander erbracht. Das Zusammentreffen von Versicherten- und Hinterbliebenen­
renten mit Unfallrenten nach derselben Person ist e ingeschränkt . W ä h r e n d die 
Unfallrente ungekürz t bleibt, w i r d die Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung grundsä tz l ich gekürzt , wenn beide Renten zusammen einen bestimmten V o m ­
hundertsatz sowohl des Jahresarbeitsverdienstes als auch der pe r sön l i chen Bemes­
sungsgrundlage übers te igen . U n e i n g e s c h r ä n k t ist das Zusammentreffen mögl ich , 
wenn der ü b e r l e b e n d e Ehegatte Renten nach verschiedenen Personen aus der Ren­
ten- und Unfallversicherung erhäl t . Das Zusammentreffen mi t anderen Transferlei­
stungen w i r d nur i n Sonder fä l len , teilweise durch Regelungen des anderen Lei­
stungssystems, e ingeschränk t . 
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I n der Bedienstetenversorgung w i r d das Zusammentreffen von Versorgungsbezügen 
mi t Renten nach derselben Person aus der gesetzlichen Rentenversicherung bzw. 
aus einer Zusatzversorgung des öffent l ichen Dienstes beschränk t . Höchs tg renze ist 
der Versorgungsanspruch, der bei einem durchgäng igen Diens tverhä l tn i s i n der 
m a ß g e b l i c h e n Besoldungsgruppe hä t te erreicht werden k ö n n e n : n ä m l i c h das fiktive 
Ruhegehalt, das sich errechnet aus der höchs ten Dienstaltersstufe der maßgeb l i chen 
Besoldungsgruppe und einem maximalen Zeitfaktor (vom 17. Lebensjahr bis zum 
Versorgungsfall, zuzügl ich etwaiger Erhöhungsze i t en sowie zuzügl ich der Versiche­
rungszeit aufgrund einer beitragspflichtigen Beschäft igung nach dem Versorgungs­
fal l) . Die Regelung gilt für alle seit 1966 b e g r ü n d e t e n Diens tve rhä l tn i s se ; für die 
vorher b e g r ü n d e t e n Diens tverhä l tn i sse gil t die Regelung (seit 1982) im Grundsatz 
auch, allerdings versehen mit einer flexiblen Übergangs rege lung . Hierbei ist anzu­
merken, d a ß mit Rücks ich t auf den Sockeleffekt und die degressive Ausgestaltung 
des Ruhegehaltssatzes auch R e n t e n a n s p r ü c h e , die a u ß e r h a l b des öffentl ichen 
Dienstes erworben worden sind, zu einer K ü r z u n g der Versorgungsbezüge führen. 
E ingeschränkt ist in der Bedienstetenversorgung ferner — im Gegensatz zur Ren­
tenversicherung — das Zusammentreffen von eigenen und abgeleiteten Versor­
gungsbezügen . Die Höchs tg renze bet rägt hier 75 v. H . des höchstens erreichbaren 
Ruhegehalts des verstorbenen Ehegatten, das sich nach dessen maßgeb l i che r Besol­
dungsgruppe aus der höchs ten Dienstaltersstufe ergibt. W i r d dieser flexible Betrag 
überschr i t t en , ruhen insoweit die f rüheren Versorgungsbezüge . Insgesamt werden 
jedoch mindestens G e s a m t b e z ü g e gezahlt, die der Summe aus dem eigenen Ruhege­
halt und 20 v. H . des Witwengeldes entsprechen. G e h ö r e n die Ehegatten unter­
schiedlichen Alterssicherungssystemen an, so werden unterschiedliche Leistungen 
nach verschiedenen Personen analog zur Rentenversicherung ungekürz t nebenein­
ander erbracht; d. h., beim Bezug eines eigenen Ruhegehalts k ö n n e n daneben die 
Hinterbliebenenrenten aus der gesetzlichen Rentenversicherung und der Zusatzver­
sorgung ungekürz t bezogen werden. Das gleiche gil t , wenn neben einer eigenen 
Versicherten- und ggf. auch Versorgungsrente ein Witwengeld aus der Bedien­
stetenversorgung gezahlt w i r d . 
E in Zusammentreffen mi t einer Unfallrente kommt bei Ver so rgungsempfänge rn 
nur in seltenen Ausnahmefä l l en in Betracht, da das Dienstunfallrisiko durch gegen­
ü b e r den Normalleistungen der Bedienstetenversorgung verbesserte Leistungen 
(Dienstunfallversorgung, differenziert nach „ n o r m a l e m " und „qual i f iz ie r tem" 
Dienstunfall) abgedeckt w i r d . 
I n der Zusatzversorgung werden — entsprechend dem System der Gesamtversor­
gung — eine gesetzliche Rente nach demselben Versicherten, Leistungen aus vom 
Arbeitgeber bezuschuß t en Versicherungen sowie andere Versorgungs- und versor­
gungsähn l i che Bezüge aus dem öffent l ichen Dienst angerechnet. Das Zusammen­
treffen einer Versorgungsrente aus einem eigenen VersicherungsVerhältnis mi t einer 
abgeleiteten Versorgungsrente ist e ingeschränk t . Anders als i n der Beamtenversor­
gung mit ihrer variablen Höchs tg renze ruht hier die niedrigere der beiden Versor­
gungsrenten stets vo l l (die versicherungsmathematisch berechnete Garantierente 
w i r d aber gezahlt); doch werden die beiden R e n t e n a n s p r ü c h e aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung davon nicht be rühr t . Ein Zusammentreffen mi t einer Unfa l l ­
rente wirk t sich insoweit aus, als die gesetzliche Rente ruht und auch der ruhende 
Tei l angerechnet w i rd . 
I n der Minister- und Abgeordnetenversorgung ist beim Zusammentreffen des Ruhe­
gehalts der Minister bzw. der Al t e r sen t schäd igung von Abgeordneten mit einer 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung ein Ruhen der Verso rgungsansprü -
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che nicht vorgesehen. N u r für den Fall eines Zusammentreffens mi t Verwendungs­
einkommen i m öffent l ichen Dienst w i r d bei Minis tern dieses E inkommen auf das 
Ruhegehalt angerechnet (neben einer A b g e o r d n e t e n e n t s c h ä d i g u n g ruht es um 50 
v. H . , höchs tens jedoch um 50 v. H . der A b g e o r d n e t e n e n t s c h ä d i g u n g ) oder es ruht 
bei Abgeordneten die Al te r sen t schäd igung um 50 v. H . des Betrages, u m den sie 
und das Verwendungseinkommen die G r u n d e n t s c h ä d i g u n g übers te igen . Bei einem 
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen der Beamten, Minister und Abgeordne­
ten untereinander w i r d das Ruhegehalt der Minister neben neuen Verso rgungsbezü­
gen aus einer Wiederverwendung im öffent l ichen Dienst nur insoweit gewähr t , als 
diese hinter dem Ruhegehalt zurückb le iben . Bei Abgeordneten ruht die Altersent­
schäd igung neben anderen Versorgungsbezügen im öffentl ichen Dienst um 50 v. H . 
des Betrages, um den diese Versorgungsbezüge die G r u n d e n t s c h ä d i g u n g übers te i ­
gen (neben einer Al te r sen t schäd igung als Landtagsabgeordneter der beide Versor­
gungsbezüge zu 75 v. H . der A b g e o r d n e t e n e n t s c h ä d i g u n g übe r s t e igende Betrag). 
Entsprechendes gilt beim Bezug einer Rente aus einer Zusatzversorgung des öffent­
lichen Dienstes. 
I n der betrieblichen Altersversorgung w i rd bei Gesamtversorgungszusagen die gesetz­
liche Rente auf die Betriebsrente angerechnet. Diese Anrechnung ist systembedingt, 
da die Verpflichtung des Arbeitgebers von Anfang an auf die Differenz zwischen 
zugesagter Gesamtversorgung und gesetzlicher Rente beschränk t ist. Es handelt 
sich dabei also um eine B e r e c h n u n g s m o d a l i t ä t der Betriebsrente. Auch die Anrech­
nung sonstiger Versorgungsleistungen ist nach dem Betriebsrentengesetz zulässig, 
wenn sie mindestens zur Hälf te auf Bei t rägen oder Zuschüssen des Arbeitgebers 
beruhen. I m Gegensatz zu Gesamtversorgungssystemen bleiben bei Leistungen aus 
P rozen tp l änen und D M - P l ä n e n gesetzliche Renten und sonstige Altersleistungen 
unberücks ich t ig t , es sei denn, eine Höchs tbegrenzungsk lause l sieht eine Limi t ie­
rung des Gesamtanspruchs vor. Nach der neuesten Rechtsprechung des Bundesar­
beitsgerichts ist bei Unfallrenten nur eine teilweise Anrechnung auf die Betriebs­
rente gerechtfertigt; dabei m u ß der Tei l der Unfallrente unberücks ich t ig t bleiben, 
der lediglich als Abgeltung des K ö r p e r s c h a d e n s gilt . 
7. Zusammenwirken der Faktoren 
Die H ö h e der Leistungen ergibt sich i n den untersuchten Alterssicherungssystemen 
— mit Ausnahme von Teilbereichen der betrieblichen Altersversorgung — regelmä­
ßig aus dem Zusammenwirken von Zeitfaktor und Entgeltfaktor. I n grundsä tz l ich 
vergleichbarer Weise w i r d je nach der Anzahl der angerechneten Jahre ein Bemes­
sungsprozentsatz ermittelt und auf die Bemessungsgrundlage (pe rsön l iche Bemes­
sungsgrundlage bzw. versorgungsfähiges Entgelt) bezogen. Der sich hieraus erge­
bende Betrag stellt, von zusätz l ichen Regelungen der Leistungsbestimmung abgese­
hen, die Le i s tungshöhe dar. Die Kommission hat dieses Zusammenwirken der Fak­
toren unter den Gesichtspunkten „Leis tungsgerecht igkei t" und „S iche rungsn iveau" 
miteinander verglichen. 
7.1 Sicherung des Lebensstandards und Leistungsgerechtigkeit 
Alle e rör te r ten Alterssicherungssysteme nehmen auf zwei G r ö ß e n Bezug: den Le­
bensstandard, den der zu Sichernde w ä h r e n d seines Arbeitslebens erreicht hat, des­
sen Erhaltung die Alterssicherung e rmögl i chen oder vor dessen Verfal l sie bewah-
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ren soll, und die Lebensleistung, die zum Anrecht auf Alterssicherung geführt hat. 
Beide G r ö ß e n bestimmen die Struktur der verschiedenen Alterssicherungssysteme 
auf unterschiedliche Weise. 
Die Rentenversicherung stellt p r i m ä r auf die Lebensleistung ab, wie sie sich in dem 
w ä h r e n d des Arbeitslebens erzielten Entgelt durchschnittlich ausdrück t . Als Le­
bensleistung kommt sie in den Bei t rägen und Beitragszeiten, aber auch in der 
Zurechnung und Bewertung beitragsloser Zeiten systemspezifisch zur Geltung. Die 
Rentenversicherung kennt aber keine Regelungen, die direkt eine angemessene 
Sicherung des Lebensstandards gewähr le is ten sollen. Dies w i rd lediglich indirekt 
bewirkt, indem Entgeltfaktor und Ste igerungssätze so bemessen sind, d a ß sie bei 
gewissen typischen Vers icherungsver läufen — d. h. bei einem bestimmten Einkom­
men w ä h r e n d einer bestimmten Lebensarbeitszeit — eine Rente ergeben, die der 
Gesetzgeber als angemessene Sicherung des Lebensstandards ansieht. Ob dies tat­
sächl ich der Fal l ist, ist nur schwer kontroll ierbar. 
Die Bedienstetenversorgung hingegen stellt p r i m ä r auf die Sicherung des Lebens­
standards ab und orientiert die Alterssicherung an den zuletzt bezogenen Dienstbe­
zügen. A u f die Lebensleistung nimmt sie nur indirekt Bezug. Das geschieht einer­
seits über den Zeitfaktor, dessen gegenwär t ige Ausgestaltung diese Aufgabe aller­
dings nur unvol lkommen erfüllt, und andererseits vermittels des Dienstrechts — 
insbesondere ü b e r die Laufbahnvorschriften — , das für das typische Arbeitsleben 
des Bediensteten und den Verlauf seines Einkommens einen gewissen Rahmen 
absteckt. Die Bedienstetenversorgung erachtet dies als ausreichende Garantien für 
eine angemessene Berücks icht igung der Lebensleistung i m Rahmen der Alterssiche­
rung; Abweichungen werden weitgehend vernachläss ig t . 
F ü r die Zusatzversorgung des öffent l ichen Dienstes gilt das zur Bedienstetenversor­
gung Gesagte entsprechend. I n der betrieblichen Altersversorgung wiederum finden 
sich beide Alternat iven; zuweilen w i r d dort auf beide Bes t immungsg rößen nur pau­
schaliert oder indirekt Bezug genommen. 
7.2 Sicherungsniveau 
Die Kommission hat sich i m Rahmen des Gesamtvergleichs mi t den Regelungen 
befaßt , die unterschiedliche Sicherungsniveaus der einzelnen Systeme verursachen. 
Empirische Einzelheiten übe r Le i s tungshöhen und Einf lußfak toren werden i m 
Dri t ten Teil S. 114 ff. dargestellt. 
α) Bruttovergleich 
V o l l vergleichbare Aussagen da rüber , welche Bruttoleistungen i m Vergleich zum 
letzten Bruttoentgelt vor dem Leistungsfall die verschiedenen Systeme i m Durch­
schnitt gewähren , sind derzeit nicht mögl ich . Unter diesem Vorbehalt sei folgendes 
festgehalten: 
— Die Rentenversicherung gewährleis te t nach empirischen Erhebungen für lang­
jähr ig Versicherte mit 40 und mehr Versicherungsjahren i m Durchschnitt ein 
Bruttorentenniveau von rund 45—50 v. H . , bezogen auf das individuelle letzte 
Bruttoentgelt. 
— Die Bedienstetenversorgung gewährleis te t von Rechts wegen für Bedienstete mit 
35 und mehr Dienstjahren ein Bruttoversorgungsniveau von 75 v. H . des ruhege-
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hal t fähigen Bruttoentgelts, das bei einem Teil der Bediensteten wegen nicht 
ruhegehal t fäh iger Gehaltsbestandteile niedriger liegt als das letzte effektive 
Bruttoentgelt. 
— Die Zusatzversorgung des öffent l ichen Dienstes ergibt für Beschäftigte mi t 35 
und mehr Versicherungsjahren eine Bruttogesamtversorgung, die der Bedien­
stetenversorgung entspricht. Wie sich die Neuregelung der Zusatzversorgung, 
die zu einer Absenkung des Versorgungsniveaus führen w i rd , auf die Relation 
zum letzten Bruttoentgelt auswirken w i r d , läßt sich noch nicht a b s c h l i e ß e n d 
beurteilen. 
— Vergleichbare Angaben über die betriebliche Altersversorgung zu machen, fällt 
besonders schwer: die betriebliche Altersversorgung erfaßt nur einen Teil der 
Beschäft igten, ist übe raus unterschiedlich ausgestaltet und stellt auf die Be­
tr iebszugehör igkei t , nicht auf das Arbeitsleben an sich ab. Soweit eine betriebli­
che Altersversorgung zugesagt ist, zielt diese bei heutigen Arbeitnehmern nach 
35 Jahren Betr iebszugehör igkei t im Durchschnitt auf eine die gesetzliche Ren­
tenversicherung e rgänzende Bruttoleistung in H ö h e von 10—15 v. H . des letzten 
Bruttoentgelts. 
Die erheblichen Unterschiede des Bruttoniveaus, die zwischen Rentenversicherung 
und Bedienstetenversorgung bestehen, gehen übe rwiegend auf die derzeit geltende 
Regelung für die allgemeine Bemessungsgrundlage der Rentenversicherung zurück . 
Sie ist so festgelegt, d a ß die pe r sön l i che Rentenbemessungsgrundlage erheblich — 
wenngleich i m Zeitablauf schwankend — hinter dem gegenwärt igen Einkommens­
niveau zurückble ib t . Das aktuelle Durchschnittsentgelt, an das die allgemeine 
Bemessungsgrundlage a n n ä h e r n soll, ist jeweils um etwa ein Dri t te l h ö h e r als die 
allgemeine Bemessungsgrundlage des gleichen Jahres. D e m g e g e n ü b e r w i r d die Ver­
sorgung der Bediensteten in der Regel direkt aus dem letzten Entgelt berechnet; sie 
stellt somit unmittelbar auf das gegenwär t ige Einkommen ab. Modif iz ier t gil t dies 
ebenso für die Zusatzversorgung des öffent l ichen Dienstes. 
Ob als Entgeltfaktor das Lebensdurchschnittsentgelt oder das letzte Entgelt zu­
grunde gelegt w i rd , erscheint d e m g e g e n ü b e r von geringerer Bedeutung. Wie die 
Sondererhebung der Ren tenve r s i che rungs t r äge r zeigt, würde ein Ü b e r g a n g auf das 
letzte Entgelt unter Beibehaltung der derzeit geltenden Regelung für die allgemeine 
Bemessungsgrundlage nur etwa die Hälf te der Versicherten besser stellen, die 
andere Hälfte — insbesondere Arbeiter, Arbeiterinnen und weibliche Angestellte 
— dagegen schlechter (vgl. Anlageband A , Zweiter Teil) . 
b) Nettovergleich 
Unter der Voraussetzung einer Sicherung des "zuletzt aktiv erreichten Lebensstan­
dards ist ein Vergleich der Bruttoeinkommen unzulängl ich . Denn der Lebensstan­
dard w i r d von den ver fügbaren Einkommen bestimmt. Aber abgesehen davon, d a ß 
solche Einkommen im Einzelfall durch weitere Einkünf te (ζ. B. aus Vermietung 
oder Verpachtung) angereichert sein k ö n n e n , bereitet der Nettovergleich schon 
vom Grundsatz her besondere Schwierigkeiten. Z u m Beispiel k ö n n e n sicherungsex­
terne Belastungen der Bruttoeinkommen (Steuern) mit sicherungsinternen Bela­
stungen der Bruttoeinkommen (Bei t räge) kumulieren, so d a ß derjenige, der für 
seine Alterssicherung Bei t räge aufgebracht hat, eine günst igere Nettorelation auf­
weist, w ä h r e n d derjenige, der keine Bei t räge aufgebracht hat, für sich eine u n g ü n ­
stigere Nettorelation i n Anspruch nehmen kann. Zusätzl ich wi rd der Vergleich 
durch Unterschiede der Besteuerung sowohl zwischen Akt iven- und Alterseinkom-
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men als auch zwischen verschiedenen Akt iven- und verschiedenen Al te rse inkünf ten 
erschwert. Die infolge der Belastungsunterschiede einheitliche Nettobasis kann 
sogar dazu führen , d a ß i m Extremfall netto gleich hohe Leistungen unterschiedli­
che Sicherungsniveaus ergeben. 
A u f die verschiedenen Systeme angewandt, ergeben diese E r w ä g u n g e n folgendes: 
— Das Nettoeinkommen des rentenversicherten Arbeitnehmers ergibt sich aus dem 
Bruttoeinkommen, vermindert um seinen Beitragsanteil zur Sozialversicherung 
von derzeit ca. 17,5 v. H . des beitragspflichtigen Bruttoarbeitsentgeltes und um 
seine nach den persön l ichen Verhäl tn issen (sonstige Einkünf te , H ö h e des Ein­
kommens, Familienstand usw.) sehr unterschiedliche steuerliche Belastung, auf 
die sich die Beiträge zur Sozialversicherung unterschiedlich auswirken. 
Das Nettorenteneinkommen des Rentners ergibt sich aus der Bruttorente, ver­
mindert um den Beitragsanteil zur Krankenversicherung der Rentner von vor­
aussichtlich (1985) 5 v. H . und die nach den G r u n d s ä t z e n der Ertragsanteilbe­
steuerung ermittelte Steuerlast. Bei Rentnern ohne weitere Einkünf te führt dies 
in der Regel zu keiner effektiven Steuerbelastung. Soweit, insbesondere wegen 
weiterer E inkünf te , eine Steuerlast anfäl l t , ist diese auch nach M a ß g a b e der per­
sön l ichen Verhäl tn isse sehr unterschiedlich. Bleiben die sonstigen Einkünf te 
gleich, so führt jedenfalls die Differenz bei der steuerlichen Bemessungsgrund­
lage zwischen dem Arbeitsentgelt und dem Ertragsanteil der Rente zu einer aus 
der Progression der Einkommensteuer resultierenden Verminderung der Steuer­
last auf die Rente. 
Bei allen Rentnern ergibt sich durch den Wegfall der Beiträge zur Renten- und 
Arbeitslosenversicherung in H ö h e von 11,55 v. H . zwangsläuf ig eine E r h ö h u n g 
des Nettorentenniveaus. 
— Das Nettoeinkommen des aktiven Bediensteten ergibt sich aus dessen Bruttoein­
kommen, vermindert u m die je nach den pe r sön l i chen Verhäl tn issen sehr unter­
schiedliche Steuerlast und in der Regel u m den Beitrag zu einer die Beihilfe 
e r g ä n z e n d e n Krankenversicherung. Pf l ichtbei t räge zur Sozialversicherung fal­
len jedoch nicht an. 
Das Nettoeinkommen des Bediensteten im Ruhestand ergibt sich aus dem Ruhe­
gehalt, vermindert um die je nach den pe r sön l i chen Verhäl tn issen sehr unter­
schiedliche Steuerlast und in der Regel um den Beitrag zu einer die Beihilfe 
e r g ä n z e n d e n Krankenversicherung. Pf l ichtbei t räge zur Sozialversicherung fal­
len weiterhin nicht an. 
— Das Nettoeinkommen der aktiven Angestellten und Arbeiter im öffentlichen 
Dienst errechnet sich grundsä tz l ich i n gleicher Weise wie beim rentenversicher­
ten Arbeitnehmer. Eine zusätz l iche Belastung kann sich ergeben, wenn die Bei­
t r äge des Arbeitgebers zur Zusatzversorgung vom Arbeitgeber nicht vo l l pau­
schal versteuert werden k ö n n e n und daher ein übe r sch i eßende r Betrag als geld­
werter Vortei l vom Arbeitnehmer zu versteuern ist. 
Das Nettorenteneinkommen, das sich aus der Gesamtversorgung der Zusatzver­
sorgungsrentner i m öffentl ichen Dienst ergibt, errechnet sich aus der Rente der 
gesetzlichen Rentenversicherung und dem aus der Zusatzversorgung aufzustok-
kenden Betrag, vermindert um den aus dem Gesamtrenteneinkommen zu zah­
lenden Krankenversicherungsbeitrag und die aus den beiden Al terse inkünf ten 
nach den G r u n d s ä t z e n der Ertragsanteilsbesteuerung ermittelte Steuerlast. Je­
denfalls bei weiteren Einkünf ten führt dies zu einer effektiven Steuerbelastung, 
die je nach den persön l ichen Verhä l tn i ssen sehr unterschiedlich ist. 
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— Die Nettoeinkommen der Arbeitnehmer, denen eine betriebliche Altersversor­
gung zugesagt ist, errechnet sich grundsä tz l i ch in gleicher Weise wie beim nur 
Rentenversicherten. Beim Direktversicherten kann sich eine zusätz l iche Steuer­
belastung wie bei den Arbeitnehmern und Angestellten im öffent l ichen Dienst 
ergeben. 
Das Nettorenteneinkommen des Rentners, der eine betriebliche Altersversorgung 
erhäl t , ergibt sich aus der Rente der gesetzlichen Rentenversicherung und der 
Leistung der betrieblichen Altersversorgung, vermindert um den aus dem Ge­
samtrenteneinkommen zu zahlenden Krankenversicherungsbeitrag und um die 
Steuerlast, die sich je nach der A r t der betrieblichen Altersversorgung und nach 
den persön l ichen Verhäl tn issen unterschiedlich gestaltet. 
I m folgenden werden die wesentlichen, unterschiedlichen sicherungsexternen und 
sicherungsinternen Belastungen der Bruttoeinkommen im einzelnen dargestellt. 
Hinsicht der steuerlichen Belastungen ist von Bedeutung: Leistungen der Beamten­
versorgung und Direktleistungen der Arbeitgeber sind — abgesehen vom Versor­
gungsfreibetrag (40 v. H . , höchs tens 4 800 D M / J a h r j — wie Arbeitslohn zu versteu­
ern. Renten der gesetzlichen Renteriversicherung und der Zusatzversorgung sowie 
Betriebsrenten aus Pensionskassen und Direktversicherung sind s teuerbegüns t ig t ; 
sie werden nur mit einem variablen Vomhundertsatz (dem sog. Ertragsanteil) dem 
zu versteuernden Einkommen hinzugerechnet. I n demjenigen Einkommensbereich, 
in den die meisten gesetzlichen Renten fallen, ist die Steuerbelastung der Versor­
gungsbezüge allerdings relativ gering; denn wegen der Anrechnung der allgemei­
nen Fre ibe t räge und des Versorgungsfreibetrags bleiben für verheiratete Alleinver­
diener (Steuerklasse I I I ) Versorgungsbezüge bis etwa 19 000 D M steuerfrei (vgl. im 
übr igen Berichtsband 2, Achter Tei l , S. 425 ff . ) . 
Von Bedeutung ist ferner die Belastung der Einkommen für die Absicherung im 
Krankheitsfall. Hier bestehen für die Leistungsbezieher der einzelnen Systeme 
unterschiedliche Regelungen. 
Rentenbezieher sind in der Krankenversicherung der Rentner pflichtversichert, 
wenn sie die entsprechenden Voraussetzungen (überwiegende Versicherungsdauer 
in der gesetzlichen Krankenkasse w ä h r e n d einer Rahmenfrist) erfüllen. Unter 
bestimmten Voraussetzungen k ö n n e n sich Rentenbezieher auch freiwil l ig versi­
chern. Der Beitrag bet rägt l l , 8 v . H . der Rente zuzüglich eines Beitrages auf 
etwaige Zusatzrenten und andere Verso rgungsbezüge ; letzterer errechnet sich in 
H ö h e des halben Beitragssatzes der zus t änd igen Krankenkasse. Die Rentenbezieher 
erhalten zu ihrem Krankenversicherungsbeitrag einen Z u s c h u ß der Rentenversiche­
rung, der ab 1. Januar 1983 zunächs t 11,8 v. H . der Rente beträgt , aber im Zuge der 
folgenden Rentenanpassungen bis zum 1. Juli 1985 auf 6,8 v. H . abgesenkt wi rd . 
Fü r die Bezieher einer Bedienstetenversorgung stellt der Dienstherr in Krankheits­
fällen eine Beihilfe bereit. Sie entspricht der Regelung für aktive Bedienstete, doch 
sind die Beihilfesätze für Ver so rgungsempfänge r um 10 v. H . h ö h e r als für Akt ive 
(Alleinstehende 60 v. H . statt 50 v. H . , Verheiratete 65 v. H . statt 55 v. H.) . Die Rest­
kosten k ö n n e n rege lmäßig entweder durch eine private Krankenversicherung oder 
durch eine freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung abge­
deckt werden. Eine für diesen Zweck abgeschlossene, beihilfekonforme Privatversi­
cherung erfordert einen Beitrag von etwa 250 D M für Verheiratete bzw. etwa 100 
bis 150 D M für Alleinstehende. 
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Bei den Beamtenkrankenkassen der Bahn und Post sind erheblich niedrigere Bei­
t räge zu entrichten, wobei allerdings — auch unter Berücks ich t igung des Beihilfe­
anspruchs — je nach Tarif- und Vertragsgestaltung Restkosten verbleiben k ö n n e n , 
die der Versicherte zu tragen hat. Bei der Postbeamtenkrankenkasse (B) bet rägt der 
Beitrag 8,6 v. H . der Bezüge, höchs tens jedoch (bei Mitversicherung der Familien­
angehö r igen ) 139 D M / M o n a t (1982); die Leistungen treten zur Beihilfe hinzu. Bei 
der Krankenversorgung der Bundesbahnbeamten werden sozial gestaffelte Beiträge 
erhoben, und zwar (bei Mitversicherung der Fami l i enangehör igen ) zwischen 
79 D M (A 1) und 142 D M (A 13) (1982); die Leistungen sind so ausgestaltet, d a ß sie 
den bei den übr igen Bundesbeamten gegebenen Beihilfeanspruch einbeziehen, wo­
bei die Tarifleistung zwischen 80 und 90 v. H . der ers ta t tungsfähigen Aufwendun­
gen bet rägt . Die gesetzliche Krankenkasse erhebt bei f re iwil l ig versicherten Versor­
g u n g s e m p f ä n g e r n entweder den allgemeinen Beitragssatz oder den sa t zungsgemäß 
niedrigeren Satz für Versicherte ohne Krankengeldanspruch (ca. 11 v. H . bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze). Beziehen die Verso rgungsempfänger auch eine Rente, 
so gelten unter bestimmten Voraussetzungen die oben dargestellten Regelungen der 
Krankenversicherung der Rentner; d. h., auf die bezuschuß te Rente werden 
11,8 v. H . und auf die Beamten Versorgung etwa 5,9 v. H . Beitrag erhoben. Einen 
Bei t ragszuschuß des Dienstherrn erhalten die gesetzlich versicherten Versorgungs­
e m p f ä n g e r zwar nicht, jedoch unter gewissen Voraussetzungen eine Restbeihilfe. 
Bei Pensionen bis zu 3 500 D M betragen die Gesamtbelastungen der Versorgungs­
e m p f ä n g e r je nach der H ö h e des Einkommens und der Ar t der Krankenversiche­
rung zwischen ca. 11 und 21 v. H . (weniger bei Bahn und Post). Nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes liegen die Lohnsteuereinnahmen auf Pensionen insge­
samt bei etwa 10 v. H . der Summe der Versorgungsausgaben. Die Zusatzversorgung 
des öffent l ichen Dienstes und die betriebliche Altersversorgung sehen keine Zu­
schüsse vor ; deren Leistungsbezieher müssen ihre Beiträge zur Krankenversiche­
rung der Rentner selbst tragen. 
Aus a l l dem resultiert das Paradoxon, d a ß einerseits nur der Nettovergleich das 
Wesentliche tr iff t , andererseits aber Aussagen übe r Nettorelationen besonders 
schwierig zu treffen sind, und zwar um so schwieriger, je allgemeiner und je verall­
gemeine rungs fäh ige r sie sein sollen. Was derzeit allgemein empirisch dazu ausge­
sagt werden kann, findet sich i m Rahmen des empirischen Gesamtvergleichs (vgl. 
Dr i t te r Teil) . Weiteres Material findet sich in den Anlagen. Jede davon isolierte 
beispielhafte Aussage über die für die einzelnen Alterssicherungssysteme typische 
Nettorelat ion ist unter den gegebenen Voraussetzungen mi t g roßen Unsicherheiten 
behaftet und m u ß Bedenken auslösen. 
Vergleichbare Zahlen übe r das Nettoniveau der verschiedenen Alterssicherungssy­
steme existieren denn auch nicht. Für die Rentenversicherung ergibt eine Mode l l ­
rechnung, d a ß unter gewissen typischen Voraussetzungen das Rentenniveau eines 
Arbeiters oder Angestellten, dessen Einkommen w ä h r e n d der Erwerbs tä t igkei t i m ­
mer dem Durchschnitt aller Beschäftigten entsprochen hat, nach 40/45 anrech­
nungs fäh igen Versicherungsjahren ca. 64,4/72,5 v. H . des Nettoeinkommens aus 
der Beschäf t igung beträgt . Fü r die Beamtenversorgung liegen vergleichbare Mode l l ­
rechnungen oder entsprechende empirische Erhebungen nicht vor. Rein rechne­
risch ergibt sich für die Ruhestandsbediensteten mit einer ruhegeha l t fäh igen 
Dienstzeit von mindestens 35 Jahren, deren effektive E n d b e z ü g e vo l l ruhegehal t fä­
hig sind — was für einen Teil der Ruhestandsbediensteten wegen nicht ruhegehalt­
fähiger Gehaltsbestandteile nicht zutrifft — , aus der steuerlichen Entlastung, d a ß 
sich ihre Nettoversorgung i m Durchschnitt auf etwa 80 v. H . beläuft . I n der Zusatz-
63 
Versorgung liegt die entsprechende Gesamtversorgung — also bei einer anrech­
nungsfäh igen Dienstzeit von mindestens 35 Jahren — derzeit bei ü b e r 100 v. H . des 
vergleichbaren Aktiveneinkommens. 
Wenn diese Zahlen hier trotz aller Vorbehalte mitgeteilt werden, so deshalb, um 
eine Vorstellung davon zu geben, in welchem M a ß e die Nettorelation von der Brut­
torelation abweicht. Mehr kann damit nicht ausgesagt werden. Eine weitere Ent­
wicklung und Vergewisserung der Aussagen übe r den Nettovergleich erscheint 
ebenso dringend wie auch mögl ich . Sie liegt jedoch nicht im Bereich der Aufgaben 
und der Mögl ichke i ten dieser Darstellung. 
c) Brutto- und Nettoentwicklung im Zeitablauf 
I m Zeitablauf ä n d e r n sich die Brutto- und Nettoniveaus erheblich aufgrund folgen­
der Einf lußfak toren 
— Verschiebungen im Verhäl tn is zwischen allgemeiner Bemessungsgrundlage und 
Durchschnittsentgelt aller Versicherten desselben Jahres (Rentenversicherung) 
— Ä n d e r u n g e n der Steuer- und Abgabenbelastung der Akt iven und der Leistungs­
bezieher. 
V I . Anpassung 
1. Grundsätze der Anpassung 
Die Anpassung der Alterssicherung an die allgemeine Einkommensentwicklung 
bzw. an das Niveau der Lebenshaltungskosten kann sich entweder nur auf laufende 
Leistungen oder auch auf die Anwartschaften erstrecken. Daneben gibt es Siche­
rungsformen, die sowohl in der Anwartschaftsphase als auch in der Leistungsphase 
statisch ausgestaltet sind. 
I n der gesetzlichen Rentenversicherung stellt die Umrechnung der Nominale inkom­
men in Werteinheiten (Vomhundertsatz der pe r sön l i chen Bemessungsgrundlage) 
und deren Indexierung mi t der allgemeinen Bemessungsgrundlage sicher, d a ß die 
Anwartschaften einen — bei wachsendem Aktiveneinkommen — i m Zeitablauf 
steigenden Rentenanspruch darstellen. Laufende Renten werden entsprechend der 
V e r ä n d e r u n g der allgemeinen Bemessungsgrundlage angepaß t . 
I n der Bedienstetenversorgung werden die Versorgungsbezüge bei der Erstfestset­
zung direkt aus dem letzten ruhegeha l t fäh igen Entgelt berechnet. Laufende Versor­
gungsbezüge werden entsprechend der allgemeinen Besoldungsanpassung sowie — 
bisher — auch der strukturell bedingten Steigerung der durchschnittlichen Akt iven­
bezüge e rhöht . 
I n der Zusatzversorgung des öffent l ichen Dienstes w i r d bei der Erstfestsetzung die 
Gesamtversorgung direkt aus dem Durchschnitt der (aktualisierten) gesamtversor-
gungsfähigen Entgelte der letzten drei Jahre berechnet. W ä h r e n d der Rentenlauf­
zeit e rhöht sich die Gesamtversorgung entsprechend den allgemeinen Besoldungs­
e r h ö h u n g e n . Die Versorgungsrente ergibt sich jeweils als Differenz zwischen Ge­
samtversorgung und gesetzlicher Rente, wobei die Gesamtversorgung künftig auf 
höchs tens 90 v. H . eines aktualisierten, f ikt iven Nettoarbeitsentgeltes begrenzt ist. 
Die betriebliche Altersversorgung kennt sowohl halbdynamische und volldynamische 
Zusagen als auch statische Zusagen. Volldynamisch sind alle einkommensbezoge-
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nen Zusagen, die sich — entweder als Gesamtversorgung oder als „ P r o z e n t p l a n " — 
direkt auf das jeweilige aktuelle Einkommen beziehen und auch als laufende Ren­
ten automatisch a n g e p a ß t werden. Halbdynamisch sind die Zusagen, bei denen nur 
die Anwartschaften laufend a n g e p a ß t werden. Daneben gibt es Festbetragsrenten, 
die statisch sind. Auch diese k ö n n e n jedoch — allerdings ohne Rechtspflicht — 
w ä h r e n d der Anwartschaftsphase von Zeit zu Zeit e rhöh t werden. Eine Anpassung 
der laufenden Betriebsrenten, die nicht auf güns t igeren volldynamischen Leistungs­
p l ä n e n beruhen, hat der Arbeitgeber nach dem Betriebsrentengesetz rege lmäßig zu 
prüfen und anzupassen, soweit es seine wirtschaftliche Lage erlaubt. 
2. Verfahren, Zeitpunkt und Ausmaß der Anpassung 
I n der gesetzlichen Rentenversicherung erfolgt die Dynamisierung der Anwartschaf­
ten in der Weise, d a ß bei der Erstberechnung der Renten der persön l iche Vomhun­
dertsatz auf die jeweilige allgemeine Bemessungsgrundlage bezogen wi rd . Letztere 
soll tendenziell sicherstellen, d a ß die Rentenfestsetzung am aktuellen Lohnniveau 
orientiert ist. Die allgemeine Bemessungsgrundlage knüpf t vom Grundsatz her an 
die Entwicklung der durchschnittlichen j äh r l i chen Bruttoarbeitsentgeite aller Versi­
cherten innerhalb eines bestimmten Zeitraumes an. Ihre Festsetzung und ihre zeit­
l ich verzöger te Anpassung an das gegenwär t ige Einkommensniveau wirken sich auf 
das Rentenniveau dahin gehend aus, d a ß die Rentenanwartschaften nicht bis auf 
das gegenwär t ige Einkommensniveau hochgerechnet werden, sondern auf ein nied­
rigeres Niveau. D e m g e g e n ü b e r ermitteln die Bedienstetenversorgung und die Zu ­
satzversorgung des öffentl ichen Dienstes die H ö h e der Leistungen direkt aus dem 
i n der Gegenwart erzielten Einkommen. 
Laufende Renten werden durch Gesetz aus A n l a ß der V e r ä n d e r u n g der allgemei­
nen Bemessungsgrundlage angepaß t . Dabei w i r d die allgemeine Bemessungsgrund­
lage des Anpassungsjahres auf die Bestandsrenten angewendet, was zu einer zeit­
verzöger ten Anpassung der Renten an die Entwicklung des Durchschnittsarbeits­
entgeltes aller Versicherten führt. Dami t werden auch strukturell bedingte E inkom­
mensverbesserungen an die Rentner weitergegeben. Ebenso wi rk t sich die Entwick­
lung der Sonderzahlungen aus: I n dem Verhäl tn is , i n dem sich die allgemeine 
Bemessungsgrundlage aufgrund von Sonderzahlungen (wie Weihnachtsgeld und 
Urlaubsgeld) erhöht , kommt den Rentnern eine entsprechende R e n t e n e r h ö h u n g 
zugute. Von der Anpassung ausgenommen sind bestimmte Bestandteile der Rente, 
insbesondere die Kinderzuschüsse sowie aus Höhe rve r s i che rung und aus solchen 
freiwil l igen Beiträgen, die eine bestimmte M i n d e s t h ö h e unterschreiten. 
I n der Bedienstetenversorgung werden die laufenden Versorgungsbezüge aus A n l a ß 
u n d entsprechend der allgemeinen Besoldungsanpassung erhöht , die wiederum u. a. 
die allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhäl tn isse berücksicht ig t . Bis 
zur Mi t t e der siebziger Jahre wurden strukturelle Verbesserungen bei den aktiven 
Beamten durch Einzelregelungen auch auf die Verso rgungsempfänger ausgedehnt 
(nach t r äg l i che E r h ö h u n g der ruhegehal t fäh igen Diens tbezüge bei verbesserter Be­
soldungsstruktur, Harmonisierungszulagen, Verbesserungen beim Ortszuschlag 
u . a.). Seit 1. Juli 1975 w i r d anstelle dieser E i n z e l m a ß n a h m e n zur Jahresmitte ein 
Anpassungszuschlag festgestellt, mi t dem die Versorgungsbezüge zum 1. Januar des 
Folgejahres — gestaffelt nach Versorgungsbeginn — zusätzl ich a n g e p a ß t werden. 
F ü r die vor dem 1. Dezember 1973 festgestellten Versorgungsbezüge be t räg t der 
Anpassungszuschlag i m Jahre 1983 ζ. B. 3,5 v. H . Nich t a n g e p a ß t werden nicht-
dynamisierte Bestandteile der ruhegeha l t fäh igen Diens tbezüge , wie Harmonisie-
rungs-, Stellen- und Ministerialzulagen. 
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I n der Zusatzversorgung des öffent l ichen Dienstes wi rd die Gesamtversorgung aus 
A n l a ß und entsprechend der allgemeinen E r h ö h u n g der Beamtenversorgung ange­
paß t . Dabei werden die Steigerungen nach einem festen Vomhundertsatz weiterge­
geben. Dieser ist so bemessen, d a ß die Nichtdynamisierung bestimmter Gehaltsbe­
standteile bei seiner Festsetzung berücks icht ig t w i rd . Sockel-, Mindest- und Festbe­
träge im Bereich der Beamtenversorgung sind bisher nur begrenzt, Strukturverbes­
serungen für Verso rgungsempfänger nicht berücksicht ig t worden. Ein Anpassungs­
zuschlag, wie er in der Beamtenversorgung bislang besteht, ist nicht vorgesehen. 
Dagegen wurde die E in führung und E r h ö h u n g der Jahressonderzuwendung auch 
bei den laufenden Versorgungsrenten durch strukturelle Verbesserungen be rück­
sichtigt. 
Die a n g e p a ß t e Versorgungsrente ergibt sich als Differenz aus der e rhöh ten Gesamt­
versorgung und der e rhöh ten gesetzlichen Rente. Der Anpassungssatz bleibt aber in 
der Regel hinter der Rentenanpassung zurück . Von 1985 an gilt für alle Versor­
gungsrentner, d a ß das a n g e p a ß t e gesamtversorgungsfäh ige Entgelt auf ein neube­
rechnetes fiktives Nettoarbeitsentgelt begrenzt wi rd . Nur der sich daraus ergebende 
E r h ö h u n g s b e t r a g w i rd gezahlt, soweit er nicht im Rahmen des Übergangs rech t s für 
den Abbau der Ü b e r v e r s o r g u n g verbraucht w i rd . 
I n der betrieblichen Altersversorgung werden die laufenden Renten nicht automa­
tisch a n g e p a ß t , es sei denn, eine Anpassungsklausel sieht dies vor. Doch hat der 
Arbeitgeber g e m ä ß dem Betriebsrentengesetz alle drei Jahre die Anpassung der lau­
fenden Leistungen zu prüfen und i n der Regel auch vorzunehmen. Durch die 
Rechtsprechung gefestigter M a ß s t a b für die Anpassung der Betriebsrenten ist die 
Entwicklung der Lebenshaltungskosten; es k ö n n e n aber auch andere Anpassungs­
m a ß s t ä b e vereinbart werden, wenn diese ü b e r den Kaufkraftausgleich hinausgehen. 
Einzelne Versorgungswerke knüpfen beispielsweise an die Entwicklung bestimmter 
Vergleichseinkommen, etwa die Bezüge bestimmter Beamten, an. Bei der Anpas­
sung sind kraft Gesetzes insbesondere die Belange des Versorgungsempfängers und 
die wirtschaftliche Lage des Arbeitgebers zu berücks ich t igen , so d a ß wirtschaftliche 
Schwierigkeiten des Arbeitgebers eine Anpassung ausschl ießen k ö n n e n . Betriebs­
renten k ö n n e n bei wirtschaftlicher Notlage des Betriebes gekürzt oder sogar einge­
stellt werden. Der Pensionssicherungsverein, der an die Stelle insolventer Arbeitge­
ber t r i t t , braucht die ü b e r n o m m e n e n Rentenzahlungen grundsätz l ich nicht anzu­
passen. 
3. Vergleich der Anpassungsraten von Renten und Versorgungsbezügen 
Die Kommission hat die seit 1960 erfolgten Rentenanpassungen mit der E r h ö h u n g 
der Versorgungsbezüge aus der Beamtenversorgung verglichen. Bei dem Vergleich 
sind neben den prozentualen Anpassungssä t zen auch die strukturellen Verbesserun­
gen der Beamtenversorgung berücks ich t ig t worden. 
Eine im Jahre 1960 festgestellte Rente ist bis zum 1. Januar 1983 auf 475,3 v. H . des 
Ausgangswertes, i n der knappschaftlichen Rentenversicherung auf 380,2 v. H . er­
höh t worden. Die Rentenanpassung ergibt sich aus der jeweiligen Anpassung der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage; bei der K n V wurde a u ß e r d e m die Abschmel-
zung der Renten um 20 v. H . in den Jahren 1969 bis 1973 berücksicht igt . Da die 
Rentenanpassung der Entwicklung der Durchschnittsentgelte aller Versicherten 
folgt, wirken sich hier auch die strukturellen Komponenten der Entgeltentwicklung 
aus (z.B. wachsender Ante i l von Angestellten, s tä rkere Anhebung unterer Entgelte, 
E in führung und Ausbau von Urlaubs- und Weihnachtsgeld). 
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Die Ruhegehälter der Beamtenversorgung sind seit 1960 in unterschiedlichem U m ­
fange e rhöh t worden. Aufgrund struktureller M a ß n a h m e n läßt sich ein durch­
schnittlicher Index nicht ermitteln. Vielmehr k ö n n e n die E r h ö h u n g s r a t e n nur punk­
tuell für die einzelnen Besoldungsgruppen getrennt angegeben werden. 
Bei den folgenden Beispielen wurde von einem verheirateten Beamten (ohne K i n ­
der), der die letzte Dienstaltersstufe und einen Ruhegehaltsatz von 72 v. H . erreicht 
hat, ausgegangen. Betrachtet w i r d die E r h ö h u n g des Ruhegehalts zwischen dem 
1. Juni 1960 und dem 1. Janaur 1983. I m einfachen Dienst ergibt sich für die Besol­
dungsgruppe A 3 eine E r h ö h u n g auf 444,8 v. H . des Ausgangswertes bei Zugrunde­
legung der Ortsklasse S in 1960, auf 478,7 v . H . bei Ortsklasse B, im mittleren 
Dienst für Besoldungsgruppe A 6 eine Steigerung auf 425,6 v. H . (Ortsklasse S) 
bzw. 452,2 v. H . (Ortsklasse B). I m gehobenen Dienst ergeben sich für die Besol­
dungsgruppe A 9 399,8 ν. Η. (Ortsklasse S) bzw. (Ortsklasse B) 420,5 v. H . , im höhe ­
ren Dienst für die Besoldungsgruppe A 13 382,6 ν. Η. (Ortsklasse S) bzw. 
397.8 v. H . (Ortsklasse B). Bei der Berechnung der Indizes sind die prozentualen 
Erhöhungssä t ze , die Sockelbe t räge beim Grundgehalt bzw. beim Ortszuschlag, die 
Harmonisierungs7M\agen, der E rhöhungsbe t r ag , der Ausbau der Jahressonderzu­
wendung und der ab 1. Juli 1975 gewähr te Anpassungszuschlag berücks icht ig t wor­
den. 
Andere strukturelle Verbesserungen konnten dagegen nicht berücksicht ig t werden. 
So wurden i m untersuchten Zeitraum die „Ste l lenkege l" verbessert; i n weiten Berei­
chen des öffentl ichen Dienstes läßt sich eine Höhe r s tu fung von durchschnittl ich 
mindestens einer Besoldungsgruppe feststellen (vgl. Gutachten der T R E U A R B E I T , 
Bundestagsdrucksache 6/3504, Tz. 155 ff. und 7/5569, Tz. 214). Diese strukturellen 
Verbesserungen in den Jahren 1965 bis 1973 sind auch an die vorhandenen Versor­
g u n g s e m p f ä n g e r in erheblichem Umfang weitergegeben worden. Dabei wurden die 
Ver so rgungsbezüge nach t räg l ich neu berechnet, und zwar durch pauschale Anhe-
bung auf eine höhe re Besoldungsgruppe, durch nach t räg l i che Unterstellung eines 
Aufstiegs bzw. nach t räg l iche H ö h e r b e w e r t u n g des zuletzt innegehabten Dienstpo­
stens, durch G e w ä h r u n g neuer ruhegehal t fäh iger Zulagen oder durch Zahlung eines 
Stellenanpassungszuschlags. I n dem Versorgungsgutachten der T R E U A R B E I T aus 
dem Jahre 1976 w i r d festgestellt, d a ß die Anpassung der Versorgungsbezüge auf­
grund dieser gesetzlichen Regelungen für die einzelnen Beamten sehr unterschied­
l ich ausgefallen ist. Insgesamt wurden danach i n der Zeit von 1957 bis 1975 die 
Verso rgungsbezüge der Beamten bis zur Besoldungsgruppe A 6 und die gesetzli­
chen Renten in etwa gleich a n g e p a ß t (Bundestagsdrucksache 6/5569 Tz. 211 und 
Tz. 234). Die Versorgungsbezüge insbesondere des gehobenen und h ö h e r e n 
Dienstes hingegen sind geringer a n g e p a ß t worden als die gesetzlichen Renten. Ver­
so rgungsbezüge dieser h ö h e r e n Laufbahngruppen übers te igen jedoch die gesetzli­
chen Renten und damit den Sicherungsbereich der Rentenversicherung; dieser 
Bereich kann folglich nicht in den Vergleich mi t den Anpassungsraten der Renten­
versicherung einbezogen werden. 
F ü r den Bereich der Zusatzversorgung l äß t sich nachweisen, d a ß ihre Steigerungsra­
ten erheblich unter denen der Rentenversicherung geblieben sind. Andererseits lie­
gen die Steigerungsraten der Zusatzversorgung auch unter denen der Beamtenver­
sorgung, wenn man deren strukturelle Verbesserungen mit einbezieht. 
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V I I . Leistungsfall des Alters 
1. Ausgestaltung der Altersgrenzen 
/./ Regelaltersgrenzen 
I n den untersuchten Alterssicherungssystemen ist das 65. Lebensjahr die Regelal­
tersgrenze, die teilweise hinausgeschoben werden kann. 
1.2 Altersgrenzen für besondere Berufsgrupppen 
Die knappschaftliche Rentenversicherung sieht für Bergleute eine besondere Alters­
grenze mit 60 Jahren vor (Knappschaftsruhegeld). Die Knappschaftsausgleichslei­
stung wi rd bereits mit dem 55. Lebensjahr geleistet und dabei vorausgesetzt, d a ß die 
Aufgabe der knappschaftlich versicherten Tät igkei t bzw. Untertagearbeit aus be­
stimmten G r ü n d e n erfolgt. 
I n der Beamtenversorgung gibt es besondere Regelaltersgrenzen mit 60 Jahren für 
Polizeivollzugs-, Strafvollzugs- und Feuerwehreinsatzbeamte, mi t 53 Jahren für 
Beamte des gehobenen Flugkontrolldienstes. Fü r bestimmte Bundesrichter und tei l ­
weise auch Hochschullehrer besteht eine besondere Altersgrenze von 68 Jahren. 
Für Berufssoldaten sieht die Soldatenversorgung eine Regelaltersgrenze mit 60 Jah­
ren vor. Niedrigere, besondere Altersgrenzen sind für einzelne Dienstgrade bzw. 
Verwendungen vorgesehen. 
— 41. Lebensjahr für Strahlf lugzeugführer und Kampfbeobachter 
— 53. Lebensjahr für Berufsunteroffiziere i m Truppendienst 
— 53., 55., 57., 59. Lebensjahr für Berufsoffiziere i m Truppendienst je nach Dienst­
rang (z.B. Hauptleute mi t 53 Jahren, Oberste mi t 59 Jahren). 
Die Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes kennt keine besonderen Regelalters­
grenzen für bestimmte Berufsgruppen. Ihr sind jedoch arbeitsrechtliche Regelungen 
für bestimmte Arbeitnehmergruppen vorgeschaltet: Arbeiter und Angestellte, für 
die ein vorzeitiges Ausscheiden aus ihrer Tät igkei t gesetzlich vorgeschrieben ist, 
erhalten vom Arbeitgeber eine Übe rgangsve r so rgung bis zum normalen Versiche­
rungsfall. Dies betrifft die Bediensteten i m Strafvollzug und i m feuerwehrtechni­
schen Dienst mit 60 Jahren, F lugzeugführer mi t 56 und Fluglotsen mit 53 Jahren. 
Die betriebliche Altersversorgung hat auf der Grundlage des Betriebsrentengesetzes 
ihre Altersgrenzen i n der Regel ü b e r e i n s t i m m e n d mit der gesetzlichen Rentenversi­
cherung festgelegt. 
1.3 Flexibilität der Altersgrenzen 
Alle Alterssicherungssysteme kennen die Mögl ichkei t , Altersleistungen vorzeitig in 
Anspruch zu nehmen: 
— Fü r Schwerbehinderte, Berufs- und Erwerbsunfäh ige ist in allen untersuchten 
Sicherungssystemen die flexible Altersgrenze mit 60 Jahren vorgesehen. 
— F ü r Arbeitslose sieht die Rentenversicherung nach einjähriger Dauer der Ar ­
beitslosigkeit eine Altersgrenze mit 60 Jahren vor. I n der Bedienstetenversor-
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gung fehlt eine entsprechende Regelung; sie wäre wegen der U n k ü n d b a r k e i t der 
Bediensteten weitgehend gegenstandslos. I n der Zusatzversorgung fehlt diese 
Altersgrenze für die dynamische Versorgungsrente, weil sie nur gewähr t w i r d , 
wenn das Arbei t sverhäl tn is im Regelfall bis zum Eintr i t t des Versicherungsfalles 
bestanden hat. Der Versicherungsfall der Arbeitslosigkeit ist nur für die Versi­
cherungsrente von Bedeutung. 
— Die flexible Altersgrenze kann in der Rentenversicherung u n a b h ä n g i g vom 
Gesundheitszustand mit 63 Jahren wahrgenommen werden. I n der Beamtenver­
sorgung k ö n n e n Landesbeamte die Antragsaltersgrenze ohne Nachweis der 
Diens tunfäh igke i t mit 62 Jahren, Bundesbeamte mit 63 Jahren wahrnehmen. 
Die Zusatzversorgung und die Betriebsrenten knüpfen an den Anspruch auf die 
gesetzliche Rente an und leisten ab der entsprechenden flexiblen Altersgrenze. 
1.4 Besondere Altersgrenzen für Frauen 
In der Rentenversicherung k ö n n e n weibliche Arbeitnehmer die Altersgrenze mit 60 
Jahren wahrnehmen. 
I n der Bedienstetenversorgung gibt es keine besondere Altersgrenze für Frauen. 
I n der Zusatzversorgung des öffent l ichen Dienstes haben — mit Rücks ich t auf die 
Beamtenversorgung — Bezieherinnen der vorgezogenen Altersrente für Frauen bis 
zum 62. Lebensjahr nur Anspruch auf die niedrigere Versicherungsrente und nicht 
auf die Versorgungsrente. 
Die betriebliche Altersversorgung hat auf der Grundlage des Betriebsrentengesetzes 
ihre Regelungen an der gesetzlichen Rentenversicherung ausgerichtet und leistet 
daher auch bei vorgezogenem Rentenbezug an die betreffenden Rentnerinnen. 
2. Besonderheiten der Leistungserbringung 
2.1 Wartezeiten 
I n der Rentenversicherung setzt der Anspruch auf Altersrente generell voraus, d a ß 
15 Jahre Beitrags- und Ersatzzeiten nachgewiesen werden. Diese „ g r o ß e " Wartezeit 
ist allerdings bislang durch das Ausweichen auf die Erwerbsunfäh igke i t s ren te — 
jedenfalls bei Versicherten übe r 65 Jahren — von geringer praktischer Bedeutung. 
Die flexiblen Altersgrenzen mit 60 bzw. 63 Jahren k ö n n e n in der Rentenversiche­
rung nur wahrgenommen werden, wenn 35 an rechnungs fäh ige Versicherungsjahre 
vorliegen. Für die vorgezogene Altersrente an Frauen müssen in den letzten 20 Jah­
ren mindestens 121 Pfl ichtbeiträge, für die vorgezogene Altersrente an Arbeitslose 
in den letzten 10 Jahren mindestens 96 Pfl ichtbei t räge nachgewiesen werden. 
I n der knappschaftlichen Rentenversicherung be t räg t die Wartezeit für das Knapp­
schaftsruhegeld und die Knappschaftsausgleichsleistung mindestens 25 Jahre 
knappschaftlicher Versicherungszeit mi t s t änd igen Arbeiten unter Tage oder diesen 
gleichgestellten Arbeiten. Alternativ reichen bei Aufgabe der Untertagearbeit aus 
gesundheitlichen G r ü n d e n oder nach dem Bezug von Anpassungsgeld für die 
Knappschaftsausgleichsleistung 25 Jahre knappschaftlicher Versicherungszeit aus. 
I n der Bedienstetenversorgung reichen für alle Altersgrenzen 5 Jahre Dienstzeit aus. 
Dabei werden außer den Zeiten ab der Ernennung auch die übr igen ruhegehal t fähi -
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gen Zeiten, insbesondere als Arbeiter oder Angestellter des öffentl ichen Dienstes, 
angerechnet. 
Die Zusatzversorgung sieht für die allgemeine Altersgrenze eine Wartezeit von 
5 Jahren vor. Für die vorgezogenen und die flexiblen Altersgrenzen müssen die 
Wartezeiten der gesetzlichen Rente erfüllt sein. 
I n der betrieblichen Altersversorgung sind die Wartezeiten unterschiedlich geregelt. 
Sie k ö n n e n frei vereinbart werden und betragen im Regelfall 5 bis 15 Jahre (wobei 
der Schwerpunkt bei 10 Jahren liegt), im Ausnahmefall auch bis zu 20 Jahre. 
2.2 Leistungsverkürzungen bei Inanspruchnahme vorzeitiger Altersgrenzen 
Versicherungsmathematische Absch läge sind Le is tungskürzungen , die bei einer 
Vorverlegung der Altersgrenze eintreten. Sie sollen Mehrausgaben ausgleichen, die 
durch die längere Bezugsdauer und ggf. durch verkürz te Beitragszahlung entste­
hen. 
In der Rentenversicherung gibt es bei Inanspruchnahme vorzeitiger Altersrenten 
keine versicherungsmathematischen Abschläge . Jedoch bedingt der Rentenbezug 
einen Verzicht auf noch erwerbbare Rentenanwartschaften, weil sich die Anzahl 
der an rechnungs fäh igen Versicherungsjahre verringert. So ist bei einem Durch­
schnittsverdienst die Monatsrente für jedes Jahr f rüheren Rentenbezuges um rd . 30 
D M niedriger als bei Weiterarbeit. Sind mit dem 60. Lebensjahr 40 Versicherungs­
jahre zurückgelegt , so w ü r d e n 5 Jahre Weiterarbeit die R e n t e n h ö h e um 12,5 v. H . 
steigern (gleichbleibendes Einkommen vorausgesetzt). 
Die Knappschaftsausgleichsleistung w i r d nur aus den knappschaftlich versicherten 
Zeiten berechnet (mit einem Steigerungssatz von 2,0 v. H.) , also nicht auch aus Zei­
ten, die in der A r V / A n V zurückgelegt wurden. 
Wenn bei vorzeitiger Inanspruchnahme der Versorgung bereits 35 Dienstjahre 
erreicht sind, müssen in der Bedienstetenversorgung keine Leistungsverzichte in 
K a u f genommen werden, da weitere Dienstjahre infolge der Ruhegehaltsskala nicht 
mehr berücks icht ig t w ü r d e n . Ist der Höchs t sa tz von 75 v. H . noch nicht erreicht, so 
bleibt die Leistung für jedes Jahr des f rüheren Bezugs in der Regel um 1 v. H . der 
ruhegeha l t fäh igen Diens tbezüge zu rück (anstelle 1,5 v. H . der persön l ichen Bemes­
sungsgrundlage in der Rentenversicherung). 
I n der Zusatzversorgung ergeben sich die gleichen Auswirkungen wie bei den Beam­
ten. Allerdings erhalten berechtigte Frauen zunächs t nur die Versicherungsrente 
und nicht die Versorgungsrente (vgl. S. 69, Ziffer 1.4). 
I n der betrieblichen Altersversorgung müssen rege lmäßig neben Leistungsverzichten 
infolge fehlender Berufsjahre versicherungsmathematisch berechnete Rentenab­
schläge zum Ausgleich der l ängeren Rentenbezugsdauer in K a u f genommen wer­
den. Sie betragen meistens 0,5 v. H . je Kalendermonat, d. h. bei 60 Jahren 30 v. H . , 
bei 63 Jahren 12 v. H . 
3. Regelungen für das Zusammentreffen der Leistung mit sonstigen Einkommen 
Hinsichtl ich der Regelungen, die eine Kumula t ion der Leistung mit Arbeitseinkom­
men oder mi t anderen Leistungen e i n s c h r ä n k e n , w i r d auf die allgemeine Darstel­
lung verwiesen (S. 55 ff., Ziffer 6). 
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Anzumerken bleibt, d a ß die vorgezogenen Altersrenten für Arbeitslose und für 
Frauen die Aufgabe der Erwerbs tä t igkei t voraussetzen, w ä h r e n d das Knappschafts­
ruhegeld und die Knappschaftsausgleichsleistung immer dann geleistet werden, 
wenn keine Beschäft igung in einem knappschaftlichen Betrieb ausgeübt w i rd , wes­
halb eine andere Beschäft igung nicht schadet. 
V I I I . Leistungsfall der Invalidität 
1. Tatbestand der Invalidität 
/. / Kriterien für die Bestimmung der Erwerbsminderung 
In der Rentenversicherung liegen den Vers icherungsfäl len der Erwerbsminderung 
folgende Kriter ien zugrunde: 
— Berufsunfähigkei t liegt vor, wenn die Leistungsfähigkei t des Versicherten in sei­
nem Beruf oder einem Verweisungsberuf aus gesundheitlichen G r ü n d e n auf 
weniger als die Hälfte eines gesunden, vergleichbaren Versicherten gesunken 
ist. 
— Verminderte b e r g m ä n n i s c h e Berufsfähigkeit liegt vor, wenn die gesundheitliche 
Leis tungsfähigkei t des knappschaftlich Versicherten i m Bergbau um mehr als 
ein Achtel gesunken ist. A b dem 50. Lebensjahr des Bergmannes w i r d vermin­
derte b e r g m ä n n i s c h e Berufsfähigkeit unterstellt, wenn der Verdienstverlust i m 
Bergbau wenigstens 7,5 v. H . bet rägt . 
— Erwerbsunfäh igke i t liegt vor, wenn der Versicherte aus gesundheitlichen G r ü n ­
den ein mehr als geringfügiges Arbeitseinkommen nicht mehr erzielen kann. 
Die Rechtsprechung erkennt Erwerbsunfäh igke i t auch bei einer lediglich tei l­
weisen Erwerbsminderung an, wenn der Betroffene arbeitslos ist und der aus 
G e s u n d h e i t s g r ü n d e n notwendige Teilzeitarbeitsplatz nicht vermittelt werden 
kann. 
I n der Bedienstetenversorgung gibt es einen einheitlichen Begriff der Diens tunfäh ig­
keit mi t einheitlicher Ausgestaltung der Leistung. Der Begriff der Diens tunfäh igke i t 
orientiert sich an der körpe r l i chen und geistigen Fähigkei t zur Erfül lung der i nd iv i ­
duellen Dienstpflichten. 
Die Zusatzversorgung des öffentl ichen Dienstes ist hinsichtlich der Voraussetzungen 
für die Berufs- bzw. Erwerbsunfäh igke i t s ren te strikt an der Rentenversicherung 
ausgerichtet. Erkennt der Ren tenve r s i che rungs t r äge r die Voraussetzungen nicht an, 
so ist der Versicherte auch nicht aus der Zusatzversorgung berechtigt; nicht beam­
tete Beschäft igte des öffentl ichen Dienstes sind daher den Beamten bei Diens tunfä ­
higkeit in der Regel nicht gleichgestellt. Eine Ausnahme findet sich bei der Zusatz­
versorgung der Deutschen Bundespost. Stellt der Postarzt bei einem Arbeiter oder 
Angestellten die Diens tunfähigkei t im beamtenrechtlichen Sinne fest, so erhä l t der 
Betroffene die Gesamtversorgungsrente vo l l aus der Zusatzversorgung; er ist ver­
pflichtet, bei der gesetzlichen Rentenversicherung so lange einen Rentenantrag zu 
stellen, bis eine Rente wegen Berufs- oder Erwerbsunfäh igke i t zugebilligt w i r d . 
Die betriebliche Altersversorgung legt r ege lmäß ig die Kri ter ien der gesetzlichen Ren­
tenversicherung (Berufs- bzw. Erwerbsunfäh igke i t ) zugrunde. I n Ausnahmefä l l en 
w i r d statt dessen auf den Begriff der Dienst- bzw. Arbei tsunfähigkei t abgestellt. 
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1.2 Differenzierung zwischen verschiedenen Stufen der Erwerbsminderung 
Die Rentenversicherung sieht im Gegensatz zur Beamtenversorgung zwei Stufen der 
Erwerbsminderung vor. Die Rente wegen Berufsunfähigkei t ist u m ein Dr i t t e l nied­
riger als die Rente wegen Erwerbsunfähigke i t . I m Gefolge der Rechtsprechung zur 
Tei lzei t -Erwerbsfähigkei t hat die Berufsunfähigkei t aber nur noch eine geringe 
praktische Bedeutung. 
Die Bedienstetenversorgung sieht für die Fälle des Alters und der D iens tun fäh igke i t 
ein einheitliches Ruhegehalt vor. E in wegen Diens tunfäh igke i t g e w ä h r t e r Unter­
haltsbeitrag kann jedoch nach dem Grad der Erwerbsminderung bemessen wer­
den. 
Die Zusatzversorgung sieht eine Abstufung vor, da die Gesamtversorgung bei Ein­
tr i t t der Berufsunfähigkei t vor Vollendung des 65. Lebensjahres 80 v. H . der sich 
sonst ergebenden Gesamtversorgung bet rägt . 
Die Abstufungen der betrieblichen Altersversorgung be rücks ich t igen in der Regel die 
Versicherungsfäl le der gesetzlichen Rentenversicherung. Es gibt jedoch auch Rege­
lungen, die eine einheitliche Betrachtungsweise beinhalten. 
1.3 Unterscheidung zwischen Fällen beruflich bedingter und sonstiger Invalidität 
F ü r die Rentenversicherung, die Zusatzversorgung und die betriebliche Altersversor­
gung ist die Unterscheidung zwischen den Fäl len beruflich bedingter und sonstiger 
Inval id i tä t für die Le is tungshöhe ohne Bedeutung; vielmehr sichert die Unfallversi­
cherung die beruflich bedingten Inval idi tä tsfä l le gesondert ab. Die Summe aus 
gesetzlicher Rente und Unfallrente nach demselben Berechtigten dar f g rundsä tz l i ch 
80 v. H . ( K n V : 95 v. H.) sowohl des individuel len Jahresarbeitsverdienstes als auch 
der individuellen Bemessungsgrundlage nicht übe r sch re i t en (gilt auch nach U m ­
wandlung in eine Altersrente). 
I n der Bedienstetenversorgung w i r d die beruflich bedingte Inva l id i t ä t durch die 
E r g ä n z u n g der Normalversorgung um die Dienstunfallversorgung abgedeckt. F ü r 
Berufssoldaten kommt die Beschäd ig tenversorgung hinzu. 
1.4 Berücksichtigung des erlernten oder ausgeübten Berufs; Verweisbarkeitsrege-
lungen 
Bei der Anerkennung einer relevanten Erwerbsminderung w i r d i n den Sicherungs­
systemen auf unterschiedliche Weise berücks icht ig t , ob die Leis tungsfähigkei t in 
einem anderen als dem bisherigen Beruf noch ausreicht. 
I n der Rentenversicherung w i r d Berufsunfähigkei t bei F a c h k r ä f t e n i n bezug auf 
einen Kreis von zumutbaren Berufen festgestellt, bei Ungelernten i n bezug auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt. Erwerbsunfäh igke i t w i rd immer in bezug auf den allge­
meinen Arbeitsmarkt festgestellt. Bei Berufsunfähigkei t sehen die Regelungen vor, 
d a ß für die Beurteilung der Leis tungsfähigkei t vom Hauptberuf des Versicherten 
auszugehen ist. Berufsunfähigkei t liegt dann nicht vor, wenn der Versicherte i n aus­
reichendem Umfange seinen bisherigen Beruf ausüben oder i h m die Verweisung 
auf eine andere Berufstät igkeit zugemutet werden kann, wobei darauf abgestellt 
w i r d , ob die Verweisung auf eine andere Berufstät igkeit sozial zumutbar ist; ein 
sozialer Abstieg m u ß vom Versicherten in gewissem A u s m a ß hingenommen wer­
den. 
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Bei der verminderten b e r g m ä n n i s c h e n Berufsfähigkeit ist entscheidend, ob der Ver­
sicherte seinen b e r g m ä n n i s c h e n Hauptberuf oder andere zumutbare Tät igkei ten in 
knappschaftlich versicherten Betrieben in dem vorausgesetzten Umfange noch aus­
üben kann. Zumutbare Tä t igke i t en müssen dem knappschaftlichen Hauptberuf 
sowohl nach den beruflichen Kenntnissen und Fähigkei ten als auch wirtschaftlich 
gleichwertig sein. 
Für die E r w e r b s u n f ä h i g k e i t s r e n t e kommt es nicht auf den Hauptberuf an, sondern 
auf die Feststellung, d a ß ü b e r h a u p t noch einer Erwerbs tä t igkei t nachgegangen wer­
den kann. Unzumutbar sind dabei lediglich solche Tät igkei ten , mit denen sich eine 
offenkundige H ä r t e verbindet. Reicht die gesundheitliche Leistungsfähigkei t aus, 
um mittels einer Tä t igke i t des allgemeinen Arbeitsmarktes mehr als ein Achtel der 
Beitragsbemessungsgrenze zu erzielen, liegt dennoch Erwerbsunfähigkei t vor, wenn 
der Teilzeitarbeitsmarkt verschlossen ist (konkrete Betrachtungsweise). 
In der Bedienstetenversorgung beinhaltet der Begriff der Diens tunfähigkei t einen 
s tä rkeren Berufsschutz als in der Rentenversicherung. Ausschlaggebend ist die 
gesundheitliche Fäh igke i t , die individuellen Dienstpflichten aus dem zuletzt über­
tragenen A m t zu erfüllen. Ohne Zustimmung des Bediensteten ist die Zuweisung 
eines anderen Amtes an ihn nur zulässig, wenn dieses einer gleichwertigen Lauf­
bahn aus dem Dienstbereich des bisherigen Dienstherrn angehör t und mindestens 
dasselbe Endgrundgehalt vorsieht wie das bisherige Amt . A u f den allgemeinen 
Arbeitsmarkt kann der Bedienstete nicht verwiesen werden. Damit unterscheidet 
sich der Begriff der Diens tunfäh igke i t wesentlich von den Begriffen der Berufsun­
fähigkeit und der Erwerbsunfäh igke i t der Rentenversicherung. Ein niedriger besol­
detes A m t oder eine Verweisung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt ist stets unzu­
mutbar, w ä h r e n d i n der Rentenversicherung berufliche Mobi l i tä t vorausgesetzt und 
ein beruflicher Abstieg zugemutet w i rd . Die Diens tunfäh igke i t ist daher u n a b h ä n ­
gig vom Grad der Berufs- oder Erwerbsunfäh igke i t und setzt i n der Regel geringere 
gesundheitliche E i n s c h r ä n k u n g e n voraus als diese. 
Die Zusatzversorgung und die betriebliche Altersversorgung knüpfen an die gesetzli­
che Rente an. Ausnahmen finden sich bei der Zusatzversorgung der Deutschen 
Bundespost, die für Arbeiter und Angestellte bereits bei Vorliegen der Diens tunfä­
higkeit i m beamtenrechtlichen Sinne die Gesamtversorgung vorsieht (vgl. S. 71 , Zif­
fer 1.1), sowie bei solchen betrieblichen Altersversorgungen, die sich in ihren Rege­
lungen an das Beamtenrecht anlehnen oder eigene Inval idi tä tsbegriffe verwenden. 
2. Nachprüfung/Nachuntersuchung der Invalidität 
I n der Rentenversicherung prüf t der Vers icherungs t räger die Fortdauer der Renten­
berechtigung g rundsä t z l i ch rege lmäßig nach. Bei Ä n d e r u n g e n der gesundheitlichen 
Situation oder der Arbeitsmarktlage oder bei e rhöh tem Arbeitseinkommen kann 
die Rente entzogen werden. 
I n der Bedienstetenversorgung ist eine Ü b e r p r ü f u n g , ob die Diens tunfähigkei t fort­
dauert, auf Anforderung des Dienstherrn lediglich in den ersten Jahren vorgesehen. 
Nach fünf Jahren ist eine Reaktivierung nur noch mit Zustimmung des Ruhe­
standsbeamten mögl ich . 
I n der Zusatzversorgung entfäll t die Leistung mit dem Entzug der gesetzlichen 
Rente. 
I n der betrieblichen Altersversorgung gil t Entsprechendes, soweit auf den Bezug der 
gesetzlichen Rente abgestellt w i rd . 
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3. Besonderheiten der Leistungserbringung 
3.1 Wartezeiten 
Die Wartezeiten für die Leistungsberechtigung i m Inval idi tä tsfa l l betragen in der 
Rentenversicherung, Beamtenversorgung und Zusatzversorgung 5 Jahre. Ausnahmen 
sind i m Rahmen der Regelungen für die Wartezei t f ikt ion bei unfall- bzw. berufsbe­
dingter Inva l id i tä t vorgesehen. G r u n d s ä t z l i c h m u ß die Wartezeit bei E in t r i t t der 
Erwerbsminderung erfüllt sein. Rente wegen Erwerbsun fäh igke i t k ö n n e n Versi­
cherte auch nach dem Versicherungsfall erstmals oder erneut beantragen, wenn sie 
20 Jahre Beitrags- und Ersatzzeiten nachweisen. Die Bergmannsrente nach Vol len­
dung des 50. Lebensjahres setzt 25 Jahre knappschaftlicher Versicherungszeit vor­
aus. 
I n der betrieblichen Altersversorgung werden die Wartezeiten frei vereinbart. Sie sind 
teilweise länger , teilweise aber auch kü rze r als in der Rentenversicherung und ent­
fallen rege lmäßig ganz, wenn ein Betriebsunfall vorliegt. 
3.2 Zurechnungszeit 
F ü r die Leistungsberechnung im Inval id i tä ts fa l l ist die Zurechnungszeit von beson­
derer Bedeutung. Hierzu wi rd auf die Darstel lung i n Kapi te l V (S. 44 ff., Ziffer 
3.1.1) verwiesen. 
3.3 Steigerungssatz 
I n der Rentenversicherung betragen die S te ige rungssä tze bei den Renten wegen 
— Berufsunfähigkei t 1,0 v. H . ( K n V 1,2 bzw. 1,8 v. H.) 
— verminderter b e r g m ä n n i s c h e r Berufsfähigkei t 0,8 v. H . (nur K n V ) 
— Erwerbsunfäh igke i t 1,5 v. H . ( K n V 2,0 v. H.) 
Der Gesetzgeber ist davon ausgegangen, d a ß be ru f sun fäh ige Versicherte und Bezie­
her der Bergmannsrente noch ein Arbei tse inkommen erzielen k ö n n e n . Fü r die 
Berufsunfähigke i t s ren te der K n V gilt der Steigerungssatz von 1,2 v. H . , wenn die 
knappschaftlich versicherte Tät igkei t fortgesetzt w i r d , ansonsten gilt der Satz 1,8 
v. H . Die Bergmannsrente berücks icht ig t nur knappschaftliche Versicherungszei­
ten. 
I n der Bedienstetenversorgung ist der Ruhegehaltssatz bei Diens tunfäh igke i t wie i m 
Altersfal l festgelegt. 
I n der Zusatzversorgung ist bei Eintr i t t der Berufsunfäh igke i t vor dem 65. Lebens­
jahr ein Abschlag von 20 v. H . der Gesamtversorgung vorgesehen. 
I n der betrieblichen Altersversorgung w i r d — vergleichbar der Rentenversicherung 
— rege lmäß ig mit unterschiedlichen Leistungsniveaus i m Verhä l tn i s der Berufs­
g e g e n ü b e r der Erwerbsunfäh igke i t gearbeitet. Bei E rwerbsunfäh igke i t entsprechen 
die Leistungen im Regelfall der Altersleistung. 
I n der Rentenversicherung w i rk t sich infolge des linearen Steigerungssatzes der Ein­
t r i t t der Inva l id i tä t bei Vers icherungsfä l len ab dem 55. Lebensjahr rentenmindernd 
aus, und zwar proport ional zu den fehlenden Jahren, wei l ab diesem Zeitpunkt 
keine Zurechnungszeit mehr zuerkannt w i r d . D e m g e g e n ü b e r ist in der Bediensteten­
versorgung und der Zusatzversorgung die Minde rung der Ve r so rgungshöhe — bezo-
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gen auf die fehlenden Dienstjahre — für diese Fälle unterproport ional , weil die 
Versorgungsstaffel degressiv ver läuf t ; ggf. ist auch der Höchs t sa tz von 75 v. H . zu 
diesem Zei tpunkt bereits erreicht. 
4. Regelungen für das Zusammentreffen der Leistung mit sonstigen Einkommen 
I n der Rentenversicherung ist bei E rwerbsun fäh igke i t ein mehr als geringer Hinzu­
verdienst (1982: 590 D M / M o n a t ) g r u n d s ä t z l i c h ausgeschlossen. Die Bergmanns­
rente entfäll t 
a) entweder, wenn ( im wesentlichen) wirtschaftlich gleichwertige Arbeiten ausge­
übt werden oder 
b) bei verminderter b e r g m ä n n i s c h e r Berufsfähigkei t , wenn 
— aufgrund anderer Kenntnisse und Fertigkeiten bei Antragstellung eine Be­
schäf t igung mit einem Entgelt a u s g e ü b t w i r d , das die pe rsön l iche Bemes­
sungsgrundlage erreicht oder 
— aufgrund neuer Kenntnisse und Fertigkeiten spä ter eine entsprechende Be­
schäf t igung a u s g e ü b t w i r d . 
Fü r d iens tunfäh ige R u h e g e h a l t s e m p f ä n g e r der Bedienstetenversorgung ist ein Ü b e r ­
gang in die Privatwirtschaft ohne Hinzuverdienstbegrenzung mög l i ch ; bei einer 
Wei te rbeschäf t igung i m öffent l ichen Dienst ist eine allgemeine Höchs tg renze für 
die Summe aus Versorgungs- und Verwendungseinkommen vorgesehen (vgl. S. 55, 
Ziffer 6.1). 
Wegen der A n k n ü p f u n g an die gesetzliche Rente gelten die entsprechenden Be­
grenzungsregelungen für den Hinzuverdienst auch i n der Zusatzversorgung und — 
in der Regel — auch i n der betrieblichen Altersversorgung. I n der Zusatzversorgung 
des öffent l ichen Dienstes ist für die Berufsunfäh igke i t s ren te eine besondere Hinzu­
verdienstgrenze i n H ö h e v o n 425 D M / M o n a t vorgesehen; übers te igendes Arbeits­
entgelt jeglicher A r t w i r d angerechnet. 
Hinsichtl ich der K u m u l a t i o n mi t anderen Leistungen wi rd auf die allgemeine Dar­
stellung verwiesen (vgl . S. 56, Ziffer 6.2). 
I X . Leistungsfal l der Witwen- oder Waisenschaft 
1. Sicherung des hinterbliebenen Ehegatten 
Stirbt der gesicherte Ehegatte, so e rhä l t sein ü b e r l e b e n d e r Ehegatte i m Regelfall 
eine abgeleitete Wi twen- bzw. Witwerversorgung. 
I n der Rentenversicherung w i r d die Witwenrente unbedingt (d.h. ohne weitere per­
sön l iche Voraussetzungen) g e w ä h r t , die Witwerrente hingegen nur dann, wenn die 
Familie ü b e r w i e g e n d von der verstorbenen Versicherten unterhalten worden ist. 
G e m ä ß einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 12. M ä r z 1975 m u ß 
diese Ungleichbehandlung bis Ende 1984 beseitigt werden. Fü r den Anspruch auf 
die „g roße Witwenrente" (vgl . S. 77, Ziffer 3.2) müssen bestimmte bedarfsorien­
tierte Voraussetzungen erfüllt sein: Erziehung eines waisenrentenberechtigten K i n ­
des (bis zum 18. Lebensjahr) oder Vol lendung des 45. Lebensjahres des Hinterbl ie­
benen oder Vorliegen einer Erwerbsminderung. 
75 
I n der Bedienstetenversorgung erhäl t der ü b e r l e b e n d e Ehegatte ein unbedingtes Wi t -
wen(r)geld. Dies gilt nicht bei einer Ehedauer von weniger als drei Monaten (Aus­
nahmen sind vorgesehen) und für sogenannte nachgeheiratete Witwen. Dabei spielt 
die Mögl ichkei t eines Unterhaltsbeitrages im Hinterbliebenenfall eine besondere 
Rolle. Er kann insbesondere dann in Betracht kommen, wenn die Hinterbliebenen 
aus statusrechtlichen G r ü n d e n oder wegen spät geschlossener Ehe keinen Anspruch 
auf Hinterbliebenengeld haben. Der Unterhaltsbeitrag vermag daher M ä n g e l i n den 
persön l ichen Voraussetzungen sowohl des verstorbenen wie des ü b e r l e b e n d e n Ehe­
gatten auszugleichen. 
Die Zusatzversorgung des öffentl ichen Dienstes knüpf t für die Gesamtversorgung 
der Witwen(r) strikt an die Rentenversicherung an. Wo diese günst iger geregelt ist 
als die Beamtenversorgung (Witwenversorgung bei kurzer Ehedauer bzw. bei gro­
ßem Altersunterschied, „nachgehe i r a t e t e " Witwe) , gelten für die Versorgungsrente 
grundsä tz l ich die E i n s c h r ä n k u n g e n der Beamtenversorgung. Eine Witwerrente 
wi rd , anders als in der Beamtenversorgung, auch in der Zusatzversorgung nur unter 
der e in sch ränkenden Voraussetzung des übe rwiegenden Unterhalts, also wie in der 
gesetzlichen Rentenversicherung, geleistet. 
I n der betrieblichen Altersversorgung sehen die Vereinbarungen rege lmäßig Leistun­
gen an Witwen vor. Relativ selten sind Witwerrenten. Die durch Ar t ike l 3 des 
Grundgesetzes gebotene Gleichbehandlung w i r d hier wie in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung zu beurteilen sein. Regelungen, die auf die Ehedauer oder den 
Altersunterschied der Ehegatten Bezug nehmen, sind von Fall zu Fall anzutreffen. 
I n allen untersuchten Sicherungssystemen fallen die Leistungen an Witwen(r) weg, 
wenn der Ü b e r l e b e n d e heiratet, wobei zumeist eine (unterschiedlich hohe) A b f i n ­
dung sowie ein Wiederaufleben der Leistung nach Auf lösung der zweiten Ehe (in 
der Beamtenversorgung auch nach weiteren Ehen) mögl ich ist. 
2. Sicherung der hinterbliebenen Kinder 
Nach dem Tode eines gesicherten Elternteils erhalten dessen Kinder eine Waisen­
rente bzw. Waisengeld. Anspruch auf Halbwaisenrente/-geld besteht, wenn ein 
Elternteil verstorben ist; Anspruch auf Vollwaisenrente/-geld besteht, wenn beide 
Elternteile verstorben sind. Die Leistungen an Waisen sind zeitlich begrenzt. Gene­
rell werden Waisenrente bzw. Waisengeld bis zum 18. Lebensjahr des Kindes ohne 
weitere pe r sön l i chen Vorausssetzungen gewähr t . Bei Schul- oder Berufsausbildung 
w i r d die Waisenrente bis zum 25. Lebensjahr gewähr t , das Waisengeld der Beam­
tenversorgung hingegen bis zum 27. Lebensjahr. Die Zusatzversorgung orientiert 
sich an der Rentenversicherung. 
3. Besonderheiten der Leistungserbringung 
3.1 Wartezeit 
I n der Kentenversicherung werden als Wartezeit fünf Jahre Beitragszeit und anre­
chenbare Ersatzzeit des verstorbenen Versicherten vorausgesetzt (Ausnahmen nach 
Rentenbezug des Verstorbenen bzw. bei Wartezeitfiktion). 
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I n der Bedienstetenversorgung m u ß der Verstorbene i m Zeitpunkt seines Todes auf 
Lebenszeit i n das D iens tve rhä l t n i s berufen sein oder Ruhegehalt bezogen haben; 
eine besondere Wartezeit w i r d daneben nicht gefordert. 
I n der Zusatzversorgung w i r d das Bestehen der Pflichtversicherung i m Zeitpunkt 
des Versicherungsfalles für den Anspruch auf Versorgungsrente (ansonsten Versi­
cherungsrente) sowie eine Wartezeit von 60 Umlagemonaten für beide Rentenarten 
vorausgesetzt. 
I n der betrieblichen Altersversorgung bestehen vielfach Wartezeiten von unterschied­
licher Dauer. 
3.2 Bemessung der Leistung 
In der Rentenversicherung w i r d bei der H ö h e der Rente unterschieden zwischen der 
„kleinen Witwen(r)rente", die an keine weiteren persön l ichen Voraussetzungen 
geknüpft ist, und der „ g r o ß e n Witwen(r)rente", die unter den Voraussetzungen der 
Kindererziehung, des Alters oder der Erwerbsminderung gewähr t w i rd . Die Renten 
betragen g rundsä tz l i ch 60 v. H . der auf den Todestag berechneten Versichertenrente 
des verstorbenen Ehegatten. Welche Versicherten rente zugrunde zu legen ist, diffe­
riert nach der A r t der bezogenen Rente: Bei der „kle inen Witwen(r)rente" ist es die 
Rente wegen Berufsunfäh igke i t (ohne Zurechnungszeit), bei der „g roßen Wi t ­
wenrente" die Rente wegen Erwerbsunfäh igke i t . Die Halb Waisenrente be t räg t 10 
v. H . der Versichertenrente wegen Erwerbsunfäh igke i t zuzüglich eines statischen 
Erhöhungsbe t r ages von 152,90 D M i n der A r V / A n V bzw. 154,50 D M in der K n V . 
Die Vollwaisenrente be t r äg t 20 v. H . der Versichertenrente wegen Erwerbsunfäh ig ­
keit zuzüglich eines dynamischen Erhöhungsbe t r ages von (1982) 200,90 D M i n der 
A r V / A n V bzw. 202,96 D M i n der K n V . I n der knappschaftlichen Rentenversiche­
rung wirken sich zudem die höhe ren Ste igerungssätze von 1,8 bzw. 2,0 v. H . aus, 
ferner werden die Renten u m den Leistungszuschlag erhöht . — Bei den Waisenren­
ten ist keine Rentenberechnung nach Mindesteinkommen vorgesehen. 
Neben der Witwenrente w i r d kein K i n d e r z u s c h u ß , sondern nur Kindergeld ge­
währt . Der b e i t r a g s u n a b h ä n g i g e E r h ö h u n g s b e t r a g der Halbwaisen- bzw. Vol lwa i ­
senrente erfüllt die Funk t ion eines Kinderzuschusses; er kann den kindbezogenen 
Antei l der Beamtenversorgung übers te igen . 
In der Bedienstetenversorgung be t rägt das Witwen(r)geld 60 v. H . des Ruhegehalts 
des Bediensteten unter Zugrundelegung der Stufe I I des Ortszuschlags, zuzügl ich 
eines E r h ö h u n g s b e t r a g e s von 17,30 D M . Eine differenzierte Le is tungshöhe für j u n ­
ge, kinderlose Wi twen ist — anders als i n der Rentenversicherung — nicht vorgese­
hen. Das Witwengeld kann bei einem Altersunterschied der Ehegatten von mehr als 
20 Jahren gekürz t werden. Ferner ist eine Mindestversorgung für Witwen(r) i n 
H ö h e von 60 v. H . des Mindestruhegehalts zuzügl ich 45 D M vorgesehen. Das Wai ­
sengeld bet rägt für Halbwaisen 12 v. H . des Ruhegehalts, für Vollwaisen 20 v. H . 
des Ruhegehalts des verstorbenen Bediensteten. Eine Mindestversorgung ist auch 
für Waisen vorgesehen. Neben dem Witwen(r)geld w i r d der volle kindbezogene 
Ante i l i m Ortszuschlag zuzügl ich Kindergeld gewähr t . 
I n der Zusatzversorgung be t räg t die Gesamtversorgung an Witwen 60 v. H . derjeni­
gen, die der gesicherte Arbeitnehmer bei Erwerbsunfäh igke i t erhalten hä t te . Die 
Differenzierung der gesetzlichen Rentenversicherung zwischen „ g r o ß e r " und „klei­
ner" Witwenrente w i r d i n der Zusatzversorgung durch die Begrenzung der Gesamt­
versorgung auf 80 v. H . nachvollzogen. Unter engen Voraussetzungen ist eine M i n -
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destgesamtversorgung in H ö h e der Mindestversorgung der Beamtenversorgung 
vorgesehen. Die Waisenversorgung entspricht den Regelungen der Beamtenversor­
gung. 
In der betrieblichen Altersversorgung sehen die Versorgungszusagen für Witwen(r) 
einen bestimmten Vomhundertsatz ( in der Regel 60 v. H.) der Betriebsrente des 
gesicherten Arbeitnehmers vor. Die Waisenrente für Halbwaisen beträgt in der 
Regel 10 bis 15 v. H . , die Waisenrente für Vollwaisen in der Regel 20 bis 25 v. H . 
des Rentenanspruchs des verstorbenen Arbeitnehmers. 
In den untersuchten Systemen w i r d auch bei der Berechnung der Hinterbliebenen­
leistungen eine Zurechnungszeit zugrunde gelegt, wenn der Verstorbene das 55. Le­
bensjahr nicht erreicht hat (Ausnahme: Keine Zurechnungszeit bei „kle inen Wi t ­
w e n r e n t e n " ) . 
3.3 Mehrere Hinterbliebene 
In den untersuchten Sicherungssystemen sind die Leistungen an die Hinterbliebe­
nen in ihrem Gesamtbetrag auf die H ö h e der Leistung beschränk t , die dem Verstor­
benen zugestanden hät te . Dies gilt i n der Regel auch für die betriebliche Altersver­
sorgung. Eine Sonderregelung besteht i m Bereich der Beamtenversorgung und der 
Zusatzversorgung: Erhä l t der hinterbliebene Ehegatte keine Leistung (z.B. bei Wie­
derheirat), so wi rd die Leistung an die Halbwaisen auf den Betrag für Vollwaisen 
e rhöht . 
3.4 Regelungen für das Zusammentreffen der Leistung mit sonstigen Einkommen 
I n der Rentenversicherung k ö n n e n eigene Versichertenrente und Witwen(r)rente 
nebeneinander bezogen werden. Fü r den gleichzeitigen Bezug von Hinterbliebenen­
renten der gesetzlichen Rentenversicherung und der Unfallversicherung nach der­
selben Person besteht eine Ruhensregelung; die Ruhensgrenze bet rägt 60 v. H . des 
dem Versicherten zustehenden Gesamtanspruchs. Entsprechendes gilt für die Wai­
senrenten. Wenn beide verstorbenen Elternteile versichert waren, w i rd nur die 
h ö h e r e Waisenrente gezahlt. Waisenrenten werden nach Vollendung des 18. Le­
bensjahres neben einer Ausb i l dungsve rgü tung nur gezahlt, wenn die Vergütung 
eine bestimmte H ö h e (ζ. Ζ. 1 000 D M ) nicht übersteigt . Diese Regelung ist u n g ü n ­
stiger als in der Bedienstetenversorgung, da dort eine Ausb i ldungsvergü tung nur 
dann angerechnet w i r d , wenn eine Verwendung im öffentl ichen Dienst (ζ. B. als 
Beamter i m Vorbereitungsdienst) vorliegt. 
I n der Bedienstetenversorgung ist die Kumula t ion von Ruhegehalt und Wit -
wen(r)geld e ingeschränkt . Beim Zusammentreffen wi rd die zuerst bezogene Versor­
gung gekürzt , wenn die G e s a m t b e z ü g e h ö h e r sind als 75 v. H . der ruhegehal t fähigen 
Diens tbezüge aus der Endstufe der für die Hinterbliebenenversorgung maßgebl i ­
chen Besoldungsgruppe; dabei sind mindestens 20 v. H . des Witwen(r)geldes zu 
belassen. Ingesamt ist mindestens das eigene Ruhegehalt zuzüglich 20 v. H . des Wi t -
wen(r)geldes zu zahlen. I m übr igen gelten die allgemeinen Regelungen für das 
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Verwendungseinkommen aus öf­
fentlichen Kassen bzw. mi t Renten entsprechend (vgl. S. 55 ff., Ziffer 6.). Triff t ein 
Witwen(r)geld mi t Arbeitseinkommen aus der Privatwirtschaft zusammen, erfolgt 
keine Anrechnung. Beim Zusammentreffen mit Verwendungseinkommen aus dem 
öffent l ichen Dienst gilt als Höchs tg r enze die Summe aus den vollen Bezügen des 
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verstorbenen Ehegatten aus der höchs t en Dienstaltersstufe seiner Besoldungs­
gruppe (mindestens 125 v. H . der Besoldungsgruppe A 3) zuzüglich 40 v. H . des 
bezogenen Gesamteinkommens aus Versorgung und Verwendung. Tr i f f t das H i n ­
terbliebenengeld mit einer Hinterbliebenenrente zusammen, so w i r d es aus dem 
gegebenenfalls gekürz ten Ruhegehalt berechnet, das sich nach Anrechnung der 
Versichertenrente ergeben würde . Für die Waisen gelten entsprechende Regelun­
gen. 
In der Zusatzversorgung w i r d beim Zusammentreffen einer Versorgungsrente aus 
eigenem Vers icherungsverhä l tn i s mit einer abgeleiteten Versorgungsrente nur der 
Anspruch auf die jeweils höhe re Versorgungsrente erfüllt ; der weitere Anspruch ist 
auf die Garantieversorgungsrente ( = Versicherungsrente) beschränk t . Diese Ein­
s c h r ä n k u n g dürf te sich jedoch im Vergleich zu der flexibleren Kumulationsrege­
lung der Beamtenversorgung nur bei einem Teil der Fälle nachteilig auswirken, da 
der wesentliche Teil der Gesamtversorgung — die gesetzlichen Renten — von der 
Regelung u n b e r ü h r t bleibt. Bei Bezug von Arbeitseinkommen ruht die Versor­
gungsrente von Bezieher(inne)n einer „kle inen Witwen(r)rente" der gesetzlichen 
Rentenversicherung in H ö h e des Arbeitseinkommens, das 425 D M übersteigt . 
Bezieher(inne)n einer „g roßen Witwen(r)rente" unterliegen bei einem Verwen­
dungseinkommen aus dem öffentl ichen Dienst einer Höchs tg renze für das Gesamt­
einkommen in H ö h e des gesamtversorgungsfäh igen Entgelts des Verstorbenen. A u f 
Bezieher einer Waisenrente werden sowohl die Hinzuverdienstgrenze der gesetzli­
chen Rentenversicherung als auch die Hinzuverdienstgrenze der Beamtenversor­
gung (bei Verwendungseinkommen aus dem öffentl ichen Dienst) angewendet. Ein 
Zusammentreffen der Versorgungsrente mi t einer Hinterbliebenenrente der gesetz­
lichen Unfallversicherung wi rk t sich dahin gehend aus, d a ß die ungekürz t e Rente 
der gesetzlichen Rentenversicherung bei der Ermit t lung der Versorgungsrente ange­
rechnet w i rd . 
X . Versorgungsausgleich 
Bei Ehen, die seit dem 1. Juli 1977 geschieden wurden, findet ein Ausgleich der in 
der Ehe erworbenen Versorgungsanwartschaften statt. 
Anwartschaften und A n s p r ü c h e aus den untersuchten Alterssicherungssystemen 
sind i n den Versorgungsausgleich einbezogen. Ausgleichspflichtig ist die Hälf te der 
Differenz der in der Ehezeit erworbenen Alterssicherung beider Ehegatten. Renten­
anwartschaften werden durch „Spl i t t ing" , Anwartschaften aus der Bedienstetenver­
sorgung und unverfallbare Anwartschaften aus der Zusatzversorgung des öffentli­
chen Dienstes ( regelmäßig die Anwartschaften auf Versicherungsrente) durch 
„Quas i -Sp l i t t i ng" (mit B e g r ü n d u n g einer Rentenanwartschaft) ausgeglichen. Nach 
dem Gesetz zur Regelung von H ä r t e n i m Versorgungsausgleich, dessen Geltung 
allerdings zeitlich begrenzt ist, werden unverfallbare Anwartschaften der betriebli­
chen Altersversorgung im schuldrechtlichen Versorgungsausgleich erfaßt , soweit 
ein Realsplitting nicht vorgesehen ist. 
Die B e g r ü n d u n g von Anwartschaften i m Rahmen des Versorgungsausgleichs hat 
rentenrechtlich folgende Auswirkungen: E r h ö h u n g der Rente des Ausgleichsbe­
rechtigten, zusätzl iche Wartezeitmonate des Ausgleichsberechtigten, unter bestimm­
ten Voraussetzungen Mitgliedschaft i n der Krankenversicherung der Rentner. 
I n der Bediensteten- und der Zusatzversorgung werden die Anwartschaften des 
Ausgleichsverpflichteten zum Ausgleich der zu b e g r ü n d e n d e n Rentenanwartschaft 
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des Berechtigten gemindert. Der Dienstherr bzw. die Versorgungskasse erstatten die 
Aufwendungen des Ren tenver s i che rungs t räge r s aus den b e g r ü n d e t e n Anwartschaf­
ten. 
I n der Bedienstetenversorgung besteht eine Sonderregelung: Soweit für die auszu­
gleichende Versorgung der schuldrechtliche Versorgungsausgleich zum Zuge 
kommt, kann dem früheren Ehegatten nach dem Tode des ausgleichspflichtigen 
Bediensteten unter bestimmten Voraussetzungen ein Unterhaltsbeitrag gewähr t 
werden. 
X I . Rechtsgrundlagen 
1. Regelung 
Das Recht der gesetzlichen Rentenversicherung ist durch Bundesgesetz geregelt. Als 
wesentliche Gesetze sind zu nennen das Sozialgesetzbuch und seine besonderen 
Teile: die Reichsversicherungsordnung, das Angestelltenversicherungsgesetz und 
das Reichsknappschaftsgesetz sowie die jeweiligen Rentenversicherungs-Neurege-
lungsgesetze, die das Übergangs rech t enthalten. 
Die Bedienstetenversorgung ist durch Bundesgesetz geregelt. Z u nennen sind das 
Beamtenversorgungsgesetz, das Deutsche Richtergesetz und das Soldatenversor­
gungsgesetz. Der Eintr i t t des Ruhestandes (ve r so rgungsaus lö sende r Tatbestand) ist 
im Statusrecht des aktiven Dienstes geregelt (insbesondere Beamtenrechtsrahmen­
gesetz, Bundes- und Landesbeamtengesetze bzw. Richtergesetze, Soldatengesetz). 
Die Zusatzversorgung ist privatrechtlich, i m Grundsatz durch Tarifvertrag, geregelt. 
Der Arbeitgeber kann jedoch mit nicht tarifgebundenen Arbei tnehmern einzelver­
traglich die Einbeziehung in die durch die Tar i fver t räge und die Satzung der jewei­
ligen Zusatzversorgungskasse getroffenen Regelungen vereinbaren. Die Hamburger 
Zusatzversorgung ist öffent l ich-rechtl ich geregelt. 
Für die betriebliche Altersversorgung liegt die Entscheidung, ob er eine Versorgung 
einrichten und wie er sie ausgestalten w i l l , beim Arbeitgeber. Insoweit besteht keine 
rechtliche Verpflichtung. Letztere w i r d erst dadurch geschaffen, d a ß sich der 
Arbeitgeber durch Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung, Einzelvertrag oder Gesamt­
zusage bindet. Die Regelung der betrieblichen Altersversorgung erfolgt privat­
rechtlich. E rgänzend greift das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersver­
sorgung ein, das obligatorische Mindestkondit ionen festschreibt. Sofern jedoch das 
Betriebsrentengesetz keine Regelung en thä l t , ist neben allgemeinen arbeitsrechtli­
chen G r u n d s ä t z e n die jeweilige Zusage m a ß g e b e n d . Die Vielzahl unterschiedlicher 
Rechtsgrundlagen, die zudem jeweils verschieden ausgestaltet sein k ö n n e n , erklärt 
die Mannigfaltigkeit der betrieblichen Ruhegeldzusagen. 
2. Rechtsnatur des Leistungsverhältnisses 
Das Vers icherungsverhäl tn is in der gesetzlichen Rentenversicherung ist ein öffent­
lich-rechtliches Verwal tungsverhä l tn i s mi t mitgliedschaftlichen Z ü g e n , die in der 
Selbstverwaltung des Ren tenver s i che rungs t räge r s ihren Ausdruck finden. 
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Der Bedienstete ist einem umfassenden öffent l ich-recht l ichen Dienst- und Treue­
verhäl tn is unterworfen. Die Teilnahme an der Versorgung ergibt sich aus diesem 
rechtlichen Status. 
Das Le i s tungsverhä l tn i s der Zusatzversorgung und der betrieblichen Altersversor­
gung ist privatrechtlicher Natur . 
3. Bestandsgarantien 
Für die Bedienstetenversorgung ergibt sich eine Bestandsgarantie aufgrund der her­
gebrachten G r u n d s ä t z e des Berufsbeamtentums, die nach Ar t ike l 33 Abs. 5 des 
Grundgesetzes vom Gesetzgeber zu beachten sind. Für die Soldatenversorgung ist 
Ar t ike l 33 Abs. 5 des Grundgesetzes nicht e inschlägig ; jedoch folgt aus Ar t ike l 3 
und Ar t ike l 14 des Grundgesetzes eine analoge Bestandsgarantie. 
Für die Bedienstetenversorgung ergibt sich eine Bestandsgarantie aufgrund der her­
gebrachten G r u n d s ä t z e des Berufsbeamtentums, die nach Art . 33 Abs. 5 des Grund­
gesetzes vom Gesetzgeber zu beachten sind. Fü r die Soldatenversorgung ist Ar t . 33 
Abs. 5 des Grundgesetzes nicht e insch läg ig ; jedoch folgt aus Ar t . 3 und Ar t . 14 des 
Grundgesetzes eine analoge Bestandsgarantie. 
Für die Zusatzversorgung ergibt sich eine gewisse Bestandsgarantie aus den Tarif­
ver t rägen (mit gesetzlicher Nachwirkung) . 
Die Insolvenzsicherung der Betriebsrenten ist i m Betriebsrentengesetz geregelt und 
dem privatrechtl ich organisierten Pensionssicherungsverein a. G. übe r t r agen , der 
insoweit mi t öf fen t l ich- rech t l ichen Befugnissen beliehen ist. 
X I I . Organisation 
Die Organisation der gesetzlichen Rentenversicherung ist öffentl ich-rechtl ich gere­
gelt. Die Rentenversicherung w i r d i n bundesmittelbarer Verwaltung durchgeführ t , 
soweit sich der Zus t änd igke i t sbe r e i ch eines Ren tenvers icherungs t rägers ü b e r das 
Gebiet eines Landes hinaus erstreckt. Bundesunmittelbare Träger sind insbesondere 
vorgesehen für den Bereich der Angestelltenversicherung (Bundesversicherungsan­
stalt für Angestellte), den Bereich der knappschaftlichen Rentenversicherung (Bun­
desknappschaft) sowie für die Arbeiterrentenversicherung i m Bereich der Bundes­
bahn (Bundesbahnversicherungsanstalt). Soweit sich der Zus tänd igke i t sbere ich ei­
nes R e n t e n v e r s i c h e r u n g s t r ä g e r s auf das Gebiet eines Landes beschränk t , sind lan­
desunmittelbare T r ä g e r (Landesversicherungsanstalten) vorgesehen. Die Träge r un­
terliegen einer begrenzten staatlichen Aufsicht. 
F ü r die Bedienstetenversorgung ist der Dienstherr der Versorgungst räger . Die Fest­
stellung bzw. Regelung der Ver so rgungsbezüge ist besonderen Ä m t e r n oder Dienst­
stellen des Dienstherrn ü b e r t r a g e n . I m Ausnahmefall bestehen Versorgungskassen, 
in denen unterstaatliche Dienstherren (ζ. B. Gemeinden) zusammengeschlossen 
sind. Die Rechts- und Dienstaufsicht übe r den Dienstherrn und die für ihn han­
delnde Stelle folgt den allgemeinen G r u n d s ä t z e n der Staatsorganisation. 
Die Zusatzversorgung des öffent l ichen Dienstes w i r d in der Regel von besonderen 
Zusatzversorgungseinrichtungen getragen. Hier sind vor allem die Versorgungsan­
stalt des Bundes und der L ä n d e r ( V B L ) , die Versorgungsanstalt der Deutschen Bun-
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despost (VAP) , die Bundesbahnversicherungsanstalt/Abteilung Β und die k o m m u ­
nalen Zusatzversorgungskassen zu nennen. Diese Kassen sind teilweise — wie die 
V B L — auf öffent l ich-recht l icher Grundlage errichtet, teilweise auf pr ivatrecht l i ­
cher Grundlage. I n der Einrichtung einer Vertreterversammlung kommen mitgl ied­
schaftliche Züge zum Ausdruck. Die Aufsicht ist besonders geregelt (z.B. liegt die 
Aufsicht über die V B L beim Bundesminister der Finanzen). 
Die Organisation der betrieblichen Altersversorgung ist r eg e l mäß i g privatrecht l ich 
und entsprechend der Vielzahl der Rechtsgrundlagen sehr unterschiedlich. Der 
Arbeitgeber kann — bei den unmittelbaren Versorgungszusagen — die Leistungen 
selbst versprechen und spä te r direkt erbringen; eine besondere Organisation ist 
insofern nicht erforderlich. Er kann aber auch se lbs tändige Pensions- oder Unter­
s tü tzungskassen sowie tarifliche Kassen (zusammen mit den Tarifparteien) schaffen 
bzw. sich daran beteiligen. Schließl ich ist auch die B e g r ü n d u n g von Anwartschaf­
ten bei der Privatversicherung und bei der Sozialversicherung mögl i ch . Einer Auf­
sicht unterliegen die Pensionskassen und die Lebensversicherung; sie w i r d vom 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen bzw. von den z u s t ä n d i g e n Landes­
b e h ö r d e n ausgeübt . 
X I I I . Finanzierung 
1. Finanzierungsträger 
Die Rentenversicherung w i r d i m wesentlichen aus Bei t rägen und dem Bundeszu­
s c h u ß finanziert. Die sonstigen Einnahmen, vor allem aus Geldanlagen, haben eine 
nur noch geringe Bedeutung. Der Beitragssatz beträgt ab 1. September 1983 
18,5 v. H . ( K n V : 24 v. H.) des bis zur Beitragsbemessungsgrenze abzusichernden 
Entgelts. Fü r je 10 D M Monatsrente waren 1981 Beiträge in H ö h e von 2 007 D M 
( K n V : 1 953 D M ) erforderlich. I n der Rentenversicherung der Arbeiter u n d Ange­
stellten tragen Arbeitnehmer und Arbeitgeber rege lmäßig je die Häl f te des Beitra­
ges; in der knappschaftlichen Rentenversicherung tragen die Arbeitgeber rd . 
63 v. H . Beiträge für Zeiten ohne Arbeitsentgelt tragen Dri t te , ζ. B. Sozialleistungs­
t räger (wie die Bundesanstalt für Arbei t ) sowie der Bund (für die Wehrpfl icht igen) . 
F ü r die Anrechnung von Zeiten einer Arbei t sunfähigkei t als Ausfallzeit tragen die 
Krankenkassen bzw. Rehab i l i t a t ions t räger und die Versicherten künf t ig die Bei­
t räge grundsä tz l ich je zur Hälfte. 
Der B u n d e s z u s c h u ß w i r d kraft Gesetzes zu denjenigen Ausgaben der Rentenversi­
cherung geleistet, die nicht Leistungen der Altersversicherung sind (ζ. B. Kriegsfol­
gelasten). Der B u n d e s z u s c h u ß zur knappschaftlichen Rentenversicherung hingegen 
ergibt sich aus der Verpflichtung des Bundes, das Defizit der knappschaftlichen 
Rentenversicherung auszugleichen. Von den um die Einnahmen aus Wanderversi­
cherungsausgleich und Erstattung verminderten Ausgaben werden i n der Renten­
versicherung der Arbeiter und Angestellten rd . 83 v. H . , in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung rd . 23 v. H . durch Bei t räge finanziert (1982). 
Die Bedienstetenversorgung w i r d direkt aus den öffentl ichen Haushalten der Dienst­
herren finanziert. Unterstaatliche Dienstherren, die zu Versorgungskassen zusam­
mengeschlossen sind, zahlen Beiträge in H ö h e von zumeist 30 bis 35 v. H . der A k t i ­
ven-Besoldung. Die Bediensteten werden nicht durch eigene Bei t räge oder andere 
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(ausrechenbare) Vorsorgeverzichte belastet. Ob zum Ausgleich hierfür die Besol­
dung niedriger ist als bei vergleichbaren Arbeitern oder Angestellten des öffentli­
chen Dienstes bzw. der Privatwirtschaft (verdeckte Vorsorgeverzichte), kann mit 
Hilfe der vorliegenden Zahlenunterlagen nicht zweifelsfrei festgestellt werden. Eine 
Minderhei t der Kommissionsmitglieder (vgl. S. 144, Ziffer 1.1.1) ist der Auffassung, 
d a ß die Bediensteten Gehaltsverzichte für ihre Altersversorgung geleistet haben. Sie 
verweisen darauf, d a ß Arbeitnehmer des öffentl ichen Dienstes in der Regel höhe re 
Entgelte als vergleichbare Beamte (in der Regel mit Vorbereitungsdienst) erhalten. 
Dies habe eine Regelung wie die des § 75 des Bundesbesoldungsgesetzes notwendig 
gemacht, wonach Beamte des einfachen und mittleren Dienstes, die vorher i m 
A r b e i t n e h m e r v e r h ä l t n i s ein höheres Einkommen erzielten, einen einmaligen Aus­
gleich bis zu einer H ö h e von insgesamt 3 000 D M erhalten. Die Mehrheit der K o m ­
mission (vgl. S. 144, Ziffer 1.1.1) hingegen verweist auf die Ergebnisse des Besoldungs­
gutachtens der T R E U A R B E I T aus dem Jahre 1972 (Bundestags-Drucksache 6/3504), 
wonach die Beamten im Vergleich zu Arbeitnehmern der Privatwirtschaft in gleichen 
Funktionen netto keinen Besoldungsrückstand gehabt hätten. Im Vergleich zu den 
Arbeitern und Angestellten des öffentlichen Dienstes wiederum seien deren Löhne und 
Gehäl ter brutto — in ganz unterschiedlichem Ausmaß — zwar höher als die Besoldung 
vergleichbarer Beamten. Netto decke der Unterschiedsbetrag jedoch ganz überwiegend 
die Belastung der Arbeitnehmereinkommen durch die Beiträge zur Renten- und Ar­
beitslosenversicherung nicht ab. Die Ausgleichszahlungen nach § 75 Bundesbesol­
dungsgesetz seien insbesondere nur aufgrund einer tariflichen Sondersituation bei der 
Bundespost von größerer Bedeutung. 
Die Zusatzversorgung des öffentl ichen Dienstes w i r d aus den Umlagen der Arbeit­
geber und aus Ve rmögense r t r ägen der Zusatzversorgungskassen finanziert. Die 
Umlagen sind Personalausgaben. Ausnahmsweise wi rd — wie ζ. B. in Hamburg — 
die Zusatzversorgung unmittelbar aus dem Haushalt gezahlt. Die Umlagesä tze 
betragen zwischen 4 v. H . ( V B L und verschiedene Zusatzversorgungskassen) und 
übe r 10 v. H . (VAP) der Zusatzversorgungspflichtigen Entgelte. I m Bereich der Bun­
desbahn w i r d ein Tei l der Zusatzversorgung aus dem Bundeshaushalt finanziert. 
Die V e r m ö g e n s e r t r ä g e der einzelnen Kassen h ä n g e n von der H ö h e der angesam­
melten Be t räge ab. Sie spielen bei der V B L und einigen Zusatzversorgungskassen 
derzeit noch eine erhebliche Rolle. 
Die betriebliche Altersversorgung der privaten Unternehmen w i r d ganz übe rwiegend 
allein von den Arbeitgebern finanziert. Handelt es sich um eine Direktzusage, so 
werden die Aufwendungen (Betriebsausgaben) unmittelbar durch den Arbeitgeber 
finanziert. Dabei k ö n n e n für die ü b e r n o m m e n e n Verpflichtungen steuermindernde 
Pens ions rücks t e l l ungen vorgenommen werden. Wenn der Arbeitgeber eine recht­
l ich se lbs t änd ige Versorgungseinrichtung (Unte rs tü tzungskasse , Pensionskasse, Le­
bensversicherung) einschaltet, so trägt er die Zuwendung bzw. Beiträge zu diesen 
Einrichtungen als Betriebsausgaben und finanziert damit die betriebliche Altersver­
sorgung indirekt . Bei t räge der Arbeitnehmer kommen vereinzelt vor. 
2. Finanzierungsverfahren 
Die Rentenversicherung w i r d i m reinen Umlageverfahren finanziert. Die Rück lage 
soll nur noch als Konjunkturschwankungsreserve dienen. Zwischen der Arbeiter­
renten- und der Angestelltenversicherung besteht ein Finanzverbund. 
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Die Bedienstetenversorgung w i r d direkt aus den öffentl ichen Haushalten der Dienst­
herren — ohne ein besonderes Verfahren der Mittelaufbringung oder -bewirtschaf-
tung — finanziert. 
Die Umlagen für die Zusatzversorgung des öffentl ichen Dienstes werden grundsä tz ­
l ich nach einem Abschnittsdeckungsverfahren erhoben. Unmittelbare Zahlungen 
aus öffentl ichen Haushalten bilden die Ausnahme. 
Die betriebliche Altersversorgung w i r d je nach Durchführungs fo rm auf dem Wege 
der Direktfinanzierung durch den Arbeitgeber oder auf dem Wege der indirekten 
Finanzierung über Zuwendungen bzw. Beiträge an die besonderen Einrichtungen 
finanziert. 
3. Größenordnungen der Finanzierungslast 
Für die Finanzierung der Renten (ohne Krankenversicherung der Rentner) werden 
derzeit Mit te l — im wesentlichen durch Beiträge und aus dem Bundeszuschuß — in 
einer G r ö ß e n o r d n u n g von rd. 20 v. H . der Bruttolohn- und -gehaltsumme der 
Arbeiter und Angestellten aufgebracht. F ü r die Finanzierung der laufenden Versor­
gungsbezüge der Bediensteten (ohne Beihilfen und ohne Altlast nach G 131) entste­
hen Aufwendungen in H ö h e von rd. 36 v. H . der Akt ivenbezüge aller Beamten, 
Richter und Soldaten. 
Die Finanzierung der laufenden Renten der Zusatzversorgung erfordert gegenwär­
tig Mi t t e l in einer G r ö ß e n o r d n u n g von ca. 3,9 M r d . D M jähr l ich zur Finanzierung 
von rund 770 000 laufenden Renten (ohne Bahn und Post); das Volumen der lau­
fenden Renten und Kapitalleistungen der betrieblichen Altersversorgung erfordert 
derzeit Mi t te l in einer G r ö ß e n o r d n u n g von ca. 9 M r d . D M jähr l ich für rund 
2,5 M i o . Rentner. 
4. Demographische und wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
Güterwir tschaf t l ich müssen die Renten- und Versorgungsleistungen stets aus dem 
laufenden Sozialprodukt erbracht werden. Die jeweils erwerbstä t ige Generation 
kommt für die Leistungen an die nicht mehr erwerbstä t ige Generation auf. Hieraus 
ergeben sich enge Z u s a m m e n h ä n g e der Alterssicherung mit der Entwicklung der 
Bevölkerung , der Beschäft igung und des wirtschaftlichen Wachstums. Die K o m ­
mission verweist hierzu auf das Gutachten des Sozialbeirats übe r langfristige Pro­
bleme der Alterssicherung (Bundestags-Drucksache 9/632). W ä h r e n d für den Be­
reich der Rentenversicherung mittelfristige Vorausberechnungen im Rentenanpas­
sungsbericht sowie langfristige Modellrechnungen übe r die Auswirkungen der Be­
vö lkerungsen twick lung vorliegen, gibt es für die anderen untersuchten Sicherungs­
systeme, insbesondere für die Bedienstetenversorgung, keine methodisch vergleich­
baren, amtlichen Vorausschä tzungen . 
Unter der Voraussetzung, d a ß sich die Beteiligung der gesicherten Akt iven an den 
Sicherungssystemen im Zeitablauf nicht verschiebt, müssen sich grundsä tz l ich die 
Alterslastquoten der einzelnen Systeme ähnl ich wie die der G es amt b ev ö l k e ru n g 
entwickeln, wo bis zum Jahre 2030 in etwa eine Verdoppelung der Quote zu erwar­
ten ist. Eine solche generelle Aussage en thä l t auch das Gutachten der Transfer-
Enquete-Kommission. Das Fehlen vergleichbarer Zahlenunterlagen über die lang­
fristige Entwicklung der einzelnen Sicherungssysteme verhindert jedoch eine Ein­
beziehung dieser Zukunftsfragen in den Vergleich. 
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